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Bundesgesetz, mit dem Regelungen über die doppelte 
Preisauszeichnung und andere Angaben von Geldbeträgen 
erlassen werden 


(Euro-Währungsangabengesetz - EWAG, BGBl. I Nr. 110/1999) 


Allgemeiner Teil der Erläuterungen zum 
Euro-Währungsangabengesetz 
1639 der Beilagen XX. GP 


1. Einleitung 


Der Vertrag von Maastricht enthält in seinen Art. 102a bis 109m die Grundlagen der 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion sowie der Einführung einer einheitlichen 
Wwährung. Der allgemeine Rahmen dieser Währungsunion wurde vom Europäischen Rat in 
Madrid im Dezember 1995 festgelegt. Beim Europäischen Rat in Dublin im Dezember 1996 
wurde über die rechtlichen Grundlagen der Einführung des Euro politisches Einvernehmen 
erzielt. 


Auf der Basis des Maastrichter Vertrages und des vom Rat in Madrid festgelegten Rahmens 
wird die Währungsunion in einem mehrstufigen Verfahren vollendet werden: Am ersten 
Maiwochenende 1998 legte der Rat der Staats- und Regierungschefs fest, welche 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union die notwendigen Voraussetzungen für die 
Einführung der einheitlichen Währung erfüllen. Am 31.Dezember 1998 wurden die 
Umrechnungskurse der nationalen Währungen der Teilnehmerstaaten zum Euro und somit 
auch die Umrechnungskurse der nationalen Währungen untereinander endgültig fixiert. 
Demnach beträgt der unwiderruflich festgelegte Umrechnungskurs für einen Euro 13,7603 
Schilling. Euro und Cent sind in den an der Währungsunion teilnehmenden Mitgliedstaaten 
und somit auch in Österreich die offizielle Währung. Die nationalen Währungen bleiben - 
währungsrechtlich betrachtet - vorerst noch Untereinheiten der gemeinsamen Währung. In 
der sogenannten Übergangsphase, die höchstens drei Jahre betragen darf, wird die 
gemeinsame Währung nur als “Buchgeld” existent sein, der Euro kann daher zunächst nur im 
unbaren Zahlungsverkehr verwendet werden. In dieser Phase gilt für die Verwendung des 
Euro das Prinzip “Kein Zwang, keine Behinderung”. Spätestens mit 1. Jänner 2002 wird dann 
die eigentliche Währungsumstellung mit der realen Einführung des Euro beginnen. Diese 
Umstellungsphase darf nicht länger als sechs Monate betragen. Während dieses Zeitraums 
können dann auch der “physisch” existente Euro und die Zahlungsmittel der an der 
währungsumstellung teilnehmenden Länder nebeneinander verwendet werden. Zu 
welchem Stichtag der Schilling die Eigenschaft als gesetzliches Zahlungsmittel in Österreich 
verliert, ist zum Zeitpunkt der Vorbereitung bzw. Erlassung dieses Gesetzesvorhabens nicht 
absehbar. 


Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsübereinkommen vom 7. März 1996 zu einer 
aktiven und konstruktiven Mitwirkung an der Bewältigung der bevorstehenden 
Herausforderungen des europäischen Integrationsprozeses bekannt. Sie sind 
übereingekommen, daß Osterreich an allen zentralen Integrationsbereichen von Anfang an 
teilnehmen und zu deren Weiterentwicklung beitragen wird. Im besonderen haben sich die 
Koalitionspartner auf die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion unter Einhaltung 
des Zeitplans und der vertraglich festgelegten Bedingungen verstanden. 


Für Österreich bedeutet die Teilnahme an der gemeinsamen Währung nach der Einführung 
der Krone im Jahre 1900, der Einführung des Schillings im Jahre 1925, dessen Ersetzung durch 
die Reichsmark mit Beginn der NS-Herrschaft im Jahre 1938 und der Einführung des (neuen) 
Schilling im Jahre 1945 nach der Wiedererrichtung der Republik die fünfte 
Wwährungsänderung innerhalb eines Jahrhunderts. Zum überwiegenden Teil waren diese 
Wwährungsreformen die Folge politischer und wirtschaftlicher Umwälzungen. Die Situation vor 
der Einführung des Euro läßt sich jedoch mit den wirtschaftlichen Begleitumständen der 
genannten Währungsreformen nicht oder nur höchst eingeschränkt vergleichen: Die 
einheitliche Währung ist nicht etwa eine Reaktion auf vorangegangene katastrophale 
politische und ökonomische Entwicklungen, sondern ein weiterer Baustein im friedlichen 
Zusammenwachsen der Europäischen Union. Die gemeinsame Währung fügt sich damit 
organisch in das Vorhaben zur Schaffung eines gemeinsamen europäischen Binnenmarkts 
ein. Der Euro ist weiters nach dem Vorbild der “harten” Währungen mancher Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union und insbesondere nach dem Vorbild der Deutschen Mark strikt auf 
die Erhaltung der Preisstabilität ausgerichtet. Und letztlich stellt die Einführung der 
gemeinsamen Währung keine Währungsreform, sondern eine Währungsumstellung dar, weil 
die österreichische Währung durch die unwiderruflich festgelegten Umrechnungskurse keine 
Wertänderungen erfahren wird. 


Die legistiichen, administrativen und organisatorisch-technischen Begleitmaßnahmen zur 
Einführung des Euro werden in Österreich in einem Koordinationsgremium vorbereitet, in dem 
alle Bundesministerien, die Länder, die Gemeinden und die Sozialpartner vertreten sind. Die 
rechtlichen Vorkehrungen im Bereich des Bundes werden ressortübergreifend in einer 
eigenen “Arbeitsgruppe Legistik" diskutiert. Die administrativen und organisatorisch- 
technischen Maßnahmen werden in einer “Arbeitsgruppe Verwaltung” beraten. Mit den 
spezifischen Erfordernissen in der Kredit- und Versicherungswirtschaft beschäftigt sich eine 
“Arbeitsgruppe Banken und Versicherungen” und mit den ökonomischen Fragen eine 
"Arbeitsgruppe Wirtschaftspolitik”. In deren Bereich wurde die Unterarbeitsgruppe “Preis- und 
Wettbewerbspolitik” eingerichtet. 


Dieser Unterarbeitsgruppe gehören Vertreter der Wirtschaftskammer Österreich, der 
Bundesarbeitskammer, des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, des 
Bundeskanzleramtes, sowie der Bundesministerien für Justiz, für Finanzen und für 
wirtschaftliche Angelegenheiten an. 


Ziel der Unterarbeitsgruppe war es Möglichkeiten zu finden, bei der Währungsumstellung 
geeignete Maßnahmen zur Verfügung zu haben, damit folgende Grunderfordernisse erfüllt 
werden können: 

a) Rechtssicherheit bei der Währungsumstellung; 

b) Vertrauen und Akzeptanz des Euro durch die Bevölkerung; 

c) möglichst unbürokratische und kostengünstige Vorgangsweise der 

Wwährungsumstellung; 
d) Information von Behörden und Bevölkerung; 
e) Verhinderung eines Inflationsschubes. 


Die nunmehr vorgesehenen Regelungen zur doppelten Angabe von Geldbeträgen sollen 
dazu beitragen, einen möglichst transparenten, einfachen und verständlichen Übergang in 
die neue Währung zu sichern. 


Es wurde übereingekommen, daß im Hinblick auf die Verflechtung der österreichischen 
Wirtschaft mit den EU-Nachbarstaaten und im Rahmen etwaiger EU-Regelungen der 
österreichischen Wirtschaft bezüglich der Euro-Umstellung lediglich zumutbare 
Verpflichtungen auferlegt werden sollen, um den Wirtschaftsstandort Österreich attraktiv zu 
erhalten. 


Es wurden Maßnahmen vorgeschlagen, die rasch und effizient umgesetzt werden sollen, 
damit die Bevölkerung Österreichs mit einem gerechtfertigten Gefühl der Sicherheit und der 
Wahrung ihrer Interessen in die Phasen der Währungsumstellung treten kann, und diese selbst 
nicht durch Detailfragen und kurzfristig notwendige Problemlösungen erschwert wird. 


Grundlage des Endberichtes dieser Arbeitsgruppe, der im Juli 1997 vorgelegt wurde, waren 
Ergebnisse von Sozialpartnergesprächen zwischen WKÖ und BAK. In diesen Gesprächen 
konnte weitgehend Übereinstimmung gefunden werden. 


Die maßgeblichen Ergebnisse wurden im vorliegenden Entwurf berücksichtigt und stellen sich 

wie folgt dar: 

- Keine Beschränkung auf den Regelungsbereich des Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 146/1992; 


- befristete Geltungsdauer des Gesetzes; 

- Grundregel, wonach bei Anboten, Kostenvoranschlägen, Rechnungen und Quittungen 
alle Positionen und Endsummen in beiden Denominationen auszudrücken sind; 

- Sonderregelungen für Kassenbons, für Kleinbetriebe und bei Abgabe von Waren in 
Bedienungsform, für Automaten, Zapfsäulen, Taxameter und weitere noch festzulegende 
Bereiche; 

- die Pflicht zur doppelten Angabe kann im einzelnen durch ausdrückliche Vereinbarung 
abbedungen werden; 

- Kontoauszüge und im Zahlungsverkehr oder im Wertpapiergeschäft verwendete Belege 
sind von der Grundregel ausgenommen; 

- Einzelheiten hinsichtlich der Art der Preisauszeichnung; 

- Sonderregel für langfristige Verträge und Dauerschuldverhältnisse ($ 3 des 1. Euro-Justiz- 
Begleitgesetzes); 

- Einrichtung einer rasch handelnden, effizienten und unbürokratischen Kontrolleinrichtung. 


In der Sitzung des Ministerrates am 13. Jänner 1998 nahm dieser den mündlichen, schriftlich 
vorgelegten Bericht des Bundesministers für Finanzen, ZI. EU-7520/31-111/14/97, betreffend die 
Einführung der gemeinsamen Währung, Umstellungsplan (“Aktionsplan”) der öffentlichen 
Verwaltung hinsichtlich der doppelten Preisauszeichnung ergänzend zur Kenntnis: 


“Demnach wird mittels eines generellen Umstellungsgesetzes für alle Wirtschaftsbereiche 
(private und Öffentliche Unternehmen, Gebietskörperschaften) als Grundsatz festgelegt, daß 
drei Monate vor Beginn der Parallelwährungsphase damit begonnen werden muß, Preise (zB 
bei Anboten, Kostenvoranschlägen, Rechnungen) in beiden Währungseinheiten 
auszuzeichnen. Diese Regelung gilt auch während der Phase des doppelten 
währungsumlaufs und kann bei Bedarf verlängert werden. Bei der Art der Preisauszeichnung 
soll jedoch auf sektor- und branchenspezifische Besonderheiten, sowie auf Erleichterungen 
für Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU) Rücksicht genommen werden." 


Im April 1998 wurde ein auf der Grundlage der Ergebnisse der Arbeitsgruppe “Preis- und 
Wettbewerbspolitik" vom Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten erstellter 
Gesetzentwurf zur Begutachtung ausgesandt. Auf Grund der dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten übermittelten Stellungnahmen wurden am Gesetzentwurf 
erhebliche Überarbeitungen vorgenommen, die den konkret begründeten Einwänden und 
weiterführenden Anregungen Rechnung tragen. 


2. Europarechtlicher Rahmen der Einführung des Euro 


Die rechtlichen Grundlagen der Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion bilden die 
Art. 102a bis 109m des Vertrages von Maastricht. Diese Grundlagen werden auf der Ebene 
des europäischen Sekundärrechts näher ausgeführt: Für die im Entwurf behandelten 
Belange sind dabei die Verordnung (EG) Nr. 1103/97 des Rates vom 17. Juni 1997 über 
bestimmte Vorschriften im Zusammenhang mit der Einführung des Euro, ABl. 1997 Nr. L 162, 1 
(im folgenden: 1. Euro-Einführungsverordnung), sowie die Verordnung (EG) Nr. 974/98 des 
Rates über die Einführung des Euro, ABl. 1998 Nr.L 139, 1 (im folgenden: 2. Euro- 
Einführungsverordnung), und die Empfehlung (EG) Nr. 287/98 der Kommission vom 23. April 
1998 zur doppelten Angabe von Preisen und sonstigen Geldbeträgen, ABl. 1998 Nr. L 130 (im 
folgenden: Empfehlung), von besonderem Interesse. 


Die 1. Euro-Einführungsverordnung bestimmt, daß Bezugnahmen in Rechtsinstrumenten auf 
den Ecu als Bezugnahmen auf den Euro zu verstehen sind (Art. 2). Weiters enthält diese 
Verordnung das Prinzip der Kontinuität von Verträgen und Rechtsinstrumenten (Art. 3). 
Darüber hinaus werden in der Verordnung die Modalitäten für die Umrechnung vom Euro in 
die nationalen Währungseinheiten und umgekehrt sowie einzelne Bestimmungen über die 
Auf- und Abrundung festgelegt (Art. 4 und 5). Demgemäß erfolgt die Umrechnung mit sechs 
signifikanten Stellen. Dies bedeutet, daß im Fall Österreichs der Umrechnungskurs von 
Schillingbeträgen in Euro mit zwei Stellen vor plus vier Stellen nach dem Komma anzusetzen 
ist. Der Umrechnungskurs wurde am 31. Dezember 1998 unwiderruflich festgelegt: Ein Euro 
entspricht 13,7603 Schilling. Nach der Umrechnung mit sechs signifikanten Stellen ist auf den 
vollen Centbetrag abzurunden, wenn die dritte Stelle hinter dem Komma geringer als fünf ist, 
bzw. aufzurunden, wenn sie höher als fünf ist; hat die dritte Stelle hinter dem Komma exakt 
den Wert fünf, so wird auf den nächsten Cent aufgerundet. 


Der Umrechnungskurs selbst darf weder gerundet noch abgeschnitten werden. Auch ein 
vom Umrechnungskurs abgeleiteter Kehrwert (zB 1/13,7603 = 0,072672...) darf nicht 
verwendet werden. Dadurch wird sichergestellt, daß unabhängig von der Höhe der Beträge 
eine möglichst exakte Umrechnung erfolgt. 
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Die 2. Euro-Einführungsverordnung enthält weitere, vor allem währungsrechtliche 
Bestimmungen für diejenigen Mitgliedstaaten, die an der Währungsunion teilnehmen. 
Zunächst werden diese Teilnehmerstaaten aufgezählt. In der Folge regelt die Verordnung (in 
den Art. 2 bis 4) die Ersetzung der Währungen der Teilnehmerstaaten durch den Euro. In den 
Art. 5 bis 9 werden weiters Übergangsbestimmungen für den Zeitraum vom 1. Jänner 1999 bis 
(spätestens) 31. Dezember 2001 statuiert. Die Art. 10 bis 12 enthalten die rechtlichen 
Grundlagen für die Ausgabe der Euro-Banknoten und Euro-Münzen. Die Art. 13 bis 16 treffen 
Vorkehrungen für die Zeit nach Ende der Übergangsphase. 


Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften berichtet in der Empfehlung, daß die 
praktischen Aspekte der Umstellung auf den Euro hinsichtlich der doppelten Angabe von 
Preisen und sonstigen Geldbeträgen im Rahmen eines Runden Tisches im Mai 1997 erörtert 
wurden. Im Anschluß an den Runden Tisch setzte die Kommission zur Untersuchung der 
Fragen der doppelten Betragsangabe und der Gewöhnung an das neue Preis- und 
Wertgefüge in Euro beratende Sachverständigengruppen ein. Die Ergebnisse wurden 
zusammen mit dem vorläufigen Standpunkt der Kommission in der am 11. Februar 1998 
beschlossenen Mitteilung der Kommission “Praktische Aspekte der Einführung des Euro” 
dargestellt. Dieser Ansatz wurde vom Runden Tisch am 26.Februar 1998 positiv 
aufgenommen. 


Auf der Grundlage von diesen Schlußfolgerungen vertritt die Kommission die Auffassung, daß 
die doppelte Betragsangaben Verbraucher, Einzelhändlern und Dienstleistern die 
Umstellung auf den Euro in hohem Maß erleichtern werde und insbesondere ein wichtiges 
Instrument der Verbrauchererziehung und des Verbraucherschutzes darstelle. Die doppelte 
Betragsangabe sei allerdings nur eines von vielen Kommunikationsmitteln, die im Rahmen 
einer umfassenden Kommunikationsstrategie eingesetzt werden könnten, um die Umstellung 
auf den Euro zu erleichtern. Rechtsvorschriften auf Gemeinschaftsebene seien allerdings 
nicht das beste Mittel, vielmehr empfiehlt die Kommission die Vorgangsweise nach einem 
“Standard des guten Verhaltens”. Dieser Standard des guten Verhaltens sollte folgendes 
vorsehen: Die Einzelhändler sollten klar angeben, ob sie bereit seien, während der 
Übergangszeit Zahlungen in Euro anzunehmen; zwischen der Währungseinheit, in der der 
Preis festgelegt wird und in welcher die zu zahlenden Beträge berechnet werden einerseits, 
und dem Gegenwert, der nur zu Informationszwecken angegeben werde andererseits, sollte 
deutlich unterschieden werden; gegebenenfalls sollten gemeinsame Formate und 
Gestaltungsmuster für die doppelte Betragsangabe vereinbart werden; zu viele Angaben, 
die Verwirrung stiften könnten, sollten vermieden werden. 


3. Kompetenz 


Dieses Bundesgesetz stützt sich ausschließlich auf jene Kompetenzen, bei denen 
Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache ist, wobei in diesem Zusammenhang 
insbesondere auf das Adhäsionsprinzip hingewiesen wird (Walter -— Mayer, Grundriß des 
österreichischen Bundesverfassungsrecht®, 1996, Rz 259). 


4. Konformität mit Europarecht 


Der Entwurf ist in allen Belangen europarechtskonform. Er baut auf dem primär- und 
sekundärrechtlichen Rahmen zur Einführung des Euro auf, ohne im Gegensatz zu diesen 
Vorgaben zu stehen. 


Gesetzestext 


und Besonderer Teil der Erläuternden Bemerkungen 


1. Abschnitt 


Allgemeine Bestimmungen 


Geltungsbereich 


8 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt anläßlich der Währungsumstellung von 
Schilling auf Euro Angaben von Geldbeträgen von Unternehmern gegenüber 
Verbrauchern ($ 1 KSchG) sowie die Angaben von Geldbeträgen gegenüber 
Adressaten individueller hoheitlicher Verwaltungsakte in der 
Bundesverwaltung. 


(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Angaben von Geldbeträgen, die 
unter den Anwendungsbereich des Art. 188 3 und 4 des 1. Euro-JuBeG, BGBl. I 
Nr. 125/1998, fallen. 


Der Geltungsbereich soll sich nicht nur auf Verbrauchergeschäfte, also auf Verträge 
zwischen Unternehmern und Verbrauchern im Sinne des &8 I KSchG, sondern auch auf den 
Bereich der gesamten staatlichen Bundesverwaltung erstrecken. Damit ist neben der 
Bundesverwaltung im engeren Sinn (mittelbare und unmittelbare Bundesverwaltung) auch 
die Verwaltung durch andere Rechtsträger, insbesonders durch Selbstverwaltungskörper, 
soweit deren Einrichtung und Verwaltung auf Bundesrecht beruhen, erfaßt. Die 
Gerichtsbarkeit ist ebenso wenig betroffen, wie die Gesetzgebung. Angaben von 
Geldbeträgen in Gesetzen und Verordnungen sind daher auch während der Geltungsdauer 
des EWAG nicht doppelt darzustellen. 

Die Begriffe “Unternehmer” und “Verbraucher” entsprechen der Definition im 8 1 KSchG, die 
durch die Rechtsprechung hinreichend ausjudiziert und präzisiert sind. 

Das EWAG ist nicht auf Rechtsgeschäfte zwischen Unternehmern anzuwenden, weil die 
Information Über den Wert eines Geldbetrages erfahrungsgemäß nur für den 
Letztverbraucher erforderlich ist; Unternehmer verschaffen sich dieses Wissen auf andere 
Weise, zumal von diesen auf Grund ihrer beruflichen Tätigkeit erhöhte Information und 
einschlägige Kenntnisse erwartet werden können. 

Unter “Angaben von Geldbeträgen” ist nicht nur die Preisauszeichnung im Sinne des 
Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. Nr. 1468/1992, zu verstehen, sondern jede optisch 
wahrnehmbare Wertangabe in österreichischer Währung, die gegenüber einem 
Verbraucher oder einem Empfänger einer behördlichen Entscheidung in Erscheinung tritt. 


Hinsichtlich der Angabe von Geldbeträgen in langfristigen Verträgen und den daraus 
resultierenden Abrechnungen wird auf Art.I1 83 des 1. Euro-Justiz-Begleitgesetzes, BGBl. | 
Nr. 125/1998 verwiesen. Art.1 83 des 1. Euro-JuBeG stellt gegenüber den Vorschriften des 
EWAG eine Sonderregel dar. 


Ziele 


$ 2. Ziele dieses Bundesgesetzes sind: 
l.einen geordneten Übergang bei der Währungsumstellung zu 
unterstützen; 


2.die Gewöhnung an die neue Währung für die Verbraucher zu 
erleichtern; 

3.unter Bedachtnahme auf die Sicherung der Nahversorgung den 
Wettbewerb durch Information über Preise zu fördern; 

4. die Vergleichbarkeit von Preisen zu erhöhen und 

5. Inflationsschübe auf Grund der Währungsumstellung zu vermeiden. 


Die im EWAG dargelegten Ziele bilden die Grundlage der Bestrebungen einer gesetzlichen 
Regelung zur “doppelten Preisauszeichnung” anläßlich der Währungsumstellung und sind 
somit von zentraler Bedeutung, zumal in weiterer Folge im Entwurf wiederholt auf diese Ziele 
verwiesen wird. 


ZuZ1: 


Die Forderung nach einem geordneten Übergang bei der Währungsumstellung ist im Sinne 
der Schaffung von Rechtsklarheit und Rechtssicherheit zu verstehen. Die 
Wwährungsumstellung sollte einheitlich, überschaubar und transparent sein, damit der 
einzelne Bürger die Möglichkeit erhält, notwendige Informationen zu erhalten, und im 
Vertrauen auf diese Informationen handeln kann. 


Zu Z2: 


Die Änderung des Zahlungsmittels in Österreich wird bei vielen Verbrauchern zu 
Schwierigkeiten führen, da sie auf den Schilling als Maßeinheit fixiert sind und andere 
Währungen in Schilling umrechnen. Die doppelte Preisauszeichnung kann und soll allerdings 
nur einen Übergang erleichtern. Spätestens mit dem Außerkrafttreten der Pflicht zur 
doppelten Währungsangabe sollte der Übergang von Schilling in Euro auch mental 
vollzogen sein. 


Zu Z3 und 4: 


Wettbewerb entsteht am Markt durch Angebot und Nachfrage, wobei insbesondere die 
Nachfrage wesentlich von der Preisgestaltung eines Produktes beeinflußt wird. Es muß daher 
gewährleistet werden, daß diesbezüglich möglichst einheitliche, deutliche und verständliche 
Informationen an die Konsumenten weitergegeben werden, wobei jedoch auf die Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Nahversorgung in Zusammenhang mit der 
Wwährungsumstellung Bedacht genommen werden muß. Dies bedeutet auch, daß die 
angebotenen Preise hinsichtlich der jeweils verwendeten Währungseinheit vergleichbar sein 
müssen, zumal der Verbraucher in der Regel seine Kaufentscheidung durch ein Abwägen 
der verschiedenen, angebotenen Produkte mit verschiedenen Preisen (Preis-Leistungs- 
Verhältnis) trifft und nicht gezwungen sein soll, bei Preisvergleichen komplexe Rechnungen 
selbst anzustellen. 


Zu Z5: 


Die Umrechnung von Schillingbeträgen in Eurobeträgen oder umgekehrt hat entsprechend 
dem vom Rat der Europäischen Union gemäß Artikel 1091 Abs. 4 erster Satz des EG-Vertrages 
unwiderruflich festgelegten Umrechnungskurs zu erfolgen. Allfälig notwendige 
Rundungsregeln sind der 1. Euro-Einführungsverordnung zu entnehmen, die in Österreich 
unmittelbar anzuwenden ist und somit geltendes österreichisches Recht darstellt. Wesentlich 
ist, daß lediglich auf Grund der Währungsumstellung keine Preiserhöhung erfolgen darf. 
Preiserhöhungen auf Grund anderer Umstände, wie zB Erhöhung von Produktions- oder 
Personalkosten, Wareneinkauf usw. sind durchaus möglich. Es ist jedoch erforderlich, auch 
die neuen Preise entsprechend dem Umrechnungskurs umzurechnen und kaufmännisch zu 
runden. 


Begriffsbestimmungen 


8 3. (1) Doppelte Währungsangabe im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die 
Angabe von Geldbeträgen sowohl in Schilling/Groschen (im folgenden: 
Schillingbetrag) als auch in Euro/Cent (im folgenden: Eurobetrag) 
entsprechend dem vom Rat der Europäischen Union gemäß Artikel 1091 


13 


Abs. 4 erster Satz des EG-Vertrages unwiderruflich festgelegten Kurs (im 
folgenden: Umrechnungskurs). 


(2) Saldierungswährung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jene 
Währungseinheit, in der der Unternehmer gegenüber dem Verbraucher seine 
Verrechnung durchführt. 


Zur besseren Verständlichkeit und zur Vermeidung zu langer Formulierungen wurden im 
Gesetz selbst die Begriffe “doppelte Währungsangabe”, “Schillingbetrag”, "Eurobetrag”, 
“Umrechnungskurs” sowie “Saldierungswährung” definiert. 


Der Zeitpunkt der innerbeftrieblichen Verrechnungsumstellung eines Unternehmens, also der 
betrieblichen Umstellung von Schilling auf Euro ist innerhalb des Umstellungszeitraumes bis 
zum 1. Jänner 2002 vom betroffenen Betrieb frei wählbar. Ab dem 1. Jänner 2002 ist der Euro 
die einzige Währung in Österreich; der Schilling ist nicht mehr undezimale Untereinheit des 
Euro, gleichwohl er, solange er noch gesetzliches Zahlungsmittel ist, entsprechend seinem 
Umrechnungskurs von 13,7603 getauscht werden kann. Ab dem Zeitpunkt, ab dem der 
Schilling nicht mehr gesetzliches Zahlungsmittel ist, kann er unbefristet bei der 
Oesterreichischen Nationalbank zum Umrechnungskurs umgetauscht werden (vgl. 8 87 276 
lit.a Bundesgesetz, mit dem das Nationalbankgesetz geändert wird, BGBl. I Nr. 60/1998 und 
8 10 Abs. 4 des Scheidemünzengesetzes in der Fassung des BGBl. | Nr. 60/1998). 


2. Abschnitt 
Pflicht zur doppelten Währungsangabe 


Dauer der Pflicht zur doppelten Währungsangabe 


84. (1) Die Pflicht zur doppelten Währungsangabe beginnt mit 1. Oktober 
2001 und bleibt bestehen, solange der Schilling gesetzliches Zahlungsmittel 
ist. 


(2) Die Bundesregierung kann die Dauer der Pflicht zur doppelten 
Währungsangabe nach Anhörung der Euro-Preiskommission ($ 18) durch 
Verordnung bis längstens 31. Dezember 2002 verlängern, sofern dies zur 
Erreichung der in $ 2 genannten Ziele erforderlich ist. 


Der Beginn der Pflicht zur doppelten Währungsangabe ist durch einen genauen Zeitpunkt 
definiert. 


Die Ausgabe des Euro-Bargeldes wird - wie im Allgemeinen Teil der Erläuterungen ausgeführt 
- ab 1. Jänner 2002 erfolgen. 


Die 2. Euro-Einführungsverordnung sieht in Artikel 15 vor, daß Banknoten und Münzen, die auf 
eine nationale Währungseinheit lauten, die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels in 
dem jeweiligen Göültigkeitsgebiet noch für längstens sechs Monate nach Ende der 
Übergangszeit beibehalten; diese Frist kann durch nationale Rechtsvorschriften verkürzt 
werden. Die in der 2. Euro-Einführungsverordnung genannte Übergangszeit endet am 
3l.Dezember 2001. Gemäß 887 Z26 Ji.a des Bundesgesetzes mit dem das 
Nationalbankgesetz 1984 geändert wird, BGBl.| Nr. 60/1998, verlieren die von der 
Oesterreichischen Nationalbank vor dem gemeinschaftsrechtich bestimmten 
Erstausgabetag für Euro-Banknoten ausgegebenen und noch nicht zur Einziehung 
aufgerufenen, auf Schilling lautende Banknoten mit Ablauf eines durch Bundesgesetz 
gesondert festgelegten Tages ihre Eigenschaft als gesetzliches Zahlungsmittel. Das Ende des 
Schilling als gesetzliches Zahlungsmittel ist somit durch das in 887 Z6 Iit.a des Bundes- 
gesetzes mit dem das Nationalbankgesetz und andere Gesetze geändert wurde, BGBl. | 
Nr. 60/1998, vorgesehene Bundesgesetz gesondert festzulegen. 


Das Ende der Pflicht zur doppelten Währungsangabe ist daher an das Ende des Schilling als 
gesetzliches Zahlungsmittel gekoppelt. Dies entspricht ebenso wie die vorgesehene 
Verlängerungsmöglichkeit dem im Aktionsplan des Bundes festgelegten Vorgangsweise. 


Pflicht zur doppelten Währungsangabe von Unternehmern 


8 5. (1) Unternehmer sind 
a)in Anboten, Kostenvoranschlägen, Rechnungen und Quittungen und 
b) bei jeglicher Werbung, bei der der Verkaufspreis genannt ist, sowie 
c) dort, wo sie durch Bundesrecht zu Geldbetragsangaben verpflichtet 
sind, 
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, zur doppelten 
Währungsangabe verpflichtet. 


(2) Die Pflicht zur doppelten Währungsangabe umfaßt die Angabe von 
Geldbeträgen in Schilling und Euro aller Einzelpositionen und des 
Endbetrages, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. Eine 
S$Summierung von Einzelpositionen hat nur hinsichtlich der Saldierungswährung 
zu erfolgen. 


(3) Die Pflicht gemäß Abs. 1 lit. a kann hinsichtlich bestimmter oder aller 
Angaben im einzelnen zwischen Unternehmer und Verbraucher abbedungen 
werden. 


8 5 gilt für Unternehmer im Sinne des $ I KSchG und umfaßt somit auch unternehmerische 
Tätigkeiten von Gebietskörperschaften im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung. 


Wesentlich ist, daß ein Verbraucher bei Besorgung seiner Geschäfte des täglichen Lebens 
hinreichend Gelegenheit erhält, sich mit der neuen Währung auseinanderzusetzen und 
gleichzeitig informiert wird, was ein Eurobetrag verglichen mit dem bislang gewohnten 
Schilingbetrag bedeutet. Anbot, Kostenvoranschlag, Rechnung und Quittung sind 
Rechtsbegriffe des Zivilrechts und dort hinreichend erklärt (vgl. Koziol - Welser, Bürgerliches 
Recht'!°1, 1995). Jedenfalls zulässig ist auch die zweifache Ausstellung (in Schilling und in Euro) 
eines schriftlichen Anbots oder eines Kostenvoranschlages. 


Prözisierend festgehalten wird, daß Bons von Pfandflaschenrückgabeautomaten, bloße 
Flugzeugtickets und Leistungsverzeichnisse, die insbesonders in der Bauwirtschaft zur 
Information bereitgehalten werden, oder Preisetiketten von Waagen in 
Selbstbedienungsgeschäften nicht unter den Anwendungsbereich des 85 fallen und 
demnach die darauf angegebenen Beträge nicht in beiden Denominationen anzugeben 
sind. Die Angabe der Saldierungswährung ist ausreichend. 


Die 88 9 bis 12 des Preisauszeichnungsgesetzes sind gemäß 8 13 Preisauszeichnungsgesetz 
1992, BGBl. Nr. 146/1992, auch für freiwillig, insbesonders in der Werbung oder in Prospekten 
ausgezeichnete Preise anzuwenden. Unbeschadet dieser Bestimmung tritt durch 8 5 Abos. 1 
lit.b für den Bereich der Werbung die Verpflichtung zur Angabe des Preises in der jeweils 
anderen Denomination hinzu, wobei die diesbezüglichen Preisangaben sich ebenfalls an 
den 889 bis 12 leg. cit. zu orientieren haben, und somit entsprechend dem 
Umrechnungskurs zusätzlich anzugeben sind. 


Unter jeglicher Werbung ist Werbung in Druckerzeugnissen, im Rundfunk und Fernsehen zu 
verstehen. 


Der Hinweis auf die Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe auf Grund Bundesrecht 
bedeutet, daß dort, wo auf Grund solcher Vorschriften eine Verpflichtung zur Angabe eines 
Geldbetrages, Preises oder Wertbetrages besteht (zB Preisauszeichnungsgesetz, 
Bankwesengesetz, usw.), im Zeitraum, der aus 8 4 hervorgeht, eine Verpflichtung zur Angabe 
von Schilling- und Eurobeträgen - im aus der bundesrechtlichen Bestimmung vorgegebenen 
Ausmaß - besteht. Sonderregeln, die in einzelnen Bestimmungen des EWAG enthalten sind, 
gehen der Grundregel des 8 5 Abs. 1 lit. c vor. 


Prözisierend festgehalten wird, daß soweit beispielsweise in Rechnungen Geldbeträge zu 
addieren sind, diese Addition nur hinsichtlich der Geldbeträge in der Saldierungswährung 
vorzunehmen ist. Auf Grund erlaubter kaufmännischer Rundungen kann eine Addition 
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einzelner Geldbeträge in der Denomination, die nicht Saldierungswährung ist, eine von der 
Addition der Geldbeträge in der Saldierungswährung abweichende Summe ergeben. Um 
dies zu verhindern, wird festgelegt, daß eine Addition von Teilbeträgen ausschließlich in der 
Saldierungswährung zu erfolgen hat und die Summe entsprechend dem Umrechnungskurs 
umzurechnen ist. Auf Grund der vorzunehmenden kaufmännischen Rundung entsprechend 
Art. 5 der 1. Euro-Einführungsverordnung kann eine Rundungsdifferenz zwischen der Summe 
in der Saldierungswährung und der Summe in der anderen Denomination somit maximal 
einen halben Cent (6,88015 Groschen) der zu bezahlenden Rechnungssumme betragen, 
wie dies bei jeder anderen Umrechnung der Fall sein kann. Es kommt auf Grund dieser 
Vorschrift aber nicht zu einer Summierung der einzelnen Rundungsdifferenzen, die in Summe 
eine wesentlich größere Differenz zum Rechnungsbetrag betragen könnten. 


Die Angabe eines Geldbetrages, Preises oder Wertbetrages in der von der 
Saldierungswährung abweichenden Denomination hat somit nur informativen Charakter. 


Abs.3 bestimmt, daß es dem Unternehmer in Zusammenwirken mit dem Verbraucher 
freisteht, die Informationspflichten des Abs. 1 lit. a abzubedingen. Eine Klausel in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern soll zur Wirksamkeit einer solchen 
Vereinbarung aber nicht ausreichen. Vielmehr kann von der Angabe von Euro und Schilling 
nur dann abgegangen werden, wenn sich die Vertragspartner darauf gesondert verstanden 
haben (vgl. 8 6 Abs. 2 KSchG). 


Art der doppelten Währungsangabe 


86. (1) Die doppelte Währungsangabe ist so vorzunehmen, daß ein 
durchschnittlich aufmerksamer Betrachter sie leicht lesen und der jeweiligen 
Denomination eindeutig zuordnen sowie beide Angaben gleichzeitig 
wahrnehmen kann. 


(2) Bei einer Preisauszeichnung gemäß den Bestimmungen des 
Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. Nr. 146/1992 in der jeweils geltenden 
Fassung, sowie bei Preisangaben in der Werbung hat hinsichtlich der 
doppelten Währungsangabe bei Preisangaben nebeneinander der 
Schillingbetrag links und der Eurobetrag rechts, bei Preisangaben 
übereinander, der Schillingbetrag oben und der Eurobetrag unten zu stehen. 


(3) Unternehmer haben im Kassenbereich an gut sichtbarer Stelle auf 
einem Aushang den Umrechnungskurs, die Saldierungswährung sowie eine 
Liste der Stückelunge von Schillingnoten und -münzen und Euronoten und - 
münzen mit dem jeweiligen Wert in der anderen Denomination anzugeben. 


Das Wort “Betrachter” schließt ein, daß von derjenigen Stelle, von der die doppelte 
Währungsangabe betrachtet werden kann (etwa vor der Auslage oder im Geschäft vor 
einem Regal), diese leicht festgestellt werden kann, ohne daß eine Ortsveränderung der 
dargestellten Ware oder der Einsatz technischer oder sonstiger Hilfsmittel notwendig ist, um 
die Information zu erhalten. Es muß sichergestellt sein, daß der Betrachter leicht feststellen 
kann, ob ein Betrag einen Schillingbetrag oder einen Eurobetrag darstellt. Dies kann auf 
unterschiedliche Weise gewährleistet werden, indem beispielsweise entweder ent- 
sprechende Währungssymbole verwendet werden oder eine farbliche Differenzierung bei 
den Angaben erfolgt. Ein Hinweis, daß beispielsweise die in Klammer gesetzten Beträge 
Eurobeträge darstellen und nur zur Information dienen, da die Saldierungswährung Schilling 
ist, wäre bei Vorliegen der Saldierungswährung Schilling zulässig. 


Abs. 2 dient der leichten Lesbarkeit, einer eindeutigen Zuordenbarkeit und der Einheitlichkeit 
der doppelten Währungsangabe. 


Um einen Mindeststandard der doppelten Währungsangabe in allen Unternehmen zu 
gewährleisten sowie dem Verbraucher ein Verständnis für den Wert des Euro-Bargeldes zu 
vermitteln, haben alle Unternehmer, und somit auch jene, die von der Sonderregel des 8 14 
erfaßt werden, auf einem für die Verbraucher gut einsehbaren Aushang im Kassenbereich 
den Umrechnungskurs, die Saldierungswährung sowie eine Liste der Stückelungen von 
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Schillingnoten und -münzen und Euronoten und -münzen mit ihrem jeweiligen Wert in der 
anderen Denomination anzugeben. Ob mit einem einzigen Aushang ein Auslangen 
gefunden werden kann, oder ob mehrere Aushänge in einer Betriebsstätte angebracht 
werden müssen, hängt von der Größe des Kassenbereiches und der Anordnung der Kassen 
ab. Es muß jedoch sichergestellt sein, daß ein Verbraucher kurz vor Bezahlung sich über den 
Wert des Euro-Bargeldes informieren kann. 


Zur Klarstellung wird festgehalten, daß bei Setangeboten (mehrere Waren werden als 
Gesamteinheit vom Unternehmer zum Verkauf angeboten) die Pflicht zur doppelten 
währungsangabe ausschließlich für den Endpreis des Setangebotes gilt, da nur das gesamte 
Set zum Verkauf angeboten wird. Eine Preisdarstellung in Euro und Schilling von einzelnen 
nicht zum Verkauf bestimmten Waren würde den Eindruck erwecken, daß auch diese 
Einzelwaren für den Verkauf bestimmt sind, und würde daher zu Verwirrung bzw. 
Verunsicherung beim Verbraucher führen. Sollten jedoch einzelne Teile eines Setangebotes 
ebenfalls zum Verkauf angeboten werden, so besteht auch hinsichtlich dieser Waren die 
Pflicht zur doppelten Währungsangabe, da der Verbraucher die nötigen Preisinformationen 
hinsichtlich aller erwerbbaren Waren haben soll. 


Verordnungsermächtigung 


8 7. Sofern die Art der doppelten Währungsangabe eine unzumutbare 
technische oder wirtschaftliche Belastung darstelll, kann der jeweils 
zuständige Bundesminister, gegebenenfalls unter Bedachtnahme auf ein 
Übereinkommen der Bundesarbeitskammer und der Wirtschaftskammer 
Österreich oder der jeweils zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung, 
durch Verordnung unter Berücksichtigung der Ziele in $ 2 und nach Anhörung 
der Euro-Preiskommission geeignete andere Maßnahmen, die die Ermittlung 
eines Betrages in Schilling und in Euro ermöglichen, vorsehen. 


Da zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beurteilt werden kann, in welchen 
Bereichen im Zeitraum der Pflicht zur doppelten Währungsangabe diese eine unzumutbare 
technische oder wirtschaftliche Belastung darstellen wird und dafür entsprechende 
Sonderregeln bereichsweise vorzusehen wären, wurde daher diese Bestimmung als 
Verordnungsermächtigung des für den jeweiligen Bereich zuständigen Bundesministers 
aufgenommen. Vor Erlassung einer entsprechenden Verordnung ist jedoch die Euro- 
Preiskommission zu hören, die ihrerseits Empfehlungen abgeben kann. 


Diese Bestimmung sieht auch die Möglichkeit zum Abschluß von freiwilligen Branchen- oder 
Generalvereinbarungen zur doppelten Währungsangabe zwischen der Wirtschaftskammer 
Österreich bzw. der jeweils anderen zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung und der 
Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte vor. 


Dies bedeutet aber keine Verpflichtung für den jeweils zuständigen Bundesminister, einer 
Empfehlung der Sozialpartner zur Erlassung einer entsprechenden Verordnung 
nachzukommen. Dies wäre aus verfassungsrechtlichen Gründen (88 19 f B-VG) auch nicht 
zulässig. Den Interessenvertretungen wird lediglich ein Vorschlagsrecht eingeräumt. Ob der 
jeweils zuständige Bundesminister einer Empfehlung zur Erlassung einer Verordnung 
entspricht, liegt in seinem Ermessen. 


Tankstellen 


88. Unbeschadet der Preisauszeichnung für Treibstoffe gemäß 85 der 
Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten 
betreffend Preisauszeichnung für bestimmte Leistungen und für Treibstoffe bei 
Tankstellen, BGBl. Nr. 813/1992 in der jeweils geltenden Fassung, haben die 
Betreiber von Tankstellen für die Abgabe von Treibstoff an Verbraucher an 
der Zapfsäule oder deren unmittelbarer Nähe zusätzlich deutlich sichtbar die 
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Saldierungswährung, den Umrechnungskurs, den Preis für einen Liter des 
jeweiligen Treibstoffes in Schilling und in Euro sowie eine Liste der 
Stückelungen von Schillingnoten und -münzen und Euronoten und -münzen 
mit dem jeweiligen Wert in der anderen Denomination anzugeben. Die in 
Euro angegebenen Literpreise haben drei Dezimalstellen aufzuweisen. 


85 der Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend 
Preisauszeichnung für bestimmte Leistungen und für Treibstoffe bei Tankstellen, BGBl. 
Nr. 813/1992, sieht eine Verpflichtung zur deutlichen Treibstoffpreisauszeichnung vor. Danach 
haben die Betreiber von Tankstellen die Preise für Normal- und Superfahrbenzin sowie für 
Dieselkraftstoff auf dem Tankstellenareal auf eine solche Art auszuzeichnen, daß motorisierte 
Straßenbenützer von der Fahrbahn aus bei einer für das allfällige Zufahren zur Tankstelle 
entsprechend reduzierten Geschwindigkeit die Preise leicht lesen und zuordnen können. 
Dieser Bestimmung wird in der Regel durch das Aufstellen von großflächigen Preisschildern 
(Totem) entsprochen. Die zitierte Bestimmung soll unverändert bestehen bleiben. Von einer 
Pflicht zur doppelten Währungsangabe auf Totems soll aus Gründen der Verkehrssicherheit 
abgesehen werden. Das bedeutet, daß mit Wegfall des Schilling als Untereinheit der 
österreichischen Währung (mit Ende der dreijährigen Übergangszeit am 1. Jänner 2002) und 
mit dem Inverkehrbringen des Euro-Bargeldes die Totems von Schillingpreisen auf Europreise 
umzustellen sind. 


Die Erfüllung der Pflicht zur doppelten Währungsangabe bei Zapfsäulen durch einen 
zusätzlichen Betragsanzeigerrollbalken würde den Austausch aller vorhandenen Zapfsäulen 
zur Folge haben, was eine unverhältnismäßige Belastung für die Betreiber von Tankstellen im 
Vergleich zu der dazu gewonnenen Information für Konsumenten bedeuten würde. Daher ist 
vorgesehen, daß spätestens ab 1. Oktober 2001 im einsehbaren Nahebereich der Zapfsäule 
zusätzlich deutlich sichtbar die Saldierungswährung, der Umrechnungskurs und der Preis für 
einen Liter des jeweiligen Treibstoffes in Schilling und in Euro sowie eine Liste der 
Stückelungen von Schilingnoten und -Münzen und Euronoten und -münzen mit dem 
jeweiligen Wert in der anderen Denomination anzugeben ist. 


Im einsehbaren Nahebereich bedeutet, daß ein durchschnittlich aufmerksamer Verbraucher 
beim Betanken seines Fahrzeuges leicht die geforderten Hinweise wahrnehmen kann. Dies 
kann durch Anbringen eines einzigen oder durch mehrere entsprechende deutlich 
wahrnehmbare zentrale Informationsschilder erfolgen. Ein einziges Hinweisschild im 
Kassenbereich der Tankstelle, das alle vorgeschriebenen Informationen enthält, entspricht 
nicht der Vorschrift. 


Bei einer Preisdarstellung in Euro mit nur zwei Dezimalstellen wäre eine Rundungsdifferenz je 
Liter Treibstoff bis zu umgerechnet maximal sieben Groschen möglich. Da sich bei kleinen 
Werteinheiten Rundungsdifferenzen durch die Summierung besonders auswirken, haben in 
Euro angegebene Literpreise drei Dezimalstellen aufzuweisen. 


Kataloge 


8 9. Unternehmer, die Kataloge herausgeben, die einen wesentlichen Teil 
des Verkaufs- oder Dienstleistungssortiments enthalten, können im Fall von 
Preisangaben im Katalog der Verpflichtung gemäß 86 auch dadurch 
entsprechen, daß sie eine gut lesbare Preisliste mit allen im Katalog 
enthaltenen Preisen in aufsteigender Reihenfolge mit den entsprechenden 
Währungsangaben in der jeweils anderen Denomination beilegen oder 
andere geeignete Umrechnungshilfen, die die Ermittlung eines Betrages in 
Schilling und in Euro ermöglichen, wie insbesondere das Verwenden von 
technischen Umrechnungshilfen, vorsehen. 


Die Sonderregel des 8 9 sieht eine Mindestinformationspflicht der Unternehmer vor. Jener 
Unternehmer, der mittels eines Katalogs sein Verkaufs- oder Dienstleistungssortiment bewirbt, 
kann einen eigenen Preisumrechnunggsteil (Preise des Sortiments in beiden Denominationen, 
wobei die Preise in aufsteigender Reihenfolge anzugeben sind), oder technische 
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Umrechnungshilfen beilegen. Solche Umrechnungshilfen stellen Taschenrechner oder 
Umrechnungstabellen, mit denen sich durch Addition durch den Verbraucher der jeweils 
entsprechenden Umrechnungsbeträge die Preise in der jeweils anderen Denomination 
berechnen lassen, dar. Der Gebrauch einer Umrechnungstabelle ist in einer Anleitung durch 
mindestens ein Beispiel zu erklären. 


Kataloge von Reiseveranstaltern, eingeschränkt auf Länder oder geographische Gebiete, 
die mehrere Länder umfassen, sind von der Sonderregel des 8 9 erfaßt, sofern in diesen 
Katalogen das wesentliche Angebot des Reiseveranstalters für dieses geographische Gebiet 
enthalten ist. Beispiele für solche Kataloge sind ein Österreich-, Alpen-, oder Städtekatalog. 
Dies gilt auch für Kataloge für spezielle Angebotsgruppen (Senioren, Studenten usw.). 


Werbeprospekte, die weniger als 25% des Verkaufs- oder Dienstleistungssortiments des 
Unternehmens enthalten, sind von dieser Sonderregel nicht erfaßt, was zur Folge hat, daß in 
solchen Prospekten alle angegebenen Preise in beiden Denominationen anzugeben sind 
(8 5 Abs. 1 lit. b). 


Taxigewerbe 


8 10. (1) Bei Fahrzeugen des Taxigewerbes, die mit mehrwährungsfähigen 
Fahrpreisanzeigern ausgestattet sind, wird der Pflicht zur doppelten 
Währungsangabe gemäß $ 5 Abs. 1 lit. c durch das Verwenden dieser Geräte 
entsprochen, wobei das Beförderungsenigell über Ersuchen des 
Verbrauchers diesem durch Umschalten des Gerätes auf die jeweils andere 
Denomination bekanntzugeben ist. Der Verbraucher muß auf einem für ihn 
gut sichtbaren Schild auf die Möglichkeit der Ablesung in Schilling und Euro 
hingewiesen werden. 


(2) In Fahrzeugen des Taxigewerbes, die nicht mit einem 
mehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeiger ausgestattet sind, ist unmittelbar 
beim Taxameter ein Hinweis anzubringen, der den Umrechnungskurs, die 
Saldierungswährung sowie drei typische Beförderungsentgelte in Schilling 
und in Euro enthält. 


Diese Bestimmung enthält eine Sonderregel hinsichtich der Pflicht zur doppelten 
Wwährungsangabe bei der Beförderung eines Verbrauchers in einem Taxi (8 2 Abs. 1 Z4 des 
KfzStG 1992, BGBl. Nr.449, und der auf Grund des 810 Abs.Ib und 2 des 
Gelegenheitsverkehrs-Gesetzes, BGBl. Nr. 85/1952 in der jeweils geltenden Fassung, 
erlassenen Verordnungen des jeweils zuständigen Landeshauptmannes), wobei in 8 10 
zwischen mehrwährungsfähigen und nichtmehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeigern 
unterschieden wird. Dort, wo mehrwährungsfähige Fahrpreisanzeiger verwendet werden, ist 
der Pflicht zur doppelten Währungsangabe durch Umschalten dieses Gerätes auf die 
andere Denomination Über Ersuchen des Verbrauchers nachzukommen. Ein Ersuchen des 
Verbrauchers wurde deswegen vorgesehen, weil ein unaufgefordertes Umschalten am 
Fahrpreisanzeiger durch den Taxilenker beim Verbraucher den Eindruck erwecken könnte, 
der Taxilenker wolle beim Fahrpreis Manipulationen zum Nachteil des Verbrauchers 
vornehmen, wodurch ein unnötiger Erklärungsbedarf entstehen würde. 

Der beim nichtmehrwährungsfähigen Taxameter anzubringende Hinweis mit 
Umrechnungskurs, Saldierungswährung sowie mindestens drei typischen 
Beförderungsentgelten in Schilling und in Euro stellen Mindesterfordernisse dar. Zusätzlich 
können auch Taschenrechner oder Umrechnungstabellen für die Umrechnung in die jeweils 
andere Denomination verwendet werden. 


Drei typische Beförderungsentgelte sind so zu verstehen, daß drei bisher üblichen 
Beförderungsentgelten in Schilling (zB 70; 150; 200) die entsprechenden Eurobeträge (5,09; 
10,90; 14,53) für den Fahrgast sichtbar zugeordnet werden. 


Konzessionäre nach dem Glücksspielgesetz 


8 11. Konzessionäre nach den 88 14 und 21 Glücksspielgesetz, BGBl. 
Nr. 620/1989 in der jeweils geltenden Fassung, können den Verpflichtungen 
gemäß den 885 und 6 auch dadurch entsprechen, daß Listen mit den 
entsprechenden Währungsangaben in beiden Denomindtionen in den 
Verkaufs- und Betriebsstellen gut sichtbar ausgehängt und zur freien 
Entnahme aufgelegt werden. An Glücksspiel- und 
Glücksspielverkaufsautomaten sind die Einsätze, Preise und Gewinne mit Hilfe 
einer gut lesbaren, am Automaten angebrachten Liste sowohl in Schilling als 
auch in Euro auszuzeichnen. 


Auf den Produkten der Konzessionäre gemäß 88 14 und 21 Glücksspielgesetz (Lose, 
Wettscheine; Glücksspielautomaten, Jetons) sind in größerer Anzahl, zum Teil auch verdeckt, 
Geldbeträge bzw. teilweise auch Auszüge aus den Spielbedingungen aufgebracht, sodaß 
eine doppelte Währungsangabe unter Bedachtnahme auf 885 und 6 aus technischen 
Gründen nicht realisierbar und für den Konsumenten auf Grund der Unübersichtlichkeit 
unverständlich wäre. Die Platzverhältnisse auf diesen, das jeweilige Produkt verkörpernden 
Medien, reichen keinesfalls aus, um für durchschnittlich aufmerksame Betrachter leicht 
lesbare Betragsangaben in beiden Denominationen anbringen zu können. & 11 sieht daher 
anstelle dessen vor, daß Konzessionäre nach den 88 14 und 21 Glücksspielgesetz den 
Verpflichtungen gemäß 88 5 und 6 durch Auflegen, Aushängen bzw. Anbringen (in Verkaufs- 
und Betriebsstellen beispielsweise an Glücksspie- und Verkaufsautomaten) von 
entsprechenden Listen nachkommen können. 


Zusätzlich unterliegen die Konzessionärte des Bundes nach den 8814 und 2] 
Glücksspielgesetz der ständigen Aufsicht durch das Bundesministerium für Finanzen. 


Buchhandel 


8 12. Bei der Abgabe von Büchern und anderen Verlagsprodukten an 
Letztverbraucher wird die Pflicht zur doppelten Währungsangabe gemäß $ 5 
Abs. 1 lit. c wie folgt erfüllt: 

a) Hinsichtlich jener Bücher und Verlagsprodukte, die vor dem 1. Juli 
2001 angeliefert wurden, ist ein Aushang, der auf diesen Umstand 
hinweist, und den Umrechnungskurs sowie die Preise von mindestens 
fünf typischen im Buchhandel verlangten Buchpreisen in Schilling und 
in Euro enthält, anzubringen; 

b) hinsichtlich jener Bücher und Verlagsprodukte, die nach dem 1. Juli 
2001 angeliefert wurden, sind, soweit nicht der jeweilige Verlag oder 
Grossist die doppelte Preisangabe am Produkt vorgenommen hat, 
geeignete Umrechnungstabellen bereitzuhalten. 


Der Buchhandel ist vom Geltungsbereich des Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. 146/1992, 
umfaßt. Die diesbezüglich anzuwendenden Vorschriffen kommen unverändert zur 
Anwendung. Da jedoch Bücher Waren darstellen, die mitunter mehrere Jahre in einem 
Verkaufsgeschäft / Lager eines Verkaufsgeschäftes bereitliegen, bevor sie verkauft werden, 
ist eine durchgehende doppelte Währungsangabe auf Grund des Umfanges des 
Warensortiments nur mit großem Aufwand möglich und würde eine unverhältnismäßige 
Belastung des Buchhandels darstellen. Daher wurde die Sonderregel des 8 12 eingefügt, die 
in Anlehnung an 8 12 Preisauszeichnungsgesetz, BGBl. Nr. 146/1992 in der jeweils geltenden 
Fassung, eine vereinfachte Pflicht zur doppelten Währungsangabe in diesem Bereich 
vorsieht. Zusammen mit 86 Abs.3, der auch für Unternehmer des Buchhandels gilt, sieht 
diese Maßnahme eine Mindestinformationspflicht dar, die als ausreichend erachtet wird, um 
den Zielen dieses Bundesgesetzes zu entsprechen. 
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Der Aushang gemäß lit. a ist so zu gestalten und anzubringen, daß jeder Verbraucher im 
Geschäft bei entsprechender Aufmerksamkeit die Möglichkeit hat, diesen wahrzunehmen 
und die Informationen als Orientierungshilfe zu verwenden. 


Als geeignete Umrechnungstabelle im Sinne des Iit.b wird eine Liste aller im 
Verkaufsgeschäft verlangten Buchpreise mit ihrem jeweiligen Wert in der anderen 
Denomination angesehen, die zumindest im Kassenbereich zur Einsicht und Information des 
Verbrauchers aufliegt. 


Waren- und Dienstleistungsautomaten 


8 13. Unternehmer, die Waren- oder Dienstleistungsautomaten betreiben, 
erfüllen die Pflicht gemäß 85 Abs. 1 lit.c dadurch, daß sie die Preise der 
Waren oder Dienstleistungen, die mittels Automaten vertrieben werden, mit 
Hilfe einer gut lesbaren, am Automaten angebrachten Liste sowohl in 
Schilling als auch in Euro auszeichnen. Bei mehrwährungsfähigen Automaten 
erfüllen sie die Pflicht gemäß 85 Abs. 1 lit.c durch Anbringen eines gut 
lesbaren Hinweises, daß der Schillingbetrag aus technischen Gründen nicht 
als Eurobetrag realisiert werden und eine Differenz von maximal fünf Cent 
zum entsprechenden Schillingbetrag auftreten kann. Sofern die Differenz 
mehr als fünf Cent beträgt, ist ein entsprechender Wertausgleich zu 
gewähren. 


Unter dem Begriff “Waren- und Dienstleistungsautomaten"” ist auch jenes Glücksspiel im 
Automatenbereich nach dem Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989 (GspG) in der jeweils 
geltenden Fassung, zu verstehen, das nicht der in $ 11 angeführten Konzession unterliegt 
(Kleines Glücksspiel gemäß 8 4 Abs. I und 2 GspG). 


Die in Verwendung befindlichen Waren- und Dienstleistungsautomaten weisen eine sehr 
unterschiedliche technische Struktur auf. So werden Automaten, die mehrwährungsfähig 
oder nicht mehrwährungsfähig sind, gleichermaßen verwendet, wie mechanische oder 
elektronische Automaten, oder solche, die eine Geldrückgabe und solche, die dies nicht 
vorsehen. Es gibt Automaten, die bereits jetzt einen Wertausgleich vorsehen, oder auch 
nicht; Automaten können mit vielen oder nur mit wenigen oder nur einer einzigen Münze 
bedient werden. 


Die Vielzahl der verschiedenen Automaten bedarf somit einer eigenen Sonderregel, damit 
einerseits der technische und finanzielle Aufwand der Unternehmer durch die doppelte 
Währungsangabe vertretbar ist, andererseits jedoch das Informationsbedürfnis und der 
Gewöhnungseffekt für den Verbraucher gewahrt bleibt. Ziel war es somit, einen 
Mindeststandard der doppelten Währungsangabe für den Automatenbereich 
vorzuschreiben. Dies bedeutet, daß weitere Maßnahmen, wie insbesondere eine 
durchgehende Angabe beider Denominationen für jede vom Automaten abzugebende 
Ware oder Dienstleistung durchaus zulässig ist. Viele Automaten sind nicht 
mehrwährungsfähig. Ein Hinweis am Gerät, welche Münzen, Geldscheine oder sonstigen 
Zahlungsmittel zur Bedienung eines Automaten verwendet werden können, war bisher bei 
vielen Geräten vorhanden, und sollte dazu verwendet werden, dem Verbraucher klar zu 
machen, wie der Automat zu bedienen ist, damit das Gerät vor unabsichtlichen 
Beschädigungen verschont bleibt. 


Durch die vorgegebenen Größen der Preisangabenschilder auf dem Gerät kann im 
einzelnen die Angabe eines zweiten Preises dazu führen, daß diese für den durchschnittlich 
aufmerksamen Verbraucher nicht mehr hinreichend deutlich wahrnehmbar sind. Bei 
elektronischen Anzeigen ist eine zusätzliche Preisinformation in der anderen Denomination 
weder technisch noch wirtschaftlich zumutbar und für weit über 100 000 Automaten auch 
nicht realisierbar, zumal nach Beendigung der Pflicht zur doppelten Währungsangabe mit 
einem einzigen Preis ein Auslangen gefunden werden wird. 


Eine exakte Umrechnung von Schilling auf Euro entsprechend dem Umrechnungskurs ist bei 
Automaten nur eingeschränkt möglich, weil die kleinste Münze, die von in Verwendung 
stehenden Münzprüfern im Münzschaltgerät geprüft werden kann, die Fünf-Cent-Münze ist. 
Bei der Verkaufspreisgestaltung muß auf diese technische Einschränkung Rücksicht 
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genommen werden. Eine Abweichung des Euro-Verkaufspreises zum Schilling-Verkaufspreis 
bis maximal fünf Cent (68,8015 Groschen) ist somit zulässig. Der Wertausgleich bei größeren 
Differenzen kann entweder durch Verwendung anderer Packungsgrößen oder durch 
Beigabe von Wechselgeld erfolgen, wie dies insbesondere in der Bundesrepublik 
Deutschland bei Anderung der Zigarettenpreise im Automatenbereich bisher bereits üblich 
war. 


Kleinunternehmen 


8 14. (1) Unternehmer, die Sachgüter zum Verkauf anbieten oder 
verkaufen, und in deren Gesamtunternehmen höchstens neun Beschäftigte 
vollzeitig tätig sind, können in ihren Betriebsstätten, in denen höchstens fünf 
Beschäftigte vollzeitig tätig sind, der Pflicht zur doppelten Währungsangabe, 
abweichend von 85 Abs. 1 lit. c, auch durch geeignete Maßnahmen, die 
dem Verbraucher die Ermittlung eines Betrages in Schilling und in Euro 
ermöglichen, wie insbesondere durch Verwenden von Preislisten oder 
Umrechnungstabellen, entsprechen. 


(2) Zur Sicherung der Nahversorgung und der Vermeidung von 
unverhältnismäßigen Verwaltungskosten in Unternehmen gemäß Abs. I kann 
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten durch Verordnung für 
einzelne Wirtschaftsbereiche oder bestimmte Unternehmen Ausnahmen von 
einzelnen der in $ 5 festgelegten Pflichten vorsehen. 


Unter dem Begriff “Waren- und Dienstleistungsautomaten"” ist auch jenes Glücksspiel im 
Automatenbereich nach dem Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989 (GspG) in der jeweils 
geltenden Fassung, zu verstehen, das nicht der in $ 11 angeführten Konzession unterliegt 
(Kleines Glücksspiel gemäß 8 4 Abs. I und 2 GspG). 


Die in Verwendung befindlichen Waren- und Dienstleistungsautomaten weisen eine sehr 
unterschiedliche technische Struktur auf. So werden Automaten, die mehrwährungsfähig 
oder nicht mehrwährungsfähig sind, gleichermaßen verwendet, wie mechanische oder 
elektronische Automaten, oder solche, die eine Geldrückgabe und solche, die dies nicht 
vorsehen. Es gibt Automaten, die bereits jetzt einen Wertausgleich vorsehen, oder auch 
nicht; Automaten können mit vielen oder nur mit wenigen oder nur einer einzigen Münze 
bedient werden. 


Die Vielzahl der verschiedenen Automaten bedarf somit einer eigenen Sonderregel, damit 
einerseits der technische und finanzielle Aufwand der Unternehmer durch die doppelte 
Währungsangabe vertretbar ist, andererseits jedoch das Informationsbedürfnis und der 
Gewöhnungseffekt für den Verbraucher gewahrt bleibt. Ziel war es somit, einen 
Mindeststandard der doppelten Währungsangabe für den Automatenbereich 
vorzuschreiben. Dies bedeutet, daß weitere Maßnahmen, wie insbesondere eine 
durchgehende Angabe beider Denominationen für jede vom Automaten abzugebende 
Ware oder Dienstleistung durchaus zulässig ist. Viele Automaten sind nicht 
mehrwährungsfähig. Ein Hinweis am Gerät, welche Münzen, Geldscheine oder sonstigen 
Zahlungsmittel zur Bedienung eines Automaten verwendet werden können, war bisher bei 
vielen Geräten vorhanden, und sollte dazu verwendet werden, dem Verbraucher klar zu 
machen, wie der Automat zu bedienen ist, damit das Gerät vor unabsichtlichen 
Beschädigungen verschont bleibt. 


Durch die vorgegebenen Größen der Preisangabenschilder auf dem Gerät kann im 
einzelnen die Angabe eines zweiten Preises dazu führen, daß diese für den durchschnittlich 
aufmerksamen Verbraucher nicht mehr hinreichend deutlich wahrnehmbar sind. Bei 
elektronischen Anzeigen ist eine zusätzliche Preisinformation in der anderen Denomination 
weder technisch noch wirtschaftlich zumutbar und für weit über 100 000 Automaten auch 
nicht realisierbar, zumal nach Beendigung der Pflicht zur doppelten Währungsangabe mit 
einem einzigen Preis ein Auslangen gefunden werden wird. 


Eine exakte Umrechnung von Schilling auf Euro entsprechend dem Umrechnungskurs ist bei 
Automaten nur eingeschränkt möglich, weil die kleinste Münze, die von in Verwendung 
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stehenden Münzprüfern im Münzschaltgerät geprüft werden kann, die Fünf-Cent-Münze ist. 
Bei der Verkaufspreisgestaltung muß auf diese technische Einschränkung Rücksicht 
genommen werden. Eine Abweichung des Euro-Verkaufspreises zum Schilling-Verkaufspreis 
bis maximal fünf Cent (68,8015 Groschen) ist somit zulässig. Der Wertausgleich bei größeren 
Differenzen kann entweder durch Verwendung anderer Packungsgrößen oder durch 
Beigabe von Wechselgeld erfolgen, wie dies insbesondere in der Bundesrepublik 
Deutschland bei Anderung der Zigarettenpreise im Automatenbereich bisher bereits üblich 
war. 


Grundpreis 


8 15. Bei vorverpackten Waren, soweit eine Angabe des Grundpreises 
vorgeschrieben ist, kann die Angabe dieses Grundpreises nur in einer 
Denomination erfolgen. Darauf ist im Aushang nach 8 6 Abs. 3 hinzuweisen. 


Gemäß der Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 
1998 über den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise der ihnen angebotenen 
Erzeugnisse (ABl. Nr.L080 vom 18. März 1998) haben die Mitgliedstaaten dafür Vorsorge zu 
treffen, daß die Angabe des Verkaufspreises und des Preises je Maßeinheit (Grundpreis) bei 
Erzeugnissen, die Verbrauchern von Händlern angeboten werden, angegeben werden. Die 
Pflicht zur Angabe des Verkaufspreises wird durch das Preisauszeichnungsgesetz, BGBl. 
Nr. 146/1992 in der jeweils geltenden Fassung, geregelt. Die Pflicht zur Angabe des 
Grungpreises wird durch eine Novelle des Preisauszeichnungsgesetzes, die fristgerecht bis 
zum 18. März 2000 erfolgen wird, in Österreich umgesetzt. 


Bei durchgehender Angabe des Grungpreises in beiden Denominationen auf Preisschildern 
würde dies bedeuten, daß, sofern zusätzlich ein Grundpreis anzugeben ist, mindestens vier 
Preise angegeben werden müßten. Vier Preisangaben bei allen Produkten kann jedoch eine 
Überinformation für den Verbraucher darstellen, sodaß das Ziel der Grungpreisauszeichnung 
verfehlt werden würde. Preisschilder verfügen in der Regel zudem nur Über ein beschränktes 
Platzangebot, da neben den Preisangaben auch die Artikelbezeichnung und ein Strichcode 
für die elektronische Warenbewirtschaftung angebracht sind. Daher würde bei einer 
durchgehenden Angabe des Grundpreises in beiden Denominationen, die einzelne 
Preisangabe insbesondere von sehbehinderten Personen nicht in der entsprechenden 
Deutlichkeit wahrgenommen werden können. Dies bedeutet, daß es dem Unternehmer 
jedoch insbesondere zu Zwecken der Werbung freisteht, auch den Grungpreis in beiden 
Denominationen anzugeben. 


Bei lose in den Verkehr gebrachten Waren, die nach Stück oder Gewicht zu bezahlen sind, ist 
der Grundpreis jedoch in beiden Denominationen anzugeben. 


Registrierkassen 


8 16. (1) Bei Kassenbons von Registrierkassen gilt die Pflicht zur doppelten 
Währungsangabe für die Endsumme, nicht jedoch für Einzelpositionen. Wird 
auf einem derartigen Kassenbon ein Retourgeldbetrag ausgewiesen, so ist 
auch dieser Betrag in der jeweils anderen Denomination anzugeben. Die 
Endsumme oder der Retourgeldbetrag in der jeweils anderen Denomination 
kann auch handschriftlich hinzugefügt werden. 


(2) Unternehmer, in deren Gesamtunternehmen höchstens neun 
Beschäftigte vollzeiiig tätig sind, können bei Kassenbons von 
Kassensystemen, die nicht vom Unternehmer selbst programmiert werden 
können, sowohl die Einzelpositionen als auch die Endsumme ausschließlich in 
der Saldierungswährung angeben. Über Aufforderung des Verbrauchers 
haben diese Unternehmer den Endbetrag auf dem Kassenbon in der jeweils 
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anderen Denomination, allenfalls auch handschriftlich, hinzuzufügen. Auf 
diese Möglichkeit ist durch einen Aushang im Kassenbereich hinzuweisen. 


Eine Sonderregel für die Angabe von Geldbeträgen auf Kassenbons von Registrierkassen zu 
der in 85 festgelegten Grundregel, wonach prinzipiell alle Beträge in beiden 
Denominationen anzugeben sind, wurde aufgenommen, da eine durchgehende 
Währungsangabe in beiden Denominationen hinsichtlich aller Beträge in diesem Bereich 
bedeuten würde, daß jene Registrierkassen, die nicht mehrwährungsfähig sind, oder 
mechanische Registrierkassen, ausgetauscht werden müßten, oder bei der Erstellung eines 
entsprechenden Kassenbons ein für den Verbraucher und den Unternehmer unzumutbarer 
Zeitverlust im Kassenbereich auftreten würde. Dies würde sowohl für den Verbraucher aber 
insbesondere für den Unternehmer eine unverhältnismäßige Belastung darstellen. 


Die Angabe des Endbetrages in beiden Denominationen auf dem Kassenbon sowie der 
Aushang gemäß 8 6 Abs.2 werden als ausreichend erachtet, um dem Verbraucher die 
nötigen Informationen über den Wert des getätigten Einkaufes in Euro und Schilling zu 
vermitteln, zumal er insbesonders bei Selbstbedienungsgeschäften durch die doppelte 
Wwährungsangabe im Verkaufsregal auch die entsprechenden Preisinformationen hinsichtlich 
der einzelnen Waren in beiden Denominationen erhält. 


Festgehalten wird, daß eine Angabe der Einzelpositionen auf dem Kassenbon in beiden 
Denominationen zulässig ist. Die Addition der Teilbeträge hat jedoch in der 
Saldierungswährung zu erfolgen. 


Unter “Endsumme" ist einerseits jener Geldbetrag zu verstehen, den der Verbraucher dem 
Unternehmer schuldet, andererseits aber auch, sofern auf Kassenbons angegeben, jener 
Geldbetrag, den der Verbraucher zur Begleichung seiner Verbindlichkeit dem Unternehmer 
Übergibt (Gegebenbetrag), und jener Geldbetrag, den der Verbraucher als Retourgeld 
erhält (Rückgeldbetrag). Das bedeutet, daß abgesehen von Abs. 2 jedenfalls die Endsumme 
des Verkaufspreises der verkauften Waren und/oder Dienstleistungen und, sofern ein 
Gegebenbetrag und ein Rückgeldbetrag auf dem Kassenbon aufscheinen, auch diese in 
beiden Denominationen anzugeben sind. 


Der Bestimmung, wonach die Endsumme oder der Retourgeldbetrag in der jeweils anderen 
Denomination auf dem Kassenbon auch handschriftlich hinzugefügt werden kann, ist 
aufzunehmen, weil der Unternehmer nicht gezwungen werden soll, für den relativ kurzen 
Zeitraum der Pflicht zur doppelten Währungsangabe Investitionen im Bereich seines 
Kassensystems vorzunehmen, zumal der Unternehmer nach Wegfall der Pflicht zur doppelten 
währungsangabe in der Regel mit den vorhandenen Kassensystemen weiterhin ein 
Auslangen finden wird. 


Auf die Möglichkeit der Abdingbarkeit der Angabe des Endbetrages in der jeweils anderen 
Denomination auf dem Kassenbon als eine logische Fortsetzung der Abdingbarkeit des 8 5 
Abs.3 wird hingewiesen. Kassenbons von Registrierkassen stellen entweder Rechnungen 
oder Quittungen dar. Dies bedeutet, daß es dem Unternehmer in Zusammenwirken mit dem 
Verbraucher freisteht, die Informationspflichten des Abs. 1 abzubedingen. Eine Klausel in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern oder durch Aushang im 
Kassenbereich soll zur Wirksamkeit einer solchen Vereinbarung aber nicht ausreichen. 
Vielmehr kann von der Angabe von Euro und Schilling nur dann abgegangen werden, wenn 
sich die Vertragspartner darauf gesondert verstanden haben (vgl. 8 6 Abs. 2 KSchG). 


Hinsichtlich der Schwierigkeiten, mit denen insbesonders kleine und mittlere Unternehmen 
generell und im besonderen im Zuge der Währungsumstellung konfrontiert sind, wird auf die 
Bemerkungen zu $8 14 verwiesen. Daher werden als zusätzliche Sonderregel für Unternehmen, 
in deren Gesamtunternehnmen höchstens neun Beschäftigte vollzeitig tätig sind, für 
Kassenbons von Registrierkassen, die nicht von solchen Unternehmern selbst programmiert 
werden können, Erleichterungen vorgesehen. Wesentlich jedoch ist, daß, sofern beim 
Verbraucher ein Informationsbedürfnis besteht, dieses befriedigt wird. Dies wird durch eine 
Informationspflicht auf Anfrage des Verbrauchers bzw. durch den darauf hinweisenden 
Aushang, der die Informationspflicht mittels Aushanges gemäß 86 Abs.3 ergänzt, 
sichergestellt. 


Bei Kassensystemen von Kleinunternehmen, bei denen durch Umstellen des 
Kassenprogrammes auf dem Kassenbon die Anzeige des Endbetrages und des 
Retourgeldbetrages in beiden Denominationen mit zumutbarem technischen Aufwand 
möglich ist, sind auf dem Kassenbon die Endsummen in beiden Denominationen 
anzugeben. Kassenbons von Registrierkassen solcher Unternehmen werden nicht vom 
Anwendungsbereich des Abs. 2 erfaßt, sondern sie fallen unter den Anwendungsbereich des 
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Abs. 1. Dies bedeutet, daß auch auf Kassenbons von Registrierkassen von Kleinunternehmen, 
die mehrwährungsfähig sind, die Endsumme in beiden Denominationen anzugeben sind. 


"Selbst vom Letztverkäufer programmierbar" bedeutet nicht, daß der Verkäufer selbst Über 
Kenntnisse des Programmierens verfügen muß und diese Programmierung selbst durchführen 
können muß. Er könnte sich auch eines Erfüllungsgehilfens bedienen. 


Kontoauszüge und im Zahlungsverkehr verwendete Belege 


817. (1) Auf im Zahlungsverkehr oder im Wertpapiergeschäft von 
Kreditinstituten verwendete Belege findet $ 5 Abs. 1 keine Anwendung. 


(2) Abweichend von 84 Abs. 1 ist auf Kontoauszügen, die im Zeitraum 
zwischen 1. Jänner 2001 und dem Zeitpunkt, in dem der Schilling als 
gesetzliches Zahlungsmittel außer Kraft tritt, ausgestellt werden, bei Schilling- 
und Eurokonten der Saldo auch in der jeweils anderen Denomination 
anzugeben. 


(3) Sofern nicht eine frühere Umstellung im einzelnen vereinbart wird, sind 
Sparbücher, die auf Schilling lauten, mit Ablauf des 31. Dezember 2001 auf 
Euro umzustellen, wobei der entsprechende Schillingsaldo auch als Eurosaldo 
im Sparbuch aufzuscheinen hat und der Umrechnungskurs als Information 
anzugeben ist. Ab dem 1. Jänner 2002 sind Buchungen in Sparbüchern 
ausschließlich in Euro vorzunehmen. 


Diese Bestimmung ist ein Ergebnis der Verhandlungen zwischen den Sozialpartnern im 
Rahmen der Expertengespräche in der “Arbeitsgruppe Preis- und Wettbewerbspolitik” und 
legt eine Sonderregel für den Bereich von Kontoauszügen und für sonstige Belege, die von 
Kreditinstituten verwendet werden, fest. 


Von der Sonderregel sind nicht nur Konten bei Kreditunternehmen erfaßt. Auch 
Handelsunternehmen bieten eigene Kundenkonten an, auf denen Waren- und 
Geldbewegungen verbucht werden. Auch auf Kontoauszüge bzw. Kontomitteilungen 
solcher Kundenkonten findet 8 17 Anwendung. 


Da der überwiegende Teil der österreichischen Bevölkerung zumindest über ein Bank- oder 
Kundenkonto verfügt, ist es erforderlich, zumindest den Saldo dieser Konten zur Information 
und zur Gewöhnung an die neue Währung bereits vor Einführung des Euro-Bargeldes in 
Erfahrung zu bringen. Eine umfassende Information aller Teilbeträge in beiden 
Denominationen würde jedoch einen unverhältnismäßigen Aufwand darstellen und 
darüberhinaus, durch die Vielzahl der Informationen, auch zu Verwirrung und Verunsicherung 
des Verbrauchers führen. Teilbeträge oder Einzelpositionen in der jeweils anderen 
Denomination können vom Verbraucher - mit Hilfe eines Taschenrechners relativ einfach - 
jeweils durch Multiplikation (von Eurobetrag zum Schillingbetrag) oder Division (vom 
Schillingbetrag zum Eurobetrag) mit dem Umrechnungskurs errechnet werden. 


Die Wichtigkeit dieses Instruments zur Gewöhnung und zur Information über die Wertigkeit 
des Euro wird dadurch zum Ausdruck gebracht, daß der entsprechende Saldo auf 
Kontoauszügen spätestens ab dem 1. Jänner 2001 sowohl als Schilling- als auch als 
Eurobetrag auszuweisen ist. 


Zur Klarstellung wird ausgeführt, daß auch für die gemäß 8 7 Abs. 3 InvFG vorgeschriebene 
Veröffentlichung der Ausgabe- und Rücknahmepreise von Investmentfonds keine 
Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe besteht, da die zitierte Bestimmung nicht 
zwingend auf eine Veröffentlichung in österreichischer Währung abzielt. 


Eine Pflicht zur doppelten Währungsangabe wäre bei Fondsanteilspreisen auch nicht aus 
Gründen der Vergleichbarkeit geboten, weil bereits seit 1. Jänner 1999 die gesamte 
österreichische Investmentfondsbranche ausnahmslos das Berichtswesen, inklusive der 
Anteilspreisveröffentlichung, auf Euro umgestellt hat. Überdies ist ein aussagekräftiger 
Vergleich von Finanzdienstleistungen in diesem Bereich ohnehin nur in Prozentangaben 
möglich und sinnvoll. 
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Abs.3 regelt die Auszeichnung von Sparguthaben in Sparbüchern. Prinzipiell können 
Sparbücher als Schilling-Sparbücher oder als Euro-Sparbücher geführt werden. Es kann auch 
vereinbart werden, daß bestehende Schilling-Sparbücher auf Euro-Sparbücher umgestellt 
werden. Sofern keine Umstellung eines Schilling-Sparbuches auf ein Euro-Sparbuch bis zum 
1. Jänner 2002 erfolgt, wozu es einer ausdrücklichen Willensäußerung des Sparbuch- 
Berechtigten bedarf, werden Schilling-Sparbücher automatisch mit Ablauf des 31. Dezember 
2001 auf Euro-Sparbücher umgestellt, indem der Schilling-Sparbuch-Saldo durch den 
Umrechnungskurs von 13,7603 dividiert wird und das Ergebnis auf ganze Cent gerundet als 
Euro-Betrags-Guthaben in das Sparbuch eingetragen wird. Als zusätzliche Information muß 
der Umrechnungskurs angegeben werden. 


Kosten für den Umtausch 


8 18. Für den Umtausch von haushaltsüblichen Beträgen von Schilling in 
Euro und umgekehrt, dürfen keine Kosten verrechnet werden. Davon 
unberührt bleiben die Bestimmungen des $ 13 des Scheidemünzengesetzes 
1988, BGBl. Nr. 597 in der jeweils geltenden Fassung. 


Diese Bestimmung gilt nicht nur für Kreditunternehmen oder für Geldwechselstuben, zu deren 
Aufgaben üblicherweise der Umtausch von Währungen zählt, sondern für alle Bereiche, bei 
denen ein solcher Geldwechsel erfolgen kann. Wenn mit dem Umtausch von einem 
Schilling- in einen Eurobetrag oder umgekehrt weitere Transaktionen verbunden sind (zB 
Einzahlung eines Schillingbetrages mit einem institutsfremden Erlagschein auf ein Eurokonto), 
entstehen weiterhin Kosten, die von dieser Bestimmung nicht umfaßt werden. 


Der reine Umtausch von Schilling in Euro hat entsprechend dem vom Rat der Europäischen 
Union gemäß Artikel 109 | Abs.4 erster Satz des EG-Vertrages unwiderufliich am 
31. Dezember 1998 festgelegten Kurs zu erfolgen. Inverskurse dürfen nicht verwendet 
werden. 


Der Verweis auf 813 des Scheidemünzengesetzes hält die Annahmepflicht von 
Scheidemünzen im in dieser Bestimmung angegebenen Umfang fest und soll im Umfang 
dieser Bestimmung (nach einer sicherlich vorzusehenden aber noch nicht bekannten 
Anderung dieser Bestimmung aus Anlaß der Währungsumstellung) weiterhin gelten. 


Der Bargeldumtausch stellt für die daran Beteiligten ein nicht zu unterschätzendes 
Sicherheitsrisiko sowie für denjenigen, bei dem getauscht wird, einen bestimmten Aufwand 
hinsichtlich der Lagerung und des Transportes dar. Prinzipiell ist davon auszugehen, daß 
durch den Umtausch von Schilling in Euro und umgekehrt dem Verbraucher keine Kosten 
entstehen. Von diesem Gedanken getragen wurde in Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern im Rahmen der Expertengespräche in der “Arbeitsgruppe Preis- und 
Wettbewerbspolitik" Übereingekommen, daß für einen Umtausch von haushaltsüblichen 
Beträgen von Schilling in Euro und umgekehrt keine Kosten verrechnet werden dürfen. Dabei 
wurde von einem Betrag von zirka 50 000 Schilling ausgegangen. Dies entspricht etwa jener 
Geldmenge, die ein Haushalt pro Kopf im Zeitraum von drei Monaten an 
Verbrauchsausgaben (OÖSTAT, Konsumerhebung 1993/94) getätigt hat. 


Präzisierend wird festgehalten, daß ein einmaliger fiktiver Umtausch von Schilling in Euro beim 
Umstellen eines Kontos oder eines Sparbuches mit beliebig hoher Einlage niemals mit Kosten 
für den Berechtigten verbunden sein darf. 
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3. Abschnitt 
Kontrolle der doppelten Währungsangabe 


Euro-Preiskommission 


8 19. (1) Die gemäß $ 9 Abs. 1 des Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, beim 
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten eingerichtete 
Preiskommission wird als Euro-Preiskommission im Sinne dieses 
Bundesgesetzes tätig. 


(2) Die Euro-Preiskommission hat folgende Aufgaben: 

. Beratung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten bei 
der Überwachung der doppelten Währungsangabe entsprechend den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes; 

. Stellungnahmen im Sinne von 8 4 Abs. 2 und 8 7; 

Beratung bei Beschwerden aus der Bevölkerung und Erstellung von 

Empfehlungen zur Beseitigung von Mißständen; 

4. Erstellung von Berichten an den Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten über die Erreichung der Ziele dieses Bundesgesetzes; 
5. Erstellung eines jährlichen Berichtes an die Bundesregierung betreffend 
erforderliche Umsetzungsmaßnahmen zur Erreichung der Ziele dieses 
Bundesgesetzes; 
6. Angelegenheiten der Euro-Preiskontrolle gemäß $ 20. 
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(3) Die Euro-Preiskommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Sachverständige beiziehen. Jedenfalls als Sachverständige beizuziehen sind 
je ein Vertreter des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, ein Vertreter des 
Österreichischen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes 
sowie ein Vertreter der Länder. 


(4) Ein Bericht an den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
gemäß Abs.2 Z4 ist zu erstellen, wenn dies mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder der Euro-Preiskommission verlangt. 


(5) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat zum ehest 
möglichen Zeitpunkt je einen Bericht der Euro-Preiskommission gemäß Abs. 2 
Z 4 jeweils über die Zeiträume bis zum 30. September 2001, bis zum 31. Jänner 
2002 und bis zum 30. Juni 2002 dem Nationalrat vorzulegen. 


(6) Die Euro-Preiskommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben, in 
der die Anwesenheits-- und Zustimmungserfordernise für das 
Zustandekommen gültiger Beschlüsse festzulegen sind. Bei 
Mehrheitsentscheidungen ist die Meinung der überstimmten Mitglieder 
festzuhalten. Die Euro-Preiskommission hat bei Bedarf über Einladung des 
Vorsitzenden, jedenfalls jedoch halbjährlich zusammenzutreten. Der 
Vorsitzende hat zu einer Sitzung einzuberufen, wenn dies mindestens ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder verlangt. Die Geschäftsordnung 
bedarf der Genehmigung durch den Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten. 
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(7) Zur Erfüllung der Aufgaben der Euro-Preiskommission ist im 
Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten eine Geschäftsstelle 
einzurichten. Dieser ist zur Erfüllung ihrer Aufgaben der erforderliche Personal- 
und Sachaufwand zur Verfügung zu stellen. Der Geschäftsstelle obliegt 
insbesondere die Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden sowie 
die Erteilung von Auskünften über die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 
Diese Auskünfte sind gebührenfrei. 


Die Euro-Preiskommission wird als Kommission gemäß 8 8 Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. 
Nr. 76 in der jeweils geltenden Fassung, zur Beratung hinsichtlich der festgelegten Aufgaben 
beim Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten eingerichtet. Ihr obliegt keine 
Entscheidungsbefugnis. Sie kann, sofern sie angerufen wird, in den an sie herangetragenen 
Angelegenheiten ausschließlich Empfehlungen an den letztlich enscheidungsbefugten 
Rechtsträger (Bundesminister oder Bundesregierung) abgeben. 


Die Zusammensetzung der Euro-Preiskommission entspricht jener der gemäß 89 Abs. 1 
Preisgesetz 1992, BGBl. Nr. 145, beim Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
eingerichteten Preiskommission. Stimmberechtigt sind ausschließlich die Mitglieder der Euro- 
Preiskommission und nicht die beizuziehenden oder beigezogenen Sachverständigen. 


Aufgaben: 
Zu Z1: 


Gemäß 824 Abs. 1 des Entwurfs soll die Überwachung der Einhaltung der Pflicht zur 
doppelten Währungsangabe und die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren den 
Landesbehörden in mittelbarer Bundesverwaltung obliegen. Beschwerden und 
Verwaltungsstrafanzeigen gemäß den Strafbestimmungen des Entwurfes sind bei den 
Landesbehörden einzubringen und dort zu entscheiden. In jenen Fällen, in denen der 
jeweilige sachlich zuständige Bundesminister hinsichtich der Überwachung der 
Bestimmungen dieses Entwurfes befaßt wird, soll dieser, soweit eine Befassung nicht ohnehin 
auf Grund der Bestimmungen des EWAG vorgesehen, die Möglichkeit haben, die Euro- 
Preiskommission zur Abgabe einer Empfehlung aufzufordern. 


Zu Z2: 


Sollte die Euro-Preiskommission zur Auffassung gelangen, daß unter Berücksichtigung der 
Ziele in 8 2 dieses Entwurfes eine Verlängerung der Pflicht zur doppelten Währungsangabe 
über den Zeitraum des Schilling als gesetzliches Zahlungsmittel notwendig ist, kann sie der 
Bundesregierung eine Verlängerung dieses Zeitraumes empfehlen. Diese Empfehlung ist so 
rechtzeitig an die Bundesregierung zu richten, daß keine Unterbrechung der Pflicht zur 
doppelten Währungsangabe eintritt und dem mit der Erstellung einer allfälligen Verordnung 
zu betrauenden Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten genügend Zeit für die 
Vorlage an die Bundesregierung verbleibt. 


Wie in den Erläuternden Bemerkungen zu 8 7 bereits ausgeführt wurde, kann zum derzeitigen 
Zeitpunkt noch nicht abschließend beurteilt werden, in welchen Bereichen im Zeitraum der 
Pficht zur doppelten Währungsangabe diese eine unzumutbare technische oder 
wirtschaftliche Belastung darstellen wird, und daher entsprechende zusätzliche Sonderregeln 
vorzusehen wären. Vor Erlassung einer entsprechenden Verordnung ist jedoch die Euro- 
Preiskommission zu hören, die ihrerseits hinsichtlich der in 8 2 genannten Ziele Empfehlungen 
abgeben kann. Die Euro-Preiskommission kann - sofern die Voraussetzung zur Erlassung einer 
Verordnung nach 8 7 vorliegen - auch eigenständig eine Empfehlung zur Erlassung einer 
entsprechenden Verordnung an den jeweils zuständigen Bundesminister abgeben. 

Zu Z 3: 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann die Euro-Preiskommission auch 
mit seiner Beratung hinsichtlich der Behandlung von Beschwerden aus der Bevölkerung 
betrauen und die Euro-Preiskommission ersuchen, Empfehlungen zur Beseitigung von 
Mißständen abzugeben. Prinzipiell ist die Euro-Preiskommission jedoch nicht als 
eigenständige Beschwerdestelle eingerichtet. 

Zu Z4: 


Die Erfordernisse hinsichtlich der Erstellung eines Berichtes an den Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten ergeben sich aus & 19 Abs. 4. Hinsichtlich der Art, wie dieser 
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Bericht zu erstellen ist, wird auf die noch von den Mitgliedern der Euro-Preiskommission 
gemeinsam zu erstellende Geschäftsordnung verwiesen. 


Zu Z5: 


Der jährliche Bericht an die Bundesregierung ist vom Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten in den spätestens beim letzten Ministerrat eines jeden Jahres einzubringen. 
Hinsichtlich der Art, wie dieser Bericht zu erstellen ist, wird auf die noch von den Mitgliedern 
der Euro-Preiskommission gemeinsam zu erstellende Geschäftsordnung verwiesen. 


ZuZ 6: 


Diese Bestimmung regelt die Mitwirkung der Euro-Preiskommission hinsichtlich der vom 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten zu treffenden Maßnahmen bei 
exzessiven Preisforderungen oder Preiserhöhungen ausschließlich anläßlich der 
Wwährungsumstellung. 


Die Abs. 3 bis Abs. 7 beinhalten die gesetzlichen Grundlagen für das Tätigwerden der Euro- 
Preiskommission. Die näheren Ausführungen hinsichtlich der einzelnen Aufgaben und 
Tätigkeiten der Euro-Preiskommission sind der noch von den Mitgliedern der Euro- 
Preiskommission gemeinsam zu erstellenden Geschäftsordnung zu entnehmen. 


Euro-Preiskontrolle 


8 20. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann von 
Amts wegen prüfen oder hat auf Antrag zu untersuchen, ob aus Anlaß der 
Währungsumstellung der von einem oder mehreren Unternehmen für ein 
Sachgut oder eine Leistung geforderte Preis oder eine vorgenommene 
Preiserhöhung die internationale Preisentwicklung bei dem betreffenden 
Sachgut oder bei der betreffenden Leistung oder den allgemeinen Preisindex 
des betreffenden Wirtschaftszweiges oder die allgemeine Preiserhöhung 
dieses Wirtschaftszweiges in einem ungewöhnlichen Maße übersteigt. 


(2) Bei den Untersuchungen gemäß Abs. 1 kann der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten hinsichtlich der Marktbeobachtung auch 
einschlägig tätige Unternehmen oder Organisationen beauftragen. Diese 
werden nicht in Vollziehung hoheitlicher Aufgaben tätig, wobei jedoch bei 
einer Beauftragung Vorsorge zu treffen ist, daß die Bestimmung des $ 21 
dieses Bundesgesetzes eingehalten wird. 


(3) Anträge gemäß Abs. 1 können von jeder der in $ 9 Abs. 2 Preisgesetz 
1992, BGBl. Nr. 145 in der jeweils geltenden Fassung, genannten Stellen 
gestellt werden. 


(4) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten kann das 
Ergebnis der Untersuchung gemäß Abs. 1 und der Begutachtung durch die 
Euro-Preiskommission unter Bedachtnahme auf 8 21 im “Amtsblatt zur Wiener 
Zeitung” oder auf sonstige geeignete Weise veröffentlichen. 


(5) Läßt sich aus einer Untersuchung nach Abs. 1 schließen, daß ein oder 
mehrere Unternehmer aus Anlaß der Währungsumstellung eine 
ungerechifertigte Preispolitik verfolgen, so kann der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten für die Dauer von bis zu sechs Monaten 
volkswirtschaftlich gerechifertigte Preise bestimmen, wenn der festgestellte 
Mißstand durch marktkonforme Maßnahmen nicht beseitigt werden kann. 


Diese Bestimmung entspricht dem 85 des geltenden Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, 
erweitert um den Anlaßfall der Währungsumstellung. 
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Verschwiegenheitspflicht 


821. Wer an einem Verfahren gemäß 820 sowie bei der 
Preisüberwachung oder der Überwachung der doppelten Währungsangabe 
beteiligt ist, darf Amts-, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die ihm in 
dieser Eigenschaft anvertraut oder zugänglich geworden sind, weder 
während des Verfahrens noch nach dessen Abschluß offenbaren oder 
verwerten. 


Diese Bestimmung entspricht dem 8 13 des geltenden Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, 
angewendet jedoch auf die Angelegenheiten, die von der Euro-Preiskommission 
wahrzunehmen sind. 


Auskunftspflicht 


8 22. (1) Die für die Preisbestimmung zuständige Behörde ist berechtigt, 
durch ihre Organe von den gemäß Abs. 3 Auskunftspflichtigen Auskünfte 
über alles zu verlangen, was für die Anordnung eines bestimmten Preises 
gemäß 820 Abs.5 erforderlich ist, und zu diesem Zweck auch in die 
Wirtschafts- und Geschäftsaufzeichnungen Einsicht zu nehmen. Das gleiche 
gilt für die Durchführung von Untersuchungen auf Grund von Anträgen 
gemäß $ 20 Abs. 1. 


(2) Zum Zweck der Überwachung stehen unter Bedachtnahme auf 8 21 
die im Abs. 1 erster Satz genannten Befugnisse auch den zur Überwachung 
der doppelten Währungsangabe zuständigen Behörden zu. 


(3) Zur Auskunft sind alle Unternehmer sowie die Vereinigungen und 
Verbände von Unternehmern verpflichtet. Gesetzlich anerkannte 
Verschwiegenheitspflichten werden von der Auskunftspflicht nicht berührt. 


(4) Ein Anspruch auf Ersatz der mit der Auskunftserteilung verbundenen 
Kosten besteht nicht. 


Diese Bestimmung entspricht dem 8 19 des geltenden Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, 
angewendet jedoch auf die Angelegenheiten, die vom EWAG umfaßt sind. 


4. Abschnitt 


Strafbestimmungen 


8 23. Wer die Pflicht gemäß den 88 4, 5, 6, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17 
Abs. 2 und 3, oder 18 oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen 
Verordnungen nicht erfüllt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür 
mit Geldstrafe bis zu 20 000 $S zu bestrafen. 


Diese Bestimmung enthält Strafdrohungen bei Verstößen gegen folgende Bestimmungen: 

- Pflicht zur doppelten Währungsangabe hinsichtlich der Dauer des 8 4, wobei auf die 
Verlängerungsmöglichkeit der Dauer von 8 4 Abs. 2 hingewiesen wird; 

- Grundregel des 85 Abs. I und 2 hinsichtlich der Pflicht zur doppelten Währungsanzeige, 
wobei auf die Möglichkeiten in 8 5 Abs. 3 sowie auf die Sonderregelungen der 88 8 bis 17 
hingewiesen wird; 
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- Art der doppelten Währungsangabe des 8 6; 

- Sonderregeln für Tankstellen (8 8), Kataloge ( 8 9), Taxigewerbe ( 8 10), Konzessionäre 
nach dem Glücksspielgesetz ($ 11), Buchhandel (8 12), Waren- und 
Dienstleistungsautomaten (8 13), Kleine Handelsunternehmen (8 14), Grundpreis (8 15), 
Registrierkassen (8 16), Angabe des Saldos auf Kontoauszügen in beiden Denominationen 
($ 17 Abs.2) sowie Angabe des Umrechnungskursses und des Saldos in beiden 
Denominationen beim Umstellen von Schilling-Sparbüchern auf Euro-Sparbücher (8 17 
Abs. 3); 

- Verbot der Kostenverrechnung beim Umtausch von Schilling in Euro und umgekehrt (8 18). 


Der Strafrahmen wurde dem 8 15 Abs. I des geltenden Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 146/1992, nachgebildet, da die oben angeführten verwaltungsstrafbaren Handlungen 
des EWAG mit jenen, die in 8 15 Abs. I Preisauszeichnungsgesetz unter Strafe gestellt 
werden, vergleichbar sind. Dadurch soll auch die große Bedeutung, die der 
Preisauszeichnung gemäß Preisauszeichnungsgesetz aus konsumentenpolitischen 
Erwägungen beigemessen wird, zum Ausdruck gebracht werden. 


Eine falsche Umrechnung von Schilling- in Euro-Beträge und umgekehrt ist bereits nach 88 9 
Abs. 2 und 15 Abs. I Preisauszeichnungsgesetz 1992 in der geltenden Fassung in Verbindung 
mit Art. 4 und 5 der unmittelbar anwendbaren 1. Euro-Einführungsverordnung strafbar. 


Hinsichtlich der Verhängung einer Verwaltungsstrafe wird insbesonders auf 821 VStG 
hingewiesen, wonach die Behörde ohne weiteres Verfahren von der Verhängung einer 
Strafe absehen kann, wenn das Verschulden des Beschuldigten geringfügig ist und die 
Folgen der Übertretung unbedeutend sind. Die Behörde kann den Beschuldigten jedoch 
gleichzeitig unter Hinweis auf die Rechtswidrigkeit seines Verhaltens mit Bescheid ermahnen, 
sofern dies erforderlich ist, um den Beschuldigten von weiteren strafbaren Handlungen 
gleicher Art abzuhalten. Es kann in solchen Fällen auch von der Erstattung einer Anzeige 
abgesehen werden und der Täter in geeigneter Weise auf die Rechtswidrigkeit seines 
Verhaltens aufmerksam gemacht werden. Es kann davon ausgegangen werden, daß ein 
Unternehmer, der im Zeitraum zwischen dem ersten Oktober 2001 und der tatsächlichen 
Einführung des Euro-Bargeldes am ersten Jänner 2002 im wesentlichen den aus dem EWAG 
sich ergebenden Verpflichtungen entspricht und lediglich leicht fahrlässig beispielsweise 
eine von 100 Waren im Bereich der Schaufensterauslage seines Verkaufsgeschäftes nur 
unzureichend mit der Preisinformation in der jeweils anderen Denomination versieht (soweit 
er dazu überhaupt verpflichtet ist), einen Anlaß zur Belehrung durch die Kontrollbehörde 
darstellt und kein Verwaltungsstrafverfahren einzuleiten ist, zumal insbesondere in diesem 
Zeitraum die Folgen der Übertretung unbedeutend sind. 


824. (1) Wer im Falle eines gemäß 820 Abs.5 volkswirtschaftlich 
gerechifertigt bestimmten Preises für ein davon betroffenes Sachgut oder 
eine davon betroffene Leistung einen höheren Preis auszeichnet, fordert, 
annimmt oder sich versprechen läßt, begeht eine Verwaltungsübertretung 
und ist mit Geldstrafe bis zu 100 000S, im Wiederholungsfall jedoch mit 
Geldstrafe bis zu 200 000 $ zu bestrafen. 


(2) Der unzulässige Mehrbetrag ist ganz oder teilweise für verfallen zu 
erklären. 


Diese Bestimmung entspricht dem 8 16 Abs. I und 2 des geltenden Preisgesetzes 1992, BGBl. 
Nr. 145, angewendet jedoch auf den Regelungsbereich des 8 20 Abs. 5 des EWAG. 


825. (1) Wurde die Bestellung eines Geschäftsführers gemäß 8 39 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 29 in der jeweils geltenden Fassung, oder 
nach anderen Verwaltungsvorschriften angezeigt oder genehmigt, so ist der 
Geschäftsführer strafrechtlich verantworlich und sind Geld- und 
Ersatzfreiheitsstrafen gegen ihn zu verhängen. 
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(2) Der Unternehmer ist neben dem Geschäftsführer strafbar, wenn er die 
Verwaltungsüberftretung wissentlich duldet oder wenn er bei der Auswahl des 
Geschäftsführers es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen lassen. 


(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für den Fall der Anzeige oder 
Genehmigung der Bestellung eines Filialgeschäftsführers hinsichtlich der 
Betriebsstätte, für die er verantwortlich ist. 


(4) Der Unternehmer haftet für die über den Geschäftsführer oder 
Filialgeschäftsführer verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene 
Unrechtsfolgen und die Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand. 

Diese Bestimmung ist gleichlautend mit dem 8 18 des Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145. 


8 26. Eine Verwaltungsübertretung nach 88 23 bis 25 liegt nicht vor, wenn 
die Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden 
strafbaren Handlung bildet oder nach anderen 
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist. 


Diese Bestimmung hat eine die Strafbarkeit ausschließende Subsidiaritätsklausel zum Inhalt. 


8 27. Die Verletzung von Geheimnissen entgegen dem 8 21 ist nach $ 122 
des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974 in der geltenden Fassung, zu 
bestrafen, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist. 


Diese Bestimmung entspricht dem 8 19 des Preisgesetzes 1992, BGBl. Nr. 145, angewendet 
jedoch auf den Regelungsbereich des 8 18 des Entwurfs. 


Überwachung 


828. (1) Die Überwachung der Einhaltung der doppelten 
Währungsangabe und die Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren 
obliegen den Bezirksverwaltungsbehörden. Soweit im Bereich der Länder 
besonders geschulte Organe bestehen, können diese für die Überwachung 
der Einhaltung der doppelten Währungsangabe im betreffenden Bundesland 
herangezogen werden. 

(2) Die mit der Überwachung der Einhaltung der Pflicht zur doppelten 
Währungsangabe beauftragten Organe dürfen Geschäftsräume während der 
Öffnungszeiten betreten, um die zur Erfüllung ihrer Aufgabe notwendigen 
Erhebungen durchzuführen. 


Diese Bestimmung wurde jener des 8 16 Abs. I des Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 146/1992, nachgebildet. 


5. Abschnitt 


Doppelte Währungsangabe in der Bundesverwaltung 


8 29. (1) In Angelegenheiten der Bundesverwaltung sind Endbeträge, die 
im Spruch eines Bescheides oder in sonstigen individuellen hoheitlichen 
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Verwaltungsakten aufscheinen, sowohl in Schilling als auch in Euro 
anzugeben. Die doppelte Währungsangabe hat so zu erfolgen, daß sowohl 
der Schilling- als auch der Eurobetrag leicht gelesen und der jeweiligen 
Denomination eindeutig zugeordnet werden kann. 


(2) Die Angabe der Endbeträge in der jeweils anderen Denomination 
dient ausschließlich der Information der Adressaten von Verwaltungsakten. 


(3) Die Pflicht gemäß Abs. I beginnt am Monadtsersten des vierten Mondts, 
der auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgt, und endet mit 
Außerkraftireten des Schilling als gesetzlichen Zahlungsmittels. 


Diese Bestimmung regelt die Pflicht zur doppelten Währungsangabe für den Bereich der 
Hoheitsverwaltung, soweit deren Rechtsgrundlage auf Bundesrecht beruht. Es wird auf die 
Ausführungen unter Punkt 3 im Allgemeinen Teil der Erläuterungen hingewiesen. 


Von der Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe in der Hoheitsverwaltung ist auch die 
Verwaltung in mittelbarer Bundesverwaltung umfaßt. Eine Verpflichtung zur doppelten 
währungsangabe in der Landesverwaltung entsteht durch diese Bestimmung nicht. Die 
Pflicht der doppelten Währungsangabe in der Landes-Hoheitsverwaltung im EWAG würde 
eine Anderung der Kompetenzverteilungsbestimmungen in der Österreichischen 
Bundesverfassung bzw. eine eigene Verfassungsbestimmung voraussetzen, wozu die 
Zustimmung der Länder erforderlich ist. Nachdem von der Mehrheit der im Rahmen der 
Begutachtung dieses Bundesgesetzes befaßten Ländern dies abgelehnt wird, mußte eine 
Einschränkung auf den Bereich der Bundesverwaltung vorgenommen werden, gleichwohl 
nunmehr die Länder aufgefordert sind, für den Bereich der Landesverwaltung selbst 
Überlegungen zur Sicherstellung der in 8 2 genannten Ziele anzustellen. 


Sofern eine Gebietskörperschaft im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung als Unternehmer 
im Sinne des 8 I KSchG auftritt, ist sie als solcher zu betrachten, und es treffen sie die selben 
Verpflichtungen wie sonstige Unternehmer. 


Der Begriff des Bescheides ist in diesem Zusammenhang als Begriff der Gesamtrechtsordnung 
zu verstehen [vgl. Walter - Mayer, Verwaltungsverfahrensrechts (1995)]. Da jedoch nicht jede 
behördliche Mitteilung bzw. Erledigung der Verwaltung als Bescheid zu qualifizieren ist, wurde 
das Tätigkeitsfeld der Verwaltung durch eine sehr allgemeine Formulierung umschrieben, 
damit sichergestellt wird, daß jede Erledigung der Verwaltung, in der Geldbetragsangaben 
aufscheinen, von der Pflicht zur doppelten Währungsangabe hinsichtlich des Endbetrages 
umfaßt sind. Unter Endbetrag sind vom Adressaten des Verwaltungsaktes zu zahlende oder 
zu verbuchende Geldbeträge im Sinne des Artikel 5 der 1. Euro-Einführungsverordnung zu 
verstehen. 


Hinsichtlich der Anordnung der zusätzlichen Information Über die Wertangabe in der jeweils 
anderen Denomination in der Erledigung wird der Verwaltung große Flexibilität eingeräumt. 
Zulässig ist es, die zusätzliche Information an jeder geeigneten Stelle der Erledigung 
anzubringen. Zulässig ist insbesondere die Beifügung der zusätzlichen Information nach dem 
ursprünglich genannten Betrag in Klammer samt Währungsbezeichnung, wobei das 
Verwenden der Währungsabkürzung zulässig ist, die Beifügung eines Halbsatzes (..., wobei 
diesem Betrag der Betrag von ... entspricht), die Verwendung einer eigenen 
Informationszeile am Ende der Seite oder am Ende der Erledigung, oder die Beigabe eines 
eigenen Umrechnungsinformationsbeiblattes. Eine handschriftliche Hinzufügung der jeweils 
anderen Denomination beim Endbetrag ist zulässig. 

Gemäß Abs.2 dient die zusätzliche Angabe der Endbeträge in der jeweils anderen 
Denomination ausschließlich der Information der Adressaten von Verwaltungsakten. Dies 
bedeutet, daß eine fehlende oder fehlerhafte Angabe in der jeweils anderen Denomination 
keinen Rechtsmangel darstellt, der mit den zur Verfügung stehenden Rechtsmitteln 
angefochten werden, und zur Aufhebung der Erledigung der Verwaltung führen kann, dar, 
da die Bestimmung des Abs. 1 keinen verfahrensrechtlichen, sondern ausschließlich 
informativen Charakter besitzt. 

Abs.3 beinhaltet das Inkrafttreten der doppelten Währungsangabe in der 
Bundesverwaltung sowie dessen Außerkrafttreten. 
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6. Abschnitt 


Außerkrafttreten 


8 30. Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2002 außer 
Kraft. 


Diese Bestimmung enthält das Außerkrafttreten des EWAG, wobei der Zeitraum so gewählt 
wurde, daß bei einer allfälligen Verlängerung der Dauer der Pflicht zur doppelten 
Währungsangabe durch Verordnung gemäß 8 4 Abs. 2 sich die Bestimmungen des EWAG 
noch in Kraft befinden. Nach dem 31. Dezember 2002 besteht jedoch keine Notwendigkeit 
für den Fortbestand dieses Bundesgesetz, da spätestens zu diesem Zeitpunkt die 
Wwährungsumstellung samt den in 8 2 festgelegten Zielen vollzogen und erfüllt sind. 


Vollziehung 


8 31. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist 
. hinsichtlich des $ 4 Abs. 2 die Bundesregierung, 
. hinsichtlich des $ 7 der jeweils zuständige Bundesminister, 
. hinsichtlich des $ 11 der Bundesminister für Finanzen, 
. hinsichtlich des 8 13 der jeweils zuständige Bundesminister, 
.hinsichtich des 817 Abs.1I und 2 der jeweils zuständige 
Bundesminister, 
6. hinsichtlich des $ 17 Abs. 3 der Bundesminister für Finanzen, 
7. hinsichtlich des $ 18 der Bundesminister für Finanzen, 
8. hinsichtlich des $ 19 Abs. 7 der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten und der Bundesminister für Finanzen, 
9. hinsichtlich des $ 29 der jeweils zuständige Bundesminister, 
10. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten betraut. 


GPrwprn—_ 
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Häufig gestellte Fragen - Wir geben die Antwort 


Was versteht man unter doppelter Währungsangabe? 


Doppelte Währungsangabe bedeutet, dass Geldbeträge sowohl in Schilling als auch in Euro 
angegeben werden, wobei diese Geldbeträge einander entsprechen müssen. Das 
bedeutet, dass die Umrechnung von Schilling auf Euro bzw. umgekehrt nach den durch die 
EU vorgegebenen Umrechnungsregeln unter Verwendung des offiziellen Umrechnungskurses 


(1 Euro = 13,7603 Schilling) erfolgen muss. 


Wie müssen Geldbeträge von Schilling in Euro bzw. umgekehrt von Euro in 


Schilling umgerechnet werden? 


Die 1. Euro-Einführungsverordnung (Verordnung des Rates Nr. 1103/97 vom 17. Juni 1997 über 
bestimmte Vorschriften im Zusammenhang mit der Einführung des Euro) bestimmt, wie bei 
der Umrechnung von nationaler Währung auf Euro und umgekehrt vorzugehen ist (Art. 4 - 
Modalitäten der Umrechnung - und Art. 5 - Rundungsregeln). Die Umrechnungskurse wurden 


in der Verordnung Nr. 2866/98 unwiderruflich festgelegt: 


1 Euro = 13,7603 Schilling | 


Umzurechnen ist mit diesem ungerundeten unwiderruflich festgelegten Umrechnungskurs. Es 


ist daher der Schillingbetrag stets durch 13,7603 zu dividieren bzw. der Eurobetrag mit 13,7603 


zu multiplizieren. Der inverse Kurs (1 S = 0,07267 E) darf nicht verwendet werden. 

Erst der umgerechnete Betrag ist, sofern es sich um einen zu zahlenden oder zu 
verbuchenden Betrag handelt, kaufmännisch zu runden, wobei der in die Euro-Einheit 
umgerechnete Geldbetrag auf den nächstliegenden Cent bzw. der auf den Schilling 
umgerechnete Geldbetrag auf den nächstliegenden Groschen auf- oder abzurunden ist. Ist 


die dritte Kommastelle kleiner als 5 ist abzurunden, ist sie größer oder gleich 5 ist aufzurunden 


Beispiel: 
2.390 S = 188,22264 E = gerundet 188,22 E 190 E = 2.614,457 S = gerundet 2.614,46 5 


Diese Umrechnungsregeln sind bei der verpflichtenden wie bei der freiwilligen (vor 1. 
Oktober 2001 und nach 28. Februar 2002) doppelten Währungsangabe jedenfalls zu 


beachten. Andernfalls würde es sich um zwei verschiedene Preise handeln und nicht um 
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einen Preis, der gleichzeitig in Euro und in einer nationalen Untereinheit des Euro ausgedrückt 


wird. 


Kann man bei der doppelten Währungsangabe von einem runden 


Eurobetrag ausgehen und diesen in Schilling umrechnen? 


Ja. Es ist gleichgültig, ob bei der Umrechnung von einem Schillingpreis oder von einem 
Europreis ausgegangen wird, solange die Umrechnung nach den Vorschriften der 1. Euro - 


Einführungsverordnung vorgenommen wird. 


Ist es zulässig, dass die gleichzeitig geltenden Schilling- und Eurobeträge von 


einander abweichen? 


Nein. Die Geldbeträge sind unter Verwendung des offiziellen Umrechnungskurses (1 Euro = 
13,7603 Schilling) und entsprechend den europarechtliichen Umrechnungsregeln zu 
berechnen. Geringfügige Differenzen können sich allerdings aufgrund der vorzunehmenden 


Rundung bzw. bei einer Rückrechnung ergeben. 


Eine Ausnahme besteht aber bei mehrwährungsfähigen Automaten. 


Wer ist zur doppelten Preisauszeichnung verpflichtet? 


Unternehmer sind in sog. Verbrauchergeschäften, das heißt, wenn sie gegenüber 
Verbrauchern tätig werden, zur doppelten Währungsangabe verpflichtet. Die Pflicht zur 
doppelten Währungsangabe trifft nicht das vorgeschaltene Produktionsunternehmen, 
sondern den Unternehmer, der Waren und Dienstleistungen dem Verbraucher anbietet bzw. 


verkauft. 


Wird ein Unternehmer gegenüber einem anderen Unternehmer tätig, besteht keine 


Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe. 


Wer ist Unternehmer bzw. Verbraucher im Sinne des EWAG? 


Das EWAG verweist bei diesen Begriffen auf 8 1 Konsumentenschutzgesetz. Ein Unternehmen 
it demnach „jede auf Dauer angelegte Organisation selbständiger wirtschaftlicher 
Tätigkeit, mag sie auch nicht auf Gewinn gerichtet sein. Juristische Personen des 


öffentlichen Rechts gelten immer als Unternehmer.“ ($ 1 Abs. 2 KSchG) Das jeweilige 
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Geschäft muss zum Betrieb des Unternehmens gehören. Verbraucher ist jemand, auf den 


diese Voraussetzungen nicht zutreffen. 


Müssen im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung Geldbeträge doppelt 


angegeben werden? 


Das EWAG ist auf Geldbetragsangaben sowohl von Unternehmern gegenüber Verbrauchern 
als auch bei Geldbetragsangaben gegenüber Adressaten individueller hoheitlicher 
Verwaltungsakte in der Bundesverwaltung anzuwenden (8 1 EWAG). 

Als Unternehmen gilt gemäß 8 1 KSchG „jede auf Dauer angelegte Organisation 
selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, auch wenn sie nicht auf Gewinn ausgerichtet ist. 
Juristische Personen des Öffentlichen Rechts gelten immer als Unternehmer.“ Daher fallen 
auch die gegenüber einem Verbraucher in einem Privatrechtsverhältnis tätig werdenden 
juristischen Personen des Öffentlichen Rechts unter die Verpflichtung zur doppelten 
Währungsangabe. 

Beispielsweise besteht für eine Öffentliche Krankenanstalt die Verpflichtung zur doppelten 
Wwährungsangabe im Bereich der Verrechnung gegenüber den Patienten, oder auch beim 
Betrieb eines von den Betreibern des Krankenhauses geführten Kaffeehauses, 
Blumenhandlung, etc. 


Die Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe beginnt mit 1. Oktober 2001. 


Wann besteht die Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe? 


Die Pflicht zur doppelten Währungsangabe besteht in 

"= Anboten, Kostenvoranschlägen, Rechnungen, Quittungen, 

"= der Werbung, wenn ein Preis genannt ist (Preisangaben in der Werbung sind 
grundsätzlich freiwillig) und 

"= den Fällen, in denen bundesgesetzliche Vorschriften die Preisangabe verpflichtend 


vorsehen. 


Kann man auf die Pflicht zur doppelten Währungsangabe verzichten? 


Ja. Von der Pflicht zur doppelten Währungsangabe kann in Rechnungen, Anboten, 
Kostenvoranschlägen und Quittungen im Einzelfall durch ausdrückliche Vereinbarung 
zwischen Unternehmer und Verbraucher abgesehen werden (8 5 Abs. 3 EWAG). Das bloße 
Abbedingen in Klauseln der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bzw. in 


Vertragsformblättern ist dafür nicht ausreichend. Der Unternehmer muss beweisen, dass die 
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Vertragsbestimmung im Einzelnen ausgehandelt worden ist, andernfalls ist sie für den 
Verbraucher nicht verbindlich (8 6 Abs. 1 KSchG). 


Was versteht man unter Endbetrag/Endsumme bzw. Einzelpositionen? 


Im EWAG werden die Begriffe „Endsumme“ und „Endbetrag“ verwendet. Darunter ist 
ausschließlich jener Geldbetrag zu verstehen ist, den der Verbraucher tatsächlich zu 


bezahlen hat, nicht aber der Gegebenbetrag oder der Retourgeldbetrag. 


„Einzelposition“ ist jeder auf einer Rechnung oder Quittung angeführte Preis eines Sachgutes 
oder einer Dienstleistung, eine in Abzug gebrachte Gutschrift bzw. jeder Kostenpunkt in 


einem Kostenvoranschlag oder Anbot. 


Relevant ist diese Begriffsdefinition dann, wenn mehrere Stücke desselben Sachgutes 
bezogen werden (z.B. 3 x T-Shirt weiß). In diesem Fall genügt die doppelte Währungsangabe 
für den Gesamtpreis dieser Sachgüter. Der Preis eines Stückes kann lediglich in der 


Saldierungswährung angegeben werden. 


Die Pflicht zur doppelten Währungsangabe besteht für alle Einzelpositionen und den 
Endbetrag ($ 1 EWAG iVm 8 5 EWAG). Für Kassenbons von Registrierkassen wird eine 
abweichende Sonderregelung getroffen, wonach nur die Endsumme und der 


Retourgeldbetrag doppelt anzuführen sind (8 16 EWAG). 


Stellt ein ausgewiesener $teuerbetrag eine Einzelposition einer Rechnung 


dar? 


Aufgrund der bestehenden Bruttopreisauszeichnungspflicht werden in einer Rechnung 
üblicherweise die Einzelpositionen und die Endsumme brutto ausgezeichnet ($ 9 Abs. 1 


PrAG). Diese sind als Bruttobeträge in beiden Währungseinheiten anzugeben. 


Wird überdies der Nettobetrag und die Umsatzsteuer gesondert angeführt, handelt es sich 
zwar um Geldbetragsangaben gegenüber Verbrauchern, deren Angabe aber nicht 
verpflichtend ist und daher auch keine Pflicht zur doppelten Währungsangabe nach sich 
zieht. Für die Verbraucher ist insbesondere zwecks Gewöhnung an die neue Währung und 
Erhöhung der Vergleichbarkeit der Preise nur die doppelte Währungsangabe der 
Bruttobeträge von Bedeutung. Die separate Angabe des Netto- bzw. des Steuerbetrages 


stellt idR lediglich eine zusätzliche Information dar. 
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Werden allerdings die Einzelpositionen und folglich auch die Gesamtsumme ausschließlich 
netto angeführt und erst in einem zweiten Schritt die Umsatzsteuer gesondert sowie der 
tatsächlich zu bezahlende Endbetrag angegeben (zB. in Rechnungen der 
Telekommunikationsbranche), so wären sämtliche genannten Beträge in Schilling und in Euro 


anzugeben. 


Was versteht man unter der Saldierungswährung? 


Saldierungswährung ist die Währungseinheit, in der der Unternehmer gegenüber dem 
Verbraucher die Verrechnung durchführt. Das bedeutet aber nicht, dass der Verbraucher 
nicht auch in der anderen Währungseinheit bezahlen kann. Denn der Unternehmer ist bis 28. 
Februar 2002 zur Annahme beider Währungseinheiten verpflichtet. Die Saldierungswährung 


ist am Kassenaushang ersichtlich zu machen. 


In welcher Währung ist der Endbetrag einer Rechnung zu ermitteln? 


Die Pflicht zur doppelten Währungsangabe besteht für alle Einzelpositionen und den 
Endbetrag. Die Summe der Einzelpositionen darf allerdings nur in der Saldierungswährung 
gebildet werden ($ 5 Abs. 2 EWAG). Dies ist deshalb notwendig, da es aufgrund der 


Rundungsdifferenzen zu unterschiedlichen Endbeträgen kommen kann. 


Beispiel: 


Als Saldierungswährung wird der Schilling verwendet. 


1 | Milch 10,90 0,80 E 
250 g Butter 19,908 1,45 E 
Ikg Brot 28,50 2,07E 
180 g Joghurt 5,508 0,40 E 
Ikg Bananen 12,908 0,94E 
Gesamt 77,105 = gerundet 5,65 E; dies entspricht nicht: 5,66 E 


Geschuldet werden somit 77,70 Schilling bzw. 5,65 Euro. 


Als Saldierungswährung wird der Euro verwendet. 


1 | Apfelsaft 1,05E 14,455 
I Striezel (750g) 2,13E 29,315 
10 dag Käse 0,74E 10,188 
1 TafelSchokolade 1,80E 24,775 
1 kg Äpfel 1,48 E 20,378 


Gesamt 7,2 E= gerundet 99,07S; dies entspricht nicht: 99,085 
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Geschuldet werden somit 7, 20 Euro bzw. 99,07 Schilling. 


Ab wann und wie lange besteht die Verpflichtung zur doppelten 


Währungsangabe? 


Die Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe für Verbrauchergeschäfte (Geschäfte 
zwischen Unternehmern und Verbrauchern) beginnt mit 1. Oktober 2001 und endet am 28. 
Februar 2002 (Ende des Schillings als gesetzliches Zahlungsmittel; 8 2 Eurogesetz, BGBl. I Nr. 
72/2000). 


Können die Preise bereits jetzt, also vor dem 1. Oktober 2001 doppelt 


ausgezeichnet werden? Wenn ja, was muss dabei beachtet werden? 


Derzeit ist eine doppelte Währungsangabe nach dem Euro-Währungsangabengesetz noch 
nicht verpflichtend vorgesehen. Bis zum 1. Oktober 2001 ist es daher ausreichend, die Preise 
in Schilling anzugeben. Nicht zulässig wäre es aber, die Preise ausschließlich in Euro 


auszuzeichnen (8 9 Abs. 2 Preisauszeichnungsgesetz - PFAG). 


Selbstverständlich können die Preise freiwillig in Schilling und in Euro ausgezeichnet werden. 
Dabei sind die Bestimmungen des Preisauszeichnungsgesetzes (8 9 Abs. 2 PrAG), der 1. Euro- 
Einführungsverordnung (Verordnung Nr. 1103/97/EG) und der Verordnung über die 
Bestimmung der Umrechnungskurse (Verordnung Nr. 2866/98/EG) zu beachten. 


Obwohl noch keine Verpflichtung zur doppelten Währungsangabe besteht, zeichnen bereits 


jetzt viele Unternehmer ihre Preise freiwillig in Schilling und Euro aus. 


Ist es möglich, die Preise auch nach dem 28. Februar 2002 weiterhin doppelt 


auszuzeichnen? 


Ja. Auch über den 28. Februar 2002 hinaus - ohne zeitliche Beschränkung - können die 
Preise doppelt ausgezeichnet werden. Diese doppelte Preisauszeichnung erfolgt freiwillig, 
denn die Verpflichtung zur doppelten Preisauszeichnung endet mit 28. Februar 2002. Die EU- 


Vorgaben für die Umrechnung sind weiterhin zu beachten. 
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Können die Preise nach dem 28. Februar 2002 ausschließlich in Schilling 


angegeben werden? 


Nein. Mit dem Ende der Pflicht zur doppelten Preisauszeichnung, d.h. ab 1. März 2002 sind die 
Preise jedenfalls in Euro auszuzeichnen. Es ist dann nicht mehr zulässig, die Preise 


ausschließlich in Schilling auszuzeichnen. 


Wie müssen die Schilling- und Eurobeträge angegeben werden? 


Für die doppelte Währungsangabe gilt, dass ein durchschnittlich aufmerksamer Betrachter 
die Angaben leicht lesen und der jeweiligen Währungseinheit eindeutig zuordnen, sowie 
beide Angaben gleichzeitig wahrnehmen kann (8 6 Abs. 1 EWAG). Diese Kriterien finden sich 


bereits im Preisauszeichnungsgesetz (8 4 Preisauszeichnungsgesetz - PrAG). 


Für die Preisauszeichnung nach dem Preisauszeichnungsgesetz und bei einer Preisangabe in 
der Werbung (also nicht bei Rechnungen, Quittungen, Kostenvoranschlägen und Anboten 
und sonstigen Geldbetragsangaben) ist Überdies zu beachten, dass bei Preisangaben 
nebeneinander der Schillingpreis links und der Europreis rechts, bei Preisangaben 
übereinander der Schillingpreis oben und der Europreis unten anzuführen ist ($ 6 Abs. 2 
EWAG). 


Können die Preise in Schilling und in Euro in unterschiedlicher Größe und 
unterschiedlichen Farben ausgezeichnet werden? Ist ein einziges Preisetikett 


zu verwenden? Müssen die Währungssymbole verwendet werden? 


Hinsichtlich Schriftgröße, Schriftbild und Farbe bestehen keine gesetzlichen Vorgaben. Auch 
ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, welche Währungseinheit stärker hervorzuheben ist. Die 
Preise müssen nicht auf einem einzigen Preisschild angegeben werden, sofern die „Rechts- 
Links“- und „Oben-Unten“-Regel eingehalten wird. Auch muss nicht bei beiden 
Geldbeträgen das Währungssymbol stehen, dies genügt bei einer Währungsangabe. 


Der Euro kann folgendermaßen dargestellt werden: 


= E, 
€, 
"=" EUR, 
= Euro, 


"= in Klammer gesetzt, wenn darauf in ausreichenden Aushängen hingewiesen wird, aber 
auch 


"= handschriftlich (Voraussetzung ist die Lesbarkeit). 
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Welche Angaben müssen auf dem Kassenaushang aufscheinen? 


"= Angabe des Umrechnungskurses 

"= Angabe der Saldierungswährung 

" Liste der Stückelungen der Schillingnoten und -münzen mit dem jeweiligen Wert in Euro 

" Liste der Stückelungen der Euronoten und -münzen mit dem jeweiligen Wert in Schilling 

"= In den Unternehmen, in denen die Verpflichtung zur Angabe des Grungpreises besteht: 
Angabe, in welcher Währungseinheit der Grundpreis ausgezeichnet wird. 

"= Kleinunternehmer: Hinweis, dass der Konsument die Angabe der Endsumme auf dem 


Kassenbon in der jeweils anderen Währungseinheit verlangen kann. 


Dürfen Preise erhöht werden? Wenn ja, wann? 


Preiserhöhungen, die ausschließlich aufgrund der Währungsumstellung erfolgen, sind 
grundsätzlich nicht mit den Zielen des EWAG vereinbar (8$ 2 EWAG). 
Preiserhöhungen, die aus betriebswirtschaftlichen Überlegungen notwendig werden, etwa 


aufgrund gestiegenen Personal- oder Sachaufwands, sind zulässig. 


SONDERREGELUNGEN 


Wie erfolgt die doppelte Preisauszeichnung bei Automaten? 


Es ist ausreichend, dass am Automaten eine gut lesbare Liste mit sämtlichen Preisen der 
angebotenen Waren bzw. Dienstleistungen in beiden Währungseinheiten angebracht wird 
($ 13 EWAG). Die Zuordenbarkeit des Preises zur Ware bzw. Dienstleistung muss gegeben 


sein. 


Bei mehrwährungsfähigen Automaten muss überdies ein gut lesbarer Hinweis angebracht 
werden, dass der Schillingbetrag aus technischen Gründen nicht als Eurobetrag realisiert 
werden und eine Differenz von maximal 5 Cent zum entsprechenden Schillingbetrag 
auftreten kann. Sofern die Differenz mehr als 5 Cent beträgt, ist ein entsprechender 
Wertausgleich zu gewähren. Das bedeutet, dass bei diesen Automaten abweichend von 
den Umrechnungsregeln der angegebene Schillingbetrag nicht dem angegebenen 


Eurobetrag entsprechen muss (doppelte Währungsangabe, Umrechnung). 


Beispiel: 
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55 = 0,36336 E = gerundet 0, 36 E: in diesem Fall wäre es möglich, dem Schillingbetrag in der 


Höhe von 5S einen Eurobetrag in der Höhe von z.B. 0,40 E gegenüberzustellen. 


Wie erfolgt die doppelte Preisauszeichnung im Buchhandel? 


Hier ist zu unterscheiden: 

e Hinsichtlich jener Bücher und Verlagsprodukte, die vor dem 1. Juli 2001 angeliefert 
wurden, ist ein Aushang, der auf diesen Umstand hinweist, und den Umrechnungskurs 
sowie die Preise von mindestens fünf typischen im Buchhandel verlangten Buchpreisen in 
Schilling und in Euro enthält, anzubringen; 

e hinsichtlich jener Bücher und Verlagsprodukte, die nach dem 1. Juli 2001 angeliefert 
wurden, sind, soweit nicht der jeweilige Verlag oder Grossist die doppelte Preisangabe 


am Produkt vorgenommen hat, geeignete Umrechnungstabellen bereitzuhalten. 


Dies gilt auch für die Preisauszeichnung in Schaufenstern. 


Müssen auf Fahrscheinen die Preise doppelt ausgezeichnet werden? 


Bei Fahrscheinen bestimmt sich die Pflicht zur doppelten Währungsangabe danach, ob eine 
bundesrechtliche Pflicht zur Angabe des Fahrpreises auf dem Fahrausweis besteht oder nicht 
(8 5 Abs. 1 lit. c EWAG). 


Das bedeutet, dass etwa auf Fahrausweisen Öffentlicher Eisenbahnen und im 
Kraftfahrlinienverkehr die Fahrpreise doppelt anzugeben sind, während diese Pflicht auf 


Fahrausweisen von Straßenbahnen und Seilbahnen nicht besteht. 


Müssen Gastgewerbebetriebe in Speisekarten und Rechnungen die Preise 


doppelt angeben? 


Ja. Gastgewerbetriebe unterliegen der Pflicht zur doppelten Währungsangabe Speise- und 
Getränkekarten (Preisverzeichnisse nach dem Preisauszeichnungsgeseiz) und in 
Rechnungen, Quittungen, Anboten und Kostenvoranschlägen und in der Werbung (8 5 Abs. 
1 EWAG). 


Handgzettel müssen nicht doppelt ausgestellt werden, da diese nicht als Rechnung oder 
Quittung zu qualifizieren sind. Sie können daher bloß in der Saldierungswährung abgefasst 


werden. Es bestehen Sonderregeln für Kleinunternehmer. 
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Können Gastwirte die Erleichterungen der Kleinunternehmerregelung 


beanspruchen? 


Ja. Für Kleinunternehmer, die Sachgüter zum Verkauf anbieten, bestehen Erleichterungen 
betreffend die Art der doppelten Preisauszeichnung ($ 14 EWAG): z.B. Verwenden von 
Preislisten oder Umrechnungstabellen u.a. Daher entsprechen Gastgewerbebefriebe, die 
unter die Kleinunternehmerregelung fallen, der Verpflichtung zur doppelten 
Preisauszeichnung auch dann, wenn die Speise- bzw. Getränkekarte nur in einer 
Wwährungseinheit (Schilling oder Euro) ausgezeichnet ist und wenn zur Ermittlung des Preises in 
der anderen Währungseinheit Preislisten ausgehängt werden oder Umrechnungstabellen zur 
Verfügung stehen. Rechnungen unterliegen aber jedenfalls der Verpflichtung zur doppelten 
Preisauszeichnung, wobei diese Pflicht im Einzelfall zwischen Unternehmer und Verbraucher 


abbedungen werden kann. 


Kleine Gastgewerbebetriebe (Gastraum bis zu einer Fläche von 50 m?) können der Pflicht zur 
Preisauszeichnung bereits nach dem Preisauszeichnungsgesetz durch Preisverzeichnisse, die 


im Gastraum gut sichtbar ausgehängt sind, nachkommen. 


Muss der Grundpreis in Schilling und in Euro ausgezeichnet werden? 


Bei verpackten und vorverpackten Sachgütern, bei denen der Grundpreis (Preis je 
Maßeinheit) angegeben werden muss, kann der Grundpreis wahlweise in einer der beiden 
Währungseinheiten angegeben werden. Das bedeutet, dass diesfalls drei Geldbeträge 
anzugeben sind: der Verkaufspreis in Schilling und in Euro, der Grundpreis in Schilling oder 


Euro. 


Bei offenen Sachgütern (z.B. Obst, Gemüse, Wurstwaren, Käse, etc.) ist hingegen der 
Grungpreis immer in Schilling und in Euro auszuzeichnen, da der Grundpreis mangels im 
vorhinein feststehenden Verkaufspreises die einzige Preisangabe ist. Das bedeutet, dass zwei 


Geldbeträge anzugeben sind: der Grundpreis in Schilling und in Euro. 


Wie werden die Preise auf Kassenbons angegeben? 


Auf Kassenbons (= die von einer Registrierkassa erstellte Quittung bzw. Rechnung) sind die 
Endsumme und der Retourgeldbetrag verpflichtend doppelt auszuzeichnen, nicht aber die 
Einzelpositionen und der Gegebenbetrag. Es besteht keine Verpflichtung, den 


Retourgeldbetrag auf einem Kassenbons auszuweisen. Wird dieser angegeben, kann der 
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Verpflichtung zur doppelten Preisauszeichnung insofern entgangen werden, als dieser 


durchgestrichen oder unterdrückt wird. 


Kleinunternehmer können auf Kassenbons, die von nicht selbst programmierbaren Kassen 
erstellt werden, ausschließlich die Saldierungswährung angeben. Der Verbraucher kann aber 
verlangen, dass der Endbetrag auch in der anderen Währungseinheit angeschrieben wird. 
Auf diese Möglichkeit muss der Verbraucher auf einem Aushang im Bereich der Kassa 


hingewiesen werden. 


Wie müssen die Preise in Werbeprospekten angegeben werden? 


In Werbeprospekten, das sind Kataloge, die weniger als 25 % des Waren- und 
Dienstleistungssortiments beinhalten, müssen sämtliche Preise unter Einhaltung der „Rechts- 
Links“- und „Oben-Unten“-Regel in Schilling und in Euro angegeben werden. Das Verwenden 
eines eigenen Preisteils ist zulässig, wenn in diesem der Schilling- und Eurobetrag neben- bzw. 


übereinander angegeben werden. 


Wie müssen die Preise in Katalogen angegeben werden? 


Enthalten Kataloge mind. 25 % des Waren- und Dienstleistungssortiments können die Preise - 


abgesehen von in beiden Währungseinheiten abgefassten Preisteilen - in Schilling oder in 
Euro ausgezeichnet werden (8 9 EWAG), sofern die Kataloge 
e eine Preisliste mit allen im Katalog vorkommenden Preisen in beiden 
Währungseinheiten in aufsteigender Reihenfolge enthalten 


Beispiel für einen Katalog, in dem die Preise in Schilling angegeben werden: 


250 Schilling 18,17 Euro 
300 Schilling 21.80 Euro 
450 Schilling 32,70 Euro 
750 Schilling 54,50 Euro 
1450 Schilling 105,38 Euro 
oder 


e eine entsprechende Umrechnungshilfe (dekadische Umrechnungstabelle oder 
Taschenrechner) enthalten. Im Falle von Umrechnungstabellen ist die Berechnung 
des Preises detailliert anhand eines Beispiels zu erklären. 


« Selbstverständlich können dem Katalog auch 
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zwei Preisteile (d.h. ein Preisteil in Euro und ein Preisteil in Schilling) unter Angabe 
des Sachgutes oder der Dienstleistung oder 

ebenso unter Angabe des Sachgutes oder der Dienstleistung ein Preisteil, in dem 
die Preise in Schilling und in Euro ausgezeichnet sind, 


beigelegt werden. 


Beispiel für einen Katalog, in dem die Preise in Schilling angegeben werden: 


I NF, DZ pro Person 300 Schilling 21,80 Euro 
1 HP, DZ pro Person 600 Schilling 43,60 Euro 
IHPEZ 750 Schilling 54,50 Euro 


Können Kataloge bereits vor dem 1. Oktober 2001 entsprechend der 
Sonderregelung in $ 9 EWAG in Euro ausgezeichnet und mit Preislisten in 


Schilling bzw. anderen Umrechnungshilfen versehen werden? 


Ja. Kataloge, denen eine Preisliste beiliegt, die alle Preise in beiden Währungseinheiten in 
aufsteigender Reihenfolge enthält, können auch vor dem 1. Oktober 2001 in Euro in Umlauf 
gebracht werden. Dies gilt aber nur für vollständige, d.h. jeden im Katalog vorkommenden 
Preis enthaltende Preisliiten. Bloße Umrechnungshilfen, wie z.B. dekadische 


Umrechnungstabellen oder Taschenrechner, sind nicht ausreichend. 


Können Kataloge, die in Schilling ausgezeichnet sind und denen 
entsprechende Umrechnungshilfen in Euro beigelegt sind, nach dem 28. 


Februar 2002 noch weiterverwendet werden? 


Kataloge, die in Schilling ausgezeichnet werden und die während der Phase der doppelten 
Wwährungsangabe in Geltung waren, können weiterhin nach der Phase der verpflichtenden 
doppelten Preisauszeichnung verwendet werden, wenn sie eine technische (z.B. 
Taschenrechner) oder dekadische Umrechnungshilfe (z.B. Umrechnungstabelle) enthalten (8 
9 EWAG). 


Wer ist ein Kleinunternehmer im Sinne des EWAG? 


Kleinunternehmer ist ein Unternehmer in dessen Gesamtunternehmen höchstens 9 
Vollzeitbeschäftigte tätig sind. Der Unternehmer, der selbst im Betrieb tätig ist, wird bei der 
Zahl der Beschäftigten nicht mitgezählt. Kleinunternehmer können aber nur in jenen 
Betriebsstätten die Erleichterungen bezüglich der Art der doppelten Preisauszeichnung 


beanspruchen, in denen höchstens 5 Vollzeitbeschäftigte tätig sind ($ 14 EWAG). 
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Beispiele: 


Zahl der Betriebsstätten Zahl der Vollzeitbeschäftigten Anwendung von & 14 


1 5 ja 


2 
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Welche Erleichterungen kann ein Kleinunternehmer in Anspruch nehmen? 


e Kleinunternehmer können der Pflicht zur doppelten Währungsangabe in den Fällen, in 
denen sie durch Bundesrecht zu Geldbetragsangaben verpflichtet sind, z.B. aufgrund 
des Preisauszeichnungsgesetzes, auch dadurch entsprechen, dass sie den Verbrauchern 

Preislisten mit beiden Währungseinheiten für das wesentliche Warenangebot (z.B. 
1 I Milch: 12,90 S = 0,94 E; etc.), 

-  Umrechnungstabellen, die in aufsteigender Reihenfolge orientiert am jeweiligen 
Waren- oder Preissortiment Wertangaben in beiden Währungseinheiten 
beinhalten, oder 

- technische Umrechnungshilfen (z.B. Taschenrechner) zur Verfügung stellen. 

Unter diesen Voraussetzungen kann jeder Preis auch ausschließlich in Schilling oder Euro 
angegeben werden. Eine doppelte Preisauszeichnung auf den Preisetiketten oder auf 
der Preisschiene ist somit nicht erforderlich. Diese Erleichterungen gelten auch für die 
Preisauszeichnung im Schaufenster. 

e Überdies kann ein Kleinunternehmer auf Kassenbons, die von nicht selbst 
programmierbaren Kassen erstell!' werden, ausschließlich die Saldierungswährung 
angeben. Der Verbraucher kann aber verlangen, dass der Endbetrag auch in der 
anderen Währungseinheit angeschrieben wird. Auf diese Möglichkeit muss der 


Verbraucher auf einem Aushang im Bereich der Kassa hingewiesen werden. 


Für Rechnungen, Anbote, Kostenvoranschläge, Quittungen und in der Werbung gilt die 


generelle Regelung zur doppelten Währungsangabe. 
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Zu welchem Zeitpunkt wird die Zahl der Beschäftigten der Beurteilung als 


Kleinunternehmer zugrunde gelegt? 


Bei der Beurteilung ist auf die Anzahl der Beschäftigten zum jeweiligen Zeitpunkt abzustellen. 
Wenn ein Unternehmer zu einem bestimmten Zeitpunkt unter die Kleinunternehmerregelung 
fällt, kann er nach den erleichterten Vorschriften (Preislisten, Umrechnungshilfen) die Preise 


doppelt auszeichnen. 


Unterliegen Mahnungen der Pflicht zur doppelten Währungsangabe? 


Nein. Mahnungen sind keinem der Tatbestände in $ 5 EWAG zuzuordnen, weswegen es 


auch keiner doppelten Währungsangabe bedarf. 


Wie hat die doppelte Währungsangabe bei Rechnungen zu erfolgen? 


In Rechnungen sind sämtliche Einzelpositionen und die Endsumme doppelt anzugeben (8 5 
Abs. 2 EWAG). Die Addition der Einzelpositionen hat ausschließlich hinsichtlich der 
Saldierungswährung zu erfolgen, andernfalls käme es aufgrund der Rundungsdifferenzen zu 


unterschiedlichen Endsummen. 


Es kann auch ein Beiblatt zur Rechnung in der anderen Währungseinheit erstellt werden, 
allerdings stellt dieses aus steuerrechtlichen Gründen keine rechtsgeschäftliche Grundlage 


dar. Es handelt sich um eine bloße Kundeninformation. 


Ein überdies gesondert ausgewiesener Umsatzsteuerbetrag muss nicht in beiden 
Währungseinheiten angeführt werden. Die Angabe in der Saldierungswährung ist 


ausreichend. 
Der Stückpreis muss beim Kauf mehrerer Stücke desselben Produktes nicht doppelt 
ausgezeichnet werden, vielmehr genügt die doppelte Währungsangabe für den gesamten 


Preis dieser Produkte, d.h. für den tatsächlich hierfür zu bezahlende Preis. 


Sonderregelung bestehen für Kassenbons von Registrierkassen. 
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Was ist eine Registrierkasse? 


Eine Registrierkassa ist eine Kassa oder ein Kassensystem, das selbsttätig den 


Rechnungsbetrag anzeigt, die Einnahmen und Ausgaben addiert bzw. subtrahiert und die 


Einzelpositionen mit Endsumme auf einem Kassenkontrollzettel bzw. Rechnung aufdruckt. 


Wie erfolgt die doppelte Preisauszeichnung im Taxigewerbe? 


Unterschieden werden muss zwischen Fahrzeugen des Taxigewerbes, die mit 
mehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeigern ausgestattet sind und Fahrzeugen, die keine 
mehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeiger besitzen. 

e Fahrzeuge mit mehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeigern: das Beförderungsentgelt ist 
Über Ersuchen des Verbrauchers durch Umschalten des Gerätes auf die jeweils andere 
Denomination bekanntzugeben. Der Verbraucher muss auf einem für ihn gut sichtbaren 
Schild auf die Möglichkeit der Ablesung in Schilling und Euro hingewiesen werden. 

e Fahrzeuge ohne mehrwährungsfähigen Fahrpreisanzeigern: unmittelbar beim Taxameter 
ist ein Hinweis anzubringen, der den Umrechnungskurs, die Saldierungswährung sowie 


drei typische Beförderungsentgelte in Schilling und in Euro enthält. 
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Anhang 1: Verordnung Nr. 1103/97 des Rates vom 17. Juni 1997 


S0 


S1 
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Anhang 2: Verordnung Nr. 974/98 des Rates vom 3. Mai 1998 
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Anhang 3: Verordnung Nr. 2866/98 des Rates vom 31. Dezember 
1998 
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Anhang 4: Verordnung Nr. 1478/00 des Rates vom 19. Juni 2000 
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Anhang 5: Auszug aus dem 1. Euro - Justiz - Begleitgesetz, BGBl. I 
Nr. 125/1998 


Artikel I 


Bundesgesetz, mit dem im Zivilrecht begleitende Maßnahmen für 


die Einführung des Euro getroffen werden 


Erster Abschnitt 


Allgemeine zivil- und zivilprozeßrechtliche Begleitmaßnahmen 


Ersetzung des Diskont- und Lombardzinssatzes 


8 1. (Verfassungsbestimmung) (1) Soweit der Zinsfuß für Eskontier&ungen der 
Oesterreichischen Nationalbank (im folgenden: Diskontsatz) in dieser oder einer anderen 
Bezeichnung als Bezugsgröße in Bundesgesetzen oder in Verordnungen von mit Aufgaben 
der Bundesverwaltung betrauten Organen verwendet wird, tritt mit 1. Jänner 1999 an seine 
Stelle der Basiszinssatz. Der Basiszinssatz entspricht der Höhe nach zunächst dem mit 31. 
Dezember 1998 maßgeblichen Diskontsatz. Er verändert sich in dem Ausmaß, in dem sich der 
Zinssatz eines von der Bundesregierung mit Verordnung (Abs. 3) bestimmten 
währungspolitischen Instruments der Europäischen Zentralbank verändert, wobei 
Veränderungen von insgesamt weniger als 0,5 Prozentpunkten seit 1. Jänner 1999 und in der 
Folge seit der jeweils letzten Änderung des Basiszinssatzes außer Betracht bleiben. Die 
Oesterreichische Nationalbank hat solche Änderungen des Basiszinssatzes im Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung unverzüglich zu verlautbaren. 


(2) soweit der Lombardsatz der Oesterreichischen Nationalbank als Bezugsgröße in 
Bundesgesetzen oder in Verordnungen von mit Aufgaben der Bundesverwaltung betrauten 
Organen verwendet wird, tritt mit 1. Jänner 1999 an seine Stelle der Referenzzinssatz. Der 
Referenzzinssatz entspricht der Höhe nach zunächst dem mit 31. Dezember 1998 
maßgeblichen Lombardsatz. Er verändert sich in dem Ausmaß, in dem sich der Zinssatz eines 
von der Bundesregierung mit Verordnung (Abs. 3) bestimmten währungspolitischen 
Instruments der Europäischen Zentralbank verändert, wobei Veränderungen von insgesamt 
weniger als 0,5 Prozentpunkten seit dem 1. Jänner 1999 und in der Folge seit der letzten 
Änderung des Referenzzinssatzes außer Betracht bleiben. Abs. 1 letzter Satz ist sinngemäß 
anzuwenden. 


(3) Die Bundesregierung hat zur Feststellung von Veränderungen des Basis- und des 
Referenzzinssatzes solche währungspolitische Instrumente der Europäischen Zentralbank zu 
bestimmen, die nach ihrer Funktion und ihrer voraussichtlichen Entwicklung der Funktion und 
der Entwicklung des Diskont- bzw. Lombardsatzes am ehesten entsprechen. Vor der 
Erlassung der Verordnung ist die Oesterreichische Nationalbank zu hören. 


(4) Die Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn die Ersetzung des Diskont- oder 
Lombardsatzes in Bundesgesetzen oder in Verordnungen von mit Aufgaben der 
Bundesverwaltung betrauten Organen anders geregelt wird. 


Enffall vereinbarter Wertmesser 


8 2. (1) Fällt ein von den Vertragsparteien einer Vereinbarung zugrunde gelegter 
Wertmesser nach Einführung des Euro weg, so ist der dem weggefallenen Wertmesser nach 
dessen Funktion und nach der Absicht der Parteien am ehesten entsprechende Wertmesser 
heranzuziehen. 


(2) In Vereinbarungen, denen die Vertragsparteien den Diskontsatz in dieser oder in einer 
anderen Bezeichnung zugrunde gelegt haben, tritt an dessen Stelle der Basiszinssatz (8 1 
Abs. 1). In Vereinbarungen, denen die Vertragsparteien den Lombardsatz in dieser oder in 
einer anderen Bezeichnung zugrunde gelegt haben, tritt an dessen Stelle der 
Referenzzinssatz ($ | Abs. 2). 


(3) An die Stelle der in Wien festgestellten Zwischenbankzinssätze (Vienna Interbank 
Offered Rate - VIBOR), die von Vertragsparteien ihren Vereinbarungen zugrunde gelegt 
worden sind, treten die entsprechenden für das Gebiet der Währungsunion festgestellten 
Zwischenbankzinssätze (Euro Interbank Offered Rate - EURIBOR). Gleiches gilt für andere 
Zwischenbankzinssätze, die in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die die 
einheitliche Währung angenommen haben, nach Einführung des EURIBOR wegfallen. 


(4) Die Abs. I bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn die Vertragsparteien für den Entfall der 
dort genannten Wertmesser anderes vereinbart haben oder vereinbaren. 


Angabe von Euro und Schilling in Verträgen 


8 3. (1) In Verträgen zwischen Unternehmern und Verbrauchern (& 1 KSchG), die zwischen 
dem 1. Jänner 1999 und dem 31. Dezember 2001 geschlossen werden und deren 
Vertragsdauer Über diesen Zeitpunkt hinausreicht, sind die vom Verbraucher zu zahlenden 
Beträge, ein allfäliges Entgelt für räumliche, mengenmäßige oder zeitliche 
Leistungseinheiten und ein allfälliges Grundentgelt in Euro und in Schilling anzugeben. Von 
einer solchen Angabe kann abgesehen werden, wenn die Vertragsparteien vereinbaren, 
daß der Unternehmer dem Verbraucher spätestens zum 31. Dezember 2001 unentgeltlich 
eine schriftliche Mitteilung zusendet, in der die im ersten Satz genannten Beträge in der dann 
jeweils maßgeblichen Höhe in Euro und in Schilling angegeben werden. 


(2) In Verträgen zwischen Unternehmern und Verbrauchern, die vor dem 1. Jänner 1999 
geschlossen werden und deren Vertragsdauer über den 31. Dezember 2001 hinausreicht, 
hat der Unternehmer dem Verbraucher spätestens zum 31. Dezember 2001 unentgeltlich 
eine schriftliche Mitteilung mit den in Abs. I genannten Angaben zuzusenden. 


(3) In Rechnungen, die Verbrauchern aus Verträgen nach den Abs. I oder 2 zwischen 
dem 1. Oktober 2001 und demjenigen Zeitpunkt, in dem der Schilling die Eigenschaft als 
gesetzliches Zahlungsmittel verliert, gelegt werden, hat der Unternehmer die in Abs. I erster 
Satz genannten Beträge in Euro und in Schilling anzugeben. Hat der Unternehmer dem 
Verbraucher vor der Rechnungslegung eine Mitteilung nach den Abs. I oder 2 zukommen 
lassen, so genügt es, wenn in der Rechnung nur die vom Verbraucher zu zahlenden Beträge 
in Euro und in Schilling angegeben werden. 


(4) Die Parteien können die Mitteilungspflichten nach den Abs. I bis 3 im einzelnen 
abbedingen. 

(5) Die Rechtwirksamkeit eines Vertrags oder einer Rechtshandlung wird von den 
Mitteilungspflichten nach den Abs. 1 bis 3 nicht berührt. 


(6) Die Abs. I bis 5 gelten nicht für Verträge Über Wertpapiergeschäfte von 
Kreditinstituten. 
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Euro-Klagen und -Anträge 


8 4. (1) Zwischen dem 1. Jänner 1999 und dem 31. Dezember 2001 ist im Fall einer auf Euro 
lautenden Klage vor deren weiteren Bearbeitung von Amts wegen der Klagsbetrag in 
Schilling umzurechnen. 


(2) Für Verfahren über Euro-Klagen ist bis 31. Dezember 2001 der in Schilling 
umgerechnete Streitwert maßgebend; die Kosten und Gebühren des Verfahrens sind bis 
dahin in Schilling zu verzeichnen und zuzusprechen. 


(3) Begehrt ein Kläger in einer zwischen dem 1. Jänner 1999 und dem 31. Dezember 2001 
eingebrachten Klage ausdrücklich Leistung durch Verrechnung in Euro, so hat er die 
Nummer des Kontos, auf das die Gutschrift erfolgen soll, und das kontoführende Kreditinstitut 
anzugeben. Das Gericht hat die Verpflichtung zur Leistung in Euro in den Spruch seiner 
Entscheidung aufzunehmen. 


(4) Die Abs. I bis 3 gelten sinngemäß für Ansprüche, die nicht durch Klage, sondern auf 
andere Weise gerichtlich geltend gemacht werden. 


(5) In automationsunterstützt hergestellten schriftichen Ausfertigungen gerichtlicher 
Erledigungen sind ab 1. Jänner 1999 Endbeträge, die auf Schilling lauten, auch in Euro 
anzugeben. 


Eintragungen in das Grundbuch 


8 5. (1) Bei Eintragungen in das Grundbuch, die auf Euro oder eine andere 
Währungseinheit als Schilling lauten, ist die Währungsbezeichnung im Antrag und im 
Grundbuch anzuführen. Bei Eintragungen, die auf Schilling lauten, entfält eine 
Währungsbezeichnung. 


(2) Eintragungen im Grundbuch, die keine Währungsbezeichnung enthalten, gelten als 
Eintragungen auf Schilling. 


(3) Eintragungen auf Währungen von Staaten, die nicht der Europäischen Union oder 
dem Europäischen Wirtschaftsraum angehören, sind nicht zulässig. 
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| Anhang 6:Bundesgesetz, mit dem Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Währung im Zusammenhang mit der Ausgabe der Euro- 
Banknoten und -Münzen erlassen werden (Eurogeseiz), BGBl. I Nr. 
72/2000 


$ 1. Ab dem 1. Jänner 2002 sind in der Republik Österreich - nach Maßgabe der 
Verordnung (EG) Nr. 974/98 über die Einführung des Euro, ABl. Nr. L 139 vom 11. Mai 1998, - 
gesetzliche Zahlungsmittel: 

1. auf Euro laufende Banknoten, die von der Oesterreichischen Nationalbank, der 
Europäischen Zentralbank (EZB) oder anderen nationalen Zentralbanken der an der dritten 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ohne Ausnahmeregelung teilnehmenden 
Mitgliedstaaten ausgegeben wurden, 

2. auf Euro oder Cent lautende Münzen, die gemäß den Bestimmungen des Artikels 106 
Abs. 2 EG-Vertrag und Artikel II der Verordnung (EG) Nr. 974/98 über die Einführung des 
Euro, ABl. Nr. L 139 vom 11. Mai 1998, von der Münze Österreich Aktiengesellschaft oder 
anderen an der dritten Stufe der WWU ohne Ausnahmeregelung teilnehmenden 
Mitgliedstaaten ausgegeben wurden, 

3. auf Euro oder Cent lautende Sammlermünzen, die von der Münze Österreich 
Aktiengesellschaft gemäß 8 12 des Scheidemünzengesetzes, BGBl. Nr. 597/1988, in der 
Fassung BGBl. | Nr. 72/ 2000 ausgegeben wurden, sowie 

4. vorbehaltlich der Bestimmung des & 2 die auf Schilling lautenden Banknoten und die 
auf Schilling oder Groschen lautenden Scheidemünzen. 


8 2. Mit Ablauf des 28. Februar 2002 verlieren die auf Schilling lautenden Banknoten und 
die auf Schilling oder Groschen lautenden Scheidemünzen ihre Eigenschaft als gesetzliche 
Zahlungsmittel. 


8 3. (1) Mit Wirkung 1. Jänner 2002 ist der Staatshaushalt sowie jeder andere Öffentliche 
Haushalt in Euro zu führen. 

(2) Ab dem 1. Jänner 2002 sind Geldbeträge, in 

1. gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder sonst erstellten öffentlichen Urkunden 
zivilrechtlichen Inhalts, 

2. gerichtlichen Urteilen und Beschlüssen, auch wenn das Klagebegehren oder Gesuch 
vor dem 1. Jänner 2002 eingebracht worden ist, 

3. Verordnungen und Bescheiden sowie 

4. öffentlichen Kundmachungen und Beschlüssen von Verwaltungs-behörden, Gerichten 
und öffentlichen Körperschaften in Euro auszudrücken. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. I und 2 finden keine Anwendung auf Geldbeträge und 
Verbindlichkeiten, die kraft gesetzlicher Vorschriften in einer anderen Währung als Euro oder 
in einer bestimmten Münzsorte zu leisten sind. 


8 4. Bücher und Aufzeichnungen, die nach handelsrechtlichen, abgabenrechtlichen oder 
sonstigen Rechtsvorschriften zu führen sind, sind für Zeiträume ab dem 1. Jänner 2002 in Euro 
zu führen. 


85. (1) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten außer Kraft: 

1. Das Gesetz vom 30. November 1945 über Maßnahmen auf dem Gebiet der Währung 
(Schilinggesetz), StGBl. Nr. 231/1945; 

2. das Bundesgesetz vom 19. November 1947 über die Verringerung des Geldumlaufs und 
der Geldeinlagen bei Kreditunternehmungen (Währungsschutzgesetz), BGBl. Nr. 250/1947; 
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3. das Bundesgesetz vom 19. März 1952, womit Bestimmungen des Schillinggesetzes vom 
30. November 1945, StGBl. Nr. 231, und des Währungsschutzgesetzes vom 19. November 
1947, BGBl. Nr. 250, erläutert werden, BGBl. Nr. 59/1952; 

4. das Bundesgesetz vom 25. Juni 1952, womit $ 17 des Währungsschutzgesetzes vom 19. 
November 1947, BGBl. Nr. 250, erläutert wird, BGBl. Nr. 138/1952. 

(2) Unbeschadet des Abs. I Z 1 bleibt die Unterteilung des Schilling in 100 Groschen 
bestehen. 


8 6. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 2002 in Kraft. 


8 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Finanzen, 
hinsichtlich des 8 3 Abs. 2 Z 1, 2 und 4 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz, 
betraut. 


65 


Anhang 7:Bundesgesetz über die Auszeichnung von Preisen, 
(PrAG 1992), BGBl. Nr. 1468/1992 idF BGBl. I Nr. 125/1998, 55/2000 


Geltungsbereich 


8 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt 


1. für die Auszeichnung der Verkaufspreise und Grundpreise von Sachgütern (Preise von 
Sachgütern), sofern diese Verbrauchern von Unternehmern (8 1 des 
Konsumentenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 140/1979, in der jeweils geltenden Fassung) 
gewerbsmäßig angeboten werden; 


2. für die Auszeichnung der Preise von Leistungen, deren Anbieten der 
Gewerbeordnung 1994 in der jeweils geltenden Fassung unterliegt, sofern diese 
Verbrauchern von Unternehmern (8 I des Konsumentenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 140/1979, in 
der jeweils geltenden Fassung) gewerbsmäßig angeboten werden. 


(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht 
1. für Leistungen, für die die Preisauszeichnung in anderen Bundesgesetzen geregelt ist; 
2. fürSachgüter, die im Rahmen einer Leistung angeboten werden. 


Pflicht zur Auszeichnung 


8 2. (1) Unternehmer haben die Preise für Sachgüter auszuzeichnen, sofern diese 
1. sichtbar ausgestellt sind oder 


2. in den Geschäftsräumlichkeiten in anderer Weise zum Verkauf bereitgehalten 
werden. 


(2) Werden an Stelle von Sachgütern Attrappen oder Muster ausgestellt, so sind diese 
hinsichtlich der Preisauszeichnung wie die Sachgüter selbst zu behandeln. 


(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Versteigerungen sowie für Kunstgegenstände und 
Antiquitäten. 


8 3. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat durch Verordnung 
anzuordnen, daß bestimmte Unternehmer die Preise ihrer typischen Leistungen 
auszuzeichnen haben, wenn dies zur Sicherung der Möglichkeit des raschen und einfachen 
Preisvergleichs oder aus sonstigem Interesse der Verbraucher erforderlich ist. Dies ist 
insbesondere dann anzunehmen, wenn eine Untersuchung gemäß 8 5 des Preisgesetzes 
1992 ergibt, daß mehrere Unternehmer eine ungerechtfertigte Preispolitik verfolgen (8 5 Abs. 
5 des Preisgesetzes 1992). 


(2) Erbringen andere als die in einer Verordnung gemäß Abs. I genannten Unternehmer 
Leistungen, deren Preise gemäß dieser Verordnung auszuzeichnen sind, so haben auch 
diese Unternehmer die Preise dieser Leistungen auszuzeichnen. 
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Art der Auszeichnung 


8 4A. (1) Die Preise sichtbar ausgestellter Sachgüter sind so auszuzeichnen, daß ein 
durchschnittlich aufmerksamer Betrachter sie leicht lesen und zuordnen kann. Dies gilt auch 
für Sachgüter, die durch Automaten vertrieben werden. 


(2) Die Preise anderer als im Abs. I genannter Sachgüter und von Leistungen sind durch 
Verzeichnisse auszuzeichnen. Die Preisverzeichnisse für Leistungen sind im Geschäftslokal 
deutlich sichtbar anzubringen. Die Preisverzeichnisse für Sachgüter können auch im 
Geschäftslokal aufgelegt oder dem Kunden zur Einsicht zur Verfügung gestellt werden. 


8 5. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat durch Verordnung zu 
bestimmen, daß bestimmte Unternehmer die Preise für bestimmte Sachgüter und Leistungen 
so auszuzeichnen haben, daß sie sowohl innerhalb als auch von außerhalb der Betriebsstätte 
deutlich lesbar sind, wenn dies zweckmäßig ist, um den Kunden rechtzeitig vor seiner 
Entscheidung über den Erwerb des Sachgutes oder die Inanspruchnahme der Leistung über 
den Preis zu informieren. 


Gastgewerbebefriebe 


8 6. (1) Gastgewerbetreibende haben Preisverzeichnisse für die angebotenen Speisen 
und Getränke in ausreichender Anzahl bereitzuhalten und jedem Gast vor der 
Entgegennahme von Bestellungen und auf Verlangen bei der Abrechnung vorzulegen. 


(2) Für kleinere Betriebe gilt Abs. I nicht, soweit die Gäste die Preise aus 
Preisverzeichnissen ersehen können, die in den Gasträumen an leicht sichtbarer Stelle 
angebracht sind. 


(3) Soweit Gastgewerbebefriebe als Selbstbedienungsbetriebe geführt werden, sind 
abweichend von Abs. 1 und 2 die Preise der zur Entnahme durch die Gäste 
bereitgehaltenen Speisen und Getränke gemäß 8 4 Abs. 1 auszuzeichnen, die Preise der 
Übrigen Speisen und Getränke durch Preisverzeichnisse, die an leicht sichtbarer Stelle 
anzubringen sind. 


(4) Gastgewerbetreibende, die regelmäßig warme Speisen verabreichen oder verkaufen, 
haben überdies von außen lesbar neben oder in der Nähe der Eingangstür ein 
Preisverzeichnis anzubringen, in dem die Preise der angebotenen Speisen verzeichnet sind. 


8 7. Gastgewerbetreibende haben in jedem der Beherbergung dienenden Zimmer den 
Beherbergungs- und Pensionspreis unter Angabe des Leistungsumfangs durch Anschlag oder 
Auflegen eines Preisverzeichnisses auszuzeichnen. 


8 8. (1) Können in Gastgewerbebetrieben Gäste Telefongespräche von nichtöffentlichen 
Sprechstellen führen, so ist der Preis für die Telefongespräche auf Grund der 
Gebührenimpulse zu berechnen. Bei handvermittelten Telefongesprächen ist das Entgelt auf 
Grund der aufgelaufenen Gebührenimpulse sowie der zusätzlich entstandenen amtlichen 
Gebühren zu berechnen. 


(2) Gastgewerbetreibende haben bei den für die Gäste bestimmten Sprechstellen den je 
Gebühreneinheit geforderten Preis auszuzeichnen. Der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten hat durch Verordnung zu bestimmen, daß zusätzlich der geforderte Preis 
für eine Zeiteinheit bestimmter Ferngespräche (Gesprächsverbindungen) auszuzeichnen ist, 
wenn dies zur ausreichenden Information der Verbraucher erforderlich ist. 
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Inhalt der Auszeichnung 


8 9. (1) Die Preise sind einschließlich der Umsatzsteuer sowie aller sonstigen Abgaben und 
Zuschläge auszuzeichnen (Bruttopreise). 


(2) Die Preise sind in Österreichischer Währung auszuzeichnen, wobei jedenfalls der 
Schillingbetrag anzuführen ist. 


(3) Werden zusätzlich Teile des Preises oder der Preis in ausländischer Währung 
angegeben, so ist der gemäß Abs. I und 2 auszuzeichnende Preis mindestens in gleicher 
Schriftgröße und Auffälligkeit zu schreiben. 


(4) Wird zusätzlich der Nettopreis angegeben, so ist der Bruttopreis in dessen unmittelbarer 
Nähe auszuzeichnen. 


8 10. (1) Bei Sachgütern ist der Preis für die Verkaufseinheit eines Sachgutes unter Angabe 
der handelsüblichen Gütebezeichnung und Verkaufseinheit auszuzeichnen (Verkaufspreis). 
Bei vorverpackten und vorportionierten Sachgütern ist der Preis der Packung auszuzeichnen. 


(2) Wird bei Selbstbedienung der Verkaufspreis nicht auf dem Sachgut oder seiner 
Umhüllung (Behältnis) ersichtlich gemacht und wird zur Erstellung der Rechnung ein 
automatisches Ablesesystem verwendet, so ist in der Rechnung beim Verkaufspreis des 
jeweiligen Sachgutes auch dessen handelsübliche Bezeichnung oder deren allgemein 
verständliche Abkürzung anzuführen. 


(3) Unternehmer, die Sachgüter anbieten, für deren Entsorgung sie gesondert Kosten 
verrechnen, haben auch diese in derin 8 4 Abs. I bezeichneten Art auszuzeichnen. 


8 10a. (1) Bei Sachgütern, die nach Volumen, Gewicht, Länge oder Fläche angeboten 
werden, ist neben dem Verkaufspreis auch der Preis je Maßeinheit (Grundpreis) 
auszuzeichnen, sofern im Folgenden nicht anderes bestimmt ist. 


(2) Bei Sachgütem, die in Anwesenheit des Verbrauchers abgewogen oder abgemessen 
werden und die nicht vorher verpackt werden (in losem Zustand zum Verkauf angebotene 
Sachgüter), ist lediglich der Grundpreis auszuzeichnen. 


(3) Die Maßeinheit, auf die sich der Grundpreis bezieht, ist jeweils I Kilogramm, 1 Liter, 1 
Meter, 1 Quadratmeter oder I Kubikmeter, sofern in einer Verordnung gemäß 8 10c Abs. 3 
nicht anderes bestimmt ist. 


(4) Die Auszeichnung des Grundgpreises kann entfallen, wenn dieser mit dem Verkaufspreis 
übereinstimmt. 


(5) Bei Sachgütern, bei denen das Abtropfgewicht anzugeben ist, ist der Grundpreis auf 
das angegebene Abtropfgewicht zu beziehen. 


8 10b. (1) Die Auszeichnung des Grundpreises im Sinne des & 10a ist nicht erforderlich bei 


1. anderen Sachgütern als Lebensmitteln gemäß 8 2 des Lebensmittelgesetzes 1975, BGBl. 
Nr. 86/1975, in der jeweils geltenden Fassung, sofern in einer Verordnung gemäß 8 10c Abs. 2 
nicht anderes bestimmt ist; 


2. Sachgütern, die ein Nenngewicht oder Nennvolumen von weniger als 20 Gramm oder 
20 Milliliter haben; 


3. verschiedenartigen Sachgütern, die zu einem Gesamtpreis angeboten werden; 


4. Fertiggerichten sowie konzentrierten und diätetischen Lebensmitteln, die durch Zusatz 
von Flüssigkeit Fertiggerichte oder fertige Teilgerichte werden, sowie Sachgütern in 
konzentrierter Form, auf denen die zur Zubereitung erforderliche Flüssigkeitsmenge 
angegeben ist; 
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(2) Die Auszeichnung eines neuen Grundpreises im Sinne des & 10a ist nicht erforderlich 
bei 

1. Lebensmitteln, wenn der Verkaufspreis wegen bevorstehender Erreichung des 
Mindesthaltbarkeitsdatums oder wegen drohender Gefahr des Verderbens herabgesetzt 
wird; 

2. Sachgütern ungleichen Nenngewichtes oder -volumens oder ungleicher Nennlänge 
oder -fläche mit gleichem Grundpreis, wenn der geforderte Verkaufspreis kurzfristig um einen 
einheitlichen Betrag herabgesetzt wird. 


(3) Unternehmer, 
1.in deren Gesamtunternehmen höchstens neun Beschäftigte vollzeitig tätig sind, oder 


2. die ihr Unternehmen ausschließlich oder überwiegend in Form eines 
Bedienungsgeschäftes betreiben und in deren Gesamtunternehmen höchstens 50 
Beschäftigte vollzeitig tätig sind, oder 


3. deren Betriebsstätte Über eine Verkaufsfläche von maximal 250 m? verfügt, sofern diese 
Betriebsstätte nicht Bestandteil eines Unternehmens ist, das mehr als zehn Filialen betreibt, 
oder 


4. die auf Gelegenheitsmärkten im Sinne des $ 286 Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994 in 
der jeweils geltenden Fassung oder durch mobile Verkaufseinrichtungen Sachgüter 
anbieten, 


sind zur Auszeichnung des Grungpreises im Sinne des 8 10a nicht verpflichtet. 


8 10c. (1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat durch Verordnung Lebensmittel 
oder Gruppen von Lebensmitteln festzulegen, bei denen die Auszeichnung des Grundpreises 
im Sinne des 8 10a nicht erforderlich ist, weil eine solche Grundpreisauszeichnung auf Grund 
der Beschaffenheit oder Zweckbestimmung der Sachgüter nicht sinnvoll oder geeignet ist, 
bei den Verbrauchern zu Verwechslungen zu führen. 


(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat durch Verordnung 
1. andere Sachgüter als Lebensmittel, 
2. Sachgüter, die nach Stück angeboten werden, 


zu bezeichnen, bei denen der Grundpreis im Sinne des $ 10a auszuzeichnen ist, wenn dies 
zur besseren Information der Verbraucher und für einen leichten und sicheren Preisvergleich 
durch die Verbraucher erforderlich ist. 


(3) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit kann durch Verordnung für Sachgüter, bei 
denen der Grundpreis im Sinne des $& 10a auszuzeichnen ist, eine einzige andere 
Mengeneinheit als I Kilogramm, 1 Liter, 1 Meter, 1 Quadratmeter oder I Kubikmeter als 
Bezugsgröße für die Auszeichnung des Grundpreises festzulegen, wenn diese andere 
Mengeneinheit für diese Sachgüter üblich ist und allgemein verwendet wird. 


(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit kann durch Verordnung neben den 
Unternehmern gemäß 8 10b Abs. 3, weitere Unternehmer von der Pflicht zur Auszeichnung 
des Grundpreises im Sinne des 8 10a auszunehmen, bei denen die Auszeichnung des 
Grungpreises auf Grund der Zahl der zum Verkauf angebotenen Erzeugnisse, der 
Verkaufsfläche, der Art des Verkaufsortes, der Bedingungen für bestimmte Handelsformen, 
bei denen das Erzeugnis für den Verbraucher nicht unmittelbar zugänglich ist oder 
bestimmter Formen der Geschäftstätigkeit, wie bestimmte Arten mobiler Geschäfte eine 
übermäßige Belastung für diese Unternehmen darstellen würde. 


8 11. (1) Die Preise für Leistungen sind unter Angabe der Art und des Umfanges der 
Leistung auszuzeichnen. Wenn dies der Verkehrsübung entspricht, kann statt des Preises für 
die Gesamtleistung der Preis für eine Leistungseinheit angegeben werden. 
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(2) Preise, die für die Fahrt vom oder zum Verbraucher verlangt werden, sind unter der 
Bezeichnung Wegekosten zusammenzufassen und getrennt auszuzeichnen. 


(3) Wird eine Mindestarbeitszeit, ein Mindestarbeitswert, eine Mindestwegzeit oder eine 
Mindestwegstrecke verrechnet, so sind auch die Preise hiefür ersichtlich zu machen. 


(4) Wird der Preis einer Leistungsstunde ersichtlich gemacht, so ist vom Unternehmer ein 
Verzeichnis aufzulegen, aus dem die für die einzelnen Leistungen zur Verrechnung 
kommenden Arbeitswerte zu ersehen sind. 


(5) Werden für die Arbeit je nach Qualifikation oder Anzahl der zum Einsatz gelangenden 
Personen (Arbeitspartien) verschieden hohe Preise gefordert, so ist bei den einzelnen 
ersichtich gemachten Preisen auch die für die unterschiedliche Preisgestaltung 
maßgebliche Qualifikation oder Anzahl der Personen anzuführen. 


(6) Für den Fall, daß bei Materialbeistellung durch den Unternehmer andere Preise gelten 
als bei Materialbeistellung durch den Auftraggeber, sind beide Preise auszuzeichnen. 


8 12. (1) Bei Reisekatalogen und Reiseprospekten ausländischer Herkunft, die in Österreich 
in den Verkehr gebracht werden, genügt es, auf oder in dem Katalog oder Prospekt an gut 
sichtbarer Stelle den für die Umrechnung der in ausländischer Währung angegebenen Preise 
in österreichische Schilling zur Anwendung kommenden Kurs anzugeben, wenn der 
ausländische Preis und der Umrechnungskurs in gleicher Schriftgröße ausgezeichnet werden. 


(2) Wer in Österreich bei Letztverbrauchem für den Einkauf im Ausland wirbt, hat darauf 
hinzuweisen, daß zum angegebenen Preis noch die vom Käufer bei der Verbringung der 
Ware nach Österreich zu entrichtenden Eingangsabgaben, wie insbesondere Zölle, 
Ausgleichsabgaben und Einfuhrumsatzsteuer, hinzukommen. Diese sind in unmittelbarer 
Nähe des angegebenen Preises in ihrer jeweiligen Höhe in gleicher Schriftgröße und 
Auffälligkeit auszuzeichnen und in einer gemeinsamen Gesamtsumme auszuweisen. 


8 13. (1) Die 8$ 9 bis 12 gelten auch für freiwillig, insbesondere in der Werbung, in 
Katalogen oder Prospekten ausgezeichnete Preise. 


(2) Die 88 9 und 12 Abs. 2 gelten auch für Anbote und Kostenvoranschläge. 


Sonderregelungen 


8 14. Der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten hat durch Verordnung eine 
von den 88 4 und 6 bis 8 abweichende Art oder einen von den 88 9 bis 13 abweichenden 
Inhalt der Preisauszeichnung festzulegen, wenn 


1. dies zur Ermöglichung eines leichten und sicheren Preisvergleichs erforderlich und 
nach der Übung des geschäftlichen Verkehrs tunlich ist oder 


2. die in den 88 4 und 6 bis 12 vorgesehene Preisauszeichnung für die Unternehmer eine 
übermäßige Erschwerung wäre und ein leichter und sicherer Preisvergleich nicht 
nennenswert beeinträchtigt wird. 


Strafbestimmungen 


8 15. (1) Wer seine Pflicht zur Preisauszeichnung gemäß den 88 1, 2, 4 und 6 bis 13 oder 
den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen nicht erfüllt oder einen 
höheren als den ausgezeichneten Preis verlangt, annimmt oder sich versprechen läßt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist hiefür mit Geldstrafe bis 20 000 S zu bestrafen. 
Ebenso begeht eine Verwaltungsübertretung und ist zu bestrafen, wer bei Selbstbedienung 


70 


im Falle einer Preisänderung bei einem Sachgut nach dessen Entnahme durch den Kunden 
einen höheren als den im Zeitpunkt der Entnahme ausgezeichneten Preis verlangt, annimmt 
oder sich versprechen läßt. 


(2) Wurde die Bestellung eines Geschäftsführers gemäß 8 39 der Gewerbeordnung 1973 
oder nach anderen Verwaltungsvorschriffen angezeigt oder genehmigt, so ist der 
Geschäftsführer strafrechtlich verantwortlich und sind Geld- und Ersatzfreiheitsstrafen gegen 
ihn zu verhängen. 


(3) Der Unternehmer ist neben dem Geschäftsführer strafbar, wenn er die 
Verwaltungsübertretung wissentlich duldet oder wenn er bei der Auswahl des 
Geschäftsführers es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen lassen. 


(4) Die Abs. 2 und 3 gelten sinngemäß für den Fall der Anzeige oder Genehmigung der 
Bestellung eines Filialgeschäftsführers hinsichtlich der Betriebsstätte, für die er verantwortlich 
ist. 

(5) Der Unternehmer haftet für die Über den Geschäftsführer oder Filialgeschäftsführer 


verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen und die 
Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand. 


$ 16. (1) Die Überwachung der Einhaltung der Preisauszeichnungspflicht und die 
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren obliegen den Bezirksverwaltungsbehörden. 


(2) Soweit im Bereich der Länder besonders geschulte Organe bestehen, können diese für 
die Preisüberwachung im betreffenden Bundesland herangezogen werden. 

(3) Die mit der Überwachung der Einhaltung der Preisauszeichnungspflicht beauftragten 
Organe dürfen Geschäftsräume während der Öffnungszeiten betreten, um die zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe notwendigen Erhebungen durchzuführen. 


Inkrafttreten 


8 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf 
seine Kundmachung folgt. 


(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von dem seiner 
Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Diese Verordnungen dürfen frühestens 
mit dem im Abs. | bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden. 


(3) 8 9 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetztes, BGBl. I Nr. 125/1998, tritt mit 1.Jänner 
1999 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2001 außer Kraft. 

(4) 8 9 Abs. 2in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 1468/1992, tritt mit 1. Jänner 2002 
wieder in Kraft. 

(5) 8 1,8 10 Abs. I erster Satz, $ 10 Abs. 2, 88 10a bis 10c, 8 14 und 8 19 Abs. 3 und Ain der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2000, treten mit 1. September in Kraft. 


(6) 8 15 Abs. I in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. | Nr. 55/2000 tritt mit 1. Jänner 2002 
in Kraft. 


(7) Bis 28 Februar 2002 gilt 8 10b Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. | Nr. 
55/2000 mit der Maßgabe, dass die Betriebsstätte Über eine Verkaufsfläche von maximal 
400m? verfügt. 


(8) Verordnungen auf Grund des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 55/2000 können bereits ab 
dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag erlassen werden. dürfen 
aber frühestens mit 1. September 2000 in Kraft gesetzt werden. 
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Änderung und Aufhebung geltender Vorschriften 


8 18. Die 88 73 Abs. 2 und 3, 202 und 368 Z 9 der Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 
50/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 686/199], werden aufgehoben. 


Übergangsbestimmungen 


8 19. (1) Die Bundesgendarmerie, in Orten, in denen Bundespolizeibehörden bestehen, 
die Sicherheitswachen dieser Behörden haben in den ersten sechs Monaten ab Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes als Organe der Bezirksverwaltungsbehörde bei der Vollziehung des 8 
15 Abs. I durch Maßnahmen, die für die Einleitung und Durchführung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, mitzuwirken. 


(2) Auf Verwaltungsübertretungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
begangen wurden, ist weiterhin das Preisgesetz, BGBl. Nr. 260/1976, zuletzt geändert durch 
die Preisgesetznovelle 1988, BGBl. Nr. 337, anzuwenden. 

(3) Auf Verwaltungsübertretungen, die vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. | 
Nr. 55/2000 begangen wurden, sind weiterhin das Preisauszeichnungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 
146/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz, BGBl. | Nr. 191/1999, und die Verordnung 
des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend Ausnahme bestimmter 
Sachgüter von der Preisauszeichnungspflicht, BGBl. Nr. 614/1993, anzuwenden. 

(4) Hinsichtlich der Pflicht zur doppelten Währungsangabe im Sinne des Euro- 
Währungsangabengesetzes, BGBl. I Nr. 110/1999, in der jeweils geltenden Fassung, findet 
weiterhin 8 1 des Preisauszeichnungsgesetzes 1992, BGBl. Nr. 146/1992, Anwendung. 


Vollziehung 


8 20. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 


1. hinsichtlich des $ 19 Abs. I und 2 je nach ihrem Zuständigkeitsbereich der 
Bundesminister für Inneres und der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, 


2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten betraut. 


Bezugnahme auf Gemeinschaftsrecht 


8 21 Durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 55/2000 wird die Richtlinie 98/6/EG Über den 
Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse, ABl. 
Nr. L80 vom 18. März 1998, S. 27 in österreichisches Recht umgesetzt. 
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Anhang 8: Überblick über bundesgesetzliche Preisauszeichnungs- 


verpflichtungen 


Verordnung Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit betreffend die 


Verpflichtung zur Grundpreisauszeichnung, BGBl Nr. 270/2000 


Auf Grund der 88 10c Abs. I bis Abs. 3 und 14 Z 2 des Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 146/1992, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. | Nr. 55/2000, wird verordnet: 


8 1. Beinachstehend genannten Nicht-Lebensmitteln ist der Grundpreis auszuzeichnen: 


1. 


Farben und Lacke, ausgenommen Farben für Kunstmaler und für den Unterricht [in 


Täfelchen, Tuben, Töpfchen, Fläschchen, Näpfchen oder ähnlichen Aufmachungen), 


2 


oo oON O0 RR 0@ 


9 


. Klebstoffe und Leime, 

. Fußbodenbeläge, die zur Verlegung von Wand zu Wand bestimmt sind, 
. Tapeten, 

. Fliesen, 

. Reinigungs- und Waschmittel und Regeneriersalze, 

. Pflegemittel, einschließlich Desinfektions- und Entkalkungsmittel, 

. Dünge- und Pflanzenschutzmittel, 

. Luftverbesserungs-, Vorratsschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel, 


10. kosmetische Mittel, ausgenommen kosmetische Mittel, die Überwiegend der Färbung 
und Verschönerung der Haut, der Haare oder der Nägel dienen, 


11. Tiernahrung, 


12. Wolle, Garne und Zwirne und 


13. Schmieröle. 


S 


2. Bei nachstehend genannten Lebensmitteln ist der Grundpreis pro Stück 


auszuzeichnen: 


1; 
2. 
3. 
4. 
3. 
6. 


Gebäck, 
Eier, 
Grapefruits, 
Zitronen, 
Kiwi und 
Paprika. 


8 3. (1) Bei nachstehend genannten Sachgütern kann als Maßeinheit, auf die sich der 
Grungpreis bezieht, jeweils 100 Gramm oder 100 Milliliter verwendet werden: 


ir 
2. 
3: 


Wurstwaren und Schinken, 
Käse, 
kosmetische Mittelgemäß 8 1Z 10, 
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4. Schokoladen, Schokolade- und Kakaoerzeugnisse und Zuckerwaren, 


5. Dauerbackwaren und Windbäckerei, ungefülltes Salz- und Käsegebäck, 
Backerzeugnisse aus Makronenmasse und ungefülltes Teegebäck. 


(2) Bei Bier ist die Maßeinheit, auf die sich der Grundpreis bezieht, 0,5 Liter. 
(3) Bei Zwirnen ist die Maßeinheit, auf die sich der Grundpreis bezieht, 1 000 Meter. 


(4) Bei Waschmitteln kann als Maßeinheit für den Grungpreis eine Übliche Anwendung 
verwendet werden. Dies gilt auch für Wasch- und Reinigungsmittel, sofern sie einzeln 
portioniert sind und die Zahl der Portionen zusätzlich zur Gesamtfüllmenge angegeben ist. 


8 4. Nachstehend genannte Lebensmittel werden von der Verpflichtung zur 
Auszeichnung des Grundpreises ausgenommen: 


1. Qualitätswein, 


2. Konditorwaren sowie Fein- und Konditorbackwaren, ausgenommen ungefülltes Salz- 
und Käsegebäck, Backerzeugnisse aus Makronenmasse und ungefülltes Teegebäck, 


3. Gewürze und Gewürzmischungen, Kräuter und Kräutermischungen, 

4. Phantasieerzeugnisse auf der Basis von Schokolade, Kakao, Marzipan oder Zucker, 
5. Speiseeis-Einzelpackungen, auch in Überverpackungen, 

6. Tee und teeähnliche Erzeugnisse in Aufgussbeuteln, 

7. Backhilfsmittel, Vanillezucker, Vanilliinzucker und Germ und 

8. Spirituosen in Kleinpackungen. 


8 5. Unternehmer, die Warenautomaten betreiben, können den Grundpreis der 
Sachgüter, die mittels Automaten vertrieben werden, auch mit Hilfe einer gut lesbaren, am 
Automaten angebrachten Liste auszeichnen. 


8 6. Die Verordnung tritt mit 1. September 2000 in Kraft. 


Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten 
betreffend Preisauszeichnung für bestimmte Leistungen und für Treibstoffe bei 
Tankstellen (Verordnung hinsichtlich typischer Leistungen), BGBl. Nr. 813/1992 
idF BGBl. II Nr. 130/2001 


Auf Grund der 88 3 Abs. 1, 5 und 14 Abs. I des Preisauszeichnungsgesetzes, BGBl. Nr. 
1468/1992, wird verordnet: 


Preisauszeichnung für Leistungen 
8 1. Die nachstehend genannten Unternehmer haben die Preise ihrer typischen 
Leistungen, die sie in der angeführten Eigenschaft an Verbraucher erbringen, auszuzeichnen: 
1. Änderungsschneider, 


2. Augenoptiker und Kontaktlinsenoptiker hinsichtlich folgender Leistungen: Sehtest, 
Brillenglasbestimmung, Kontaktlinsenanpassung, Kontaktlinsennachversorgung, Werkstatt- 
leistungen, 


3. Bestatter, 
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4A. Betreiber von 


a) Fitnesscentern und Schlankheitsstudios hinsichtlich der Zurverfügungstellung von 
Fitnessgeräten und Schlankheitsgeräten, 


b) Garagen, 

c) gewerblichen Bädern, 
d) gewerblichen Leihbüchereien, 
e) Saunen, 

f) Solarien, 

9) Tankstellen, 

h) Theaterkartenbüros, 

i) Videotheken, 

5. Bodenleger, 

6. Bootsvermieter, 

7. Fahrradmechaniker, 


8. Fotografen hinsichtlich der Entwicklung und Ausarbeitung von Filmen und der 
Herstellung von Paßfotos und Fotos bei privaten Anlässen, 


9. Friseure, 

10. Fußpfleger, 

11. Gärtner hinsichtlich der Garten- und Grabbetreuung, 
12. Glaser, 


13. Karosseriebauer, Karosseriespengler und Karosserielackierer hinsichtlich Arbeiten an 
Kraftfahrzeugen, 


14. Kleider- und Kostümverleiher, 
15. Kosmetiker, 

16. Kraftfahrzeugtechniker, 

17. Maler und Anstreicher, 

18. Masseure, 


19. Pfandleiher, soweit das vom Kreditnehmer gegebene Pfand in der Verfügungsgewalt 
des Pfandbestellers verbleibt, wobei sie jedenfalls auch zur Auszeichnung des effektiven 
Jahreszinssatzes anhand repräsentativer Beispiele verpflichtet sind; der Jahreszinssatz ist 
entsprechend der in $ I Abs. 5 der Verbraucherkreditverordnung, BGBl. II Nr. 260/1999 
festgelegten Berechnungsart zu berechnen, 


20. Platten- und Fliesenleger, 

21. Radio- und Videoelektroniker, 

22. Rauchfangkehrer im Umfang des 8 4, 
23. Schleppliftunternehmer, 

24. Schlüsseldienste, 

25. Schuhmacher, 

26. Tapezierer, 

27. Textilreiniger, 


28. Unternehmer, die Fahrzeuge - Kraftfahrzeuge ohne Beistellung eines Lenkers - oder 
Zubehör zu Fahrzeugen vermieten, 


29. Unternehmer, die Geräte der Unterhaltungselektronik vermieten, 


30. Unternehmer, die Geräte oder Werkzeuge, wie zB Heimwerkergeräte oder 
Gartengeräte, vermieten, 
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31. Unternehmer, die Reifen mit oder ohne Felgen an Fahrzeugen montieren, hinsichtlich 
der dabei Üblicherweise anfallenden Leistungen einschließlich des Wuchtens, 


32. Unternehmer, die Wartungs-- und Instandhaltungsarbeiten für Verbraucher 
durchführen, wie Reparatur oder Wartung von Heizungsanlagen, Haushaltsgeräten oder 
Computern sowie Wärmeabrechnungsunternehmer, 


33. Unternehmer, die Sportgeräte und Sportausrüstung, wie insbesondere Schi, 
Schischuhe, Eislaufschuhe, Fahrräder oder Windsurfgeräte vermieten, warten oder 
reparieren, 


34. Vermittler von Privatverkäufen, 
35. Betreiber von Wechselstuben. 


8 2. Friseure, Textilreiniger, Kosmetiker, Fußpfleger, Masseure, Betreiber von Fitnesscentern 
und Schlankheitsstudios hinsichtich der Zurverfügungstellung von Fitnes- und 
Schlankheitsgeräten und Betreiber von Wechselstuben haben die Preise für ihre typischen 
Leistungen so auszuzeichnen, dass sie sowohl innerhalb als auch von ausserhalb der 
Betriebsstätte deutlich lesbar sind. 


8 3. Betreiber von Theaterkartenbüros haben auf einem Aushang in den für den Verkehr 
mit Privatpersonen bestimmten Räumen die Vergütungen, die sie für die im $ 281 Abs. 1 
GewO 1994 angeführten Tätigkeiten verrechnen, in Prozentsätzen der Kassenpreise ($ 281 
Abs. 2 GewO 1994) auszuzeichnen. 


8 4. Rauchfangkehrer haben 


1. in der ersten Rechnung, die sie nach einer Änderung des Kehrgegenstandes oder des 
Tarifes legen, 


a) eine detaillierte Auflistung der einzelnen Rechnungspositionen vorzunehmen, 


b) einen Hinweis anzubringen, daß der Kunde den für ihn zutreffenden Tarif auf Wunsch 
bei ihnen beziehen kann, 


2. für Leistungen, für die keine Höchsttarife behördlich festgesetzt sind, den Preis je 
Regiestunde in den für den Verkehr mit den Kunden bestimmten Räumen auszuzeichnen. 


Preisauszeichnung für Treibstoffe bei Tankstellen 


8 5. (1) Die Betreiber von Tankstellen haben die Preise für Normal- und Superfahrbenzin 
sowie für Dieselkraftstoff auf dem Tankstellenareal auf eine solche Art auszuzeichnen, daß 
motorisierte Straßenbenützer von der Fahrbahn aus bei einer für das allfällige Zufahren zur 
Tankstelle entsprechend reduzierten Geschwindigkeit die Preise leicht lesen und zuordnen 
können. 


(2) Ist die Auszeichnung der Preise auf die im Abs. I bezeichnete Art nach anderen 
Rechtsvorschriften unzulässig, so sind die im Abs. 1 genannten Preise derart auszuzeichnen, 
daß sie die in den Tankstellenbereich einfahrenden motorisierten Straßenbenützer vom 
Fahrzeug aus leicht lesen und zuordnen können. 


(3) Werden die Preise auch außerhalb des Tankstellenareals in unmittelbarer Nähe der 
Zufahrt zur Tankstelle ausgezeichnet, so hat dies ebenfalls den Erfordernissen des Abs. 1 zu 
entsprechen. 


8 6. Der 8 5 findet keine Anwendung auf Tankstellen, die in Verbindung mit einer Garage 
betrieben werden, wenn von dieser Tankstelle Treibstoff nur an Benützer der Garage 
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abgegeben wird und überdies keine Werbung für den Vertrieb von Treibstoffen, 
insbesondere auch nicht durch die Hinweistafel ‚„Tankstelle", erfolgt. 


Schlußbestimmungen 


8 7. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft. 


(2) Die 88 I bis 3 und 8 in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 130/2001 treten mit dem 
der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 


8 8 Die in dieser Verordnung verwendeten Bezeichnungen der Unternehmer sind 
geschlechtsneutral zu verstehen. 


88 281 Gewerbeordnung, BGBl. Nr. 194/1994 


8 281. (1) Beim Verkauf oder bei der Vermittlung des Verkaufes von Eintrittskarten für 
öffentliche Vorführungen oder Schaustellungen aller Art dürfen nur Eintrittskarten, die mit 
dem Aufdruck oder der handschriftichen Angabe des Kassenpreises (Abs. 2) versehen sind, 
abgegeben werden; auf den Anweisungen muß der Kassenpreis ersichtlich sein. 


(2) Als Kassenpreis gilt der Eintrittspreis zuzüglich aller von jedem Käufer bei dem 
unmittelbaren Einkauf dem Unternehmer der öffentlichen Vorführung oder Schaustellung zu 
entrichtenden sonstigen Beträge. 


(3) Wenn die Besorgung oder Vermittlung von Eintrittskarten Übernommen, aber nicht 
ausgeführt wird, so darf hiefür keine Vergütung verlangt oder angenommen werden. 


(4) Der Ersatz von Barauslagen, wie Spesen für Telegramme und Ferngespräche, fällt nicht 
unter das Verbot des Abs. 23. 


$ 57 Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz (EIWOG), BGBl. 


143/1998, hinsichtlich der Veröffentlichung von Tarifen und Preisen 


8 57. (unmittelbar anwendbares Bundesrecht) Verordnungen auf Grund dieses 
Bundesgesetzes, sofern sie Tarife und Preise betreffen, sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
kundzumachen. Sie treten, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt für ihr Inkrafttreten bestimmt 
ist, mit Beginn des Tages ihrer Kundmachung in Kraft. Ist eine Kundmachung im „Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung" nicht oder nicht zeitgerecht möglich, so sind die Verordnungen in 
anderer geeigneter Weise - insbesondere durch Rundfunk oder Veröffentlichung in einem 
oder mehreren periodischen Medienwerken, die Anzeigen veröffentlichen, insbesondere in 
Tageszeitungen - kundzumachen. 


88 22 Abs. 4 und 5 Eisenbahngesetz, BGBl. Nr. 60/1957 


8 22. (4) Für die Tarife der Eisenbahnverkehrsunternehmen gelten auch die Bestimmungen 
des Eisenbahnbeförderungsrechtes. 


(5) Die Tarife der Straßenbahnen und Seilbahnen haben die Beförderungsbedingungen 
und alle zur Berechnung der Beförderungspreise notwendigen Angaben zu enthalten. Sie 
sind jedermann gegenüber in gleicher Weise anzuwenden. Die Beförderungsbedingungen 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Behörde. Diese ist zu erteilen, wenn 
öffentliche Interessen nicht entgegenstehen. Die zur Berechnung der Beförderungspreise 
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notwendigen Angaben sowie die wesentlichen Bestimmungen der Beförderungs- 
bedingungen sind durch Aushang an geeigneter Stelle bekanntzumachen. 


88 2 Abs. 3, 6 Abs. 4 und 11 Abs. 3 Eisenbahnbeförderungsgesetz, BGBl. 


180/1988, hinsichtlich der Veröffentlichung von Tarifen und Fahrpreisen 


8 2. (3) Die Eisenbahn benötigt für abweichende Beförderungsbedingungen eine 
Genehmigung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, sofern dieses 
Gesetz nicht vorsieht, daß sie andere Bestimmungen festsetzen kann; solche Bestimmungen 
dürfen nur bei besonderen kaufmännischen, betrieblichen oder örtlichen Umständen 
festgesetzt werden und sind ohne Genehmigung ungültig. Die Genehmigung ist zu erteilen, 
sofern dadurch das Öffentliche Interesse an einer sicheren und ordnungsgemäßen 
Verkehrsbedienung nicht beeinträchtigt wird und die Bestimmungen nicht nach dem 
Privatrecht unzulässig sind. Die Eisenbahn hat die Genehmigung der abweichenden 
Bestimmungen in der Veröffentlichung der Tarife ersichtlich zu machen. 


8 6. (4) Die Tarife müssen veröffentlicht werden und sind ohne Veröffentlichung ungültig. 
Sie treten, sofern sie keine Erhöhungen der Beförderungspreise oder der Nebengebühren 
oder Erschwerungen der Beförderungsbedingungen enthalten, frühestens mit Ablauf des 
Tages der Veröffentlichung in Kraft. Erhöhungen der Beförderungspreise oder der 
Nebengebühren oder Erschwerungen der Beförderungsbedingungen treten für die 
Beförderung von Personen und Reisegepäck frühestens mit Ablauf des sechsten Tages nach 
der Veröffentlichung für die Beförderung von Gütern frühestens mit Ablauf des fünfzehnten 
Tages nach der Veröffentlichung in Kraft; diese Fristen beginnen am Tag nach der 
Veröffentlichung zu laufen und gelten nicht für Tarife, die eine Ermäßigung gegenüber den 
Regeltarifen enthalten. Werden offensichtliche Fehler berichtigt, so treten diese 
Berichtigungen mit Ablauf des Tages der Veröffentlichung in Kraft. 


8 11. (8) Die Eisenbahn hat in den Bahnhöfen die Fahrpreise für die gängigen 
Verbindungen des betreffenden Bahnhofs durch Aushang bekanntzumachen. 


8 14. (5) Die genehmigten Tarife sind im Amtsblatt der betroffenen Landesregierung, bei 
Genehmigung durch den Bundesminister für Öffentliche Wirtschaft und Verkehr im 
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen und treten frühestens zwei Wochen nach 
dem Tag ihrer Kundmachung in Kraft. 


8& 14 Abs. 5 Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 1996, BGBl. 112/1996, hinsichtlich 


der Veröffentlichung von Tarifen 


8 14. (5) Die genehmigten Tarife sind im Amtsblatt der betroffenen Landesregierung, bei 
Genehmigung durch den Bundesminister für Öffentliche Wirtschaft und Verkehr im 
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen und treten frühestens zwei Wochen nach 
dem Tag ihrer Kundmachung in Kraft. 


78 


8 13 Abs. 2 Güterbeförderungsgesetz 1995 , BGBl. 17/1998, hinsichtlich der 


Veröffentlichung von Tarifen 


8 13. (2) Die Tarife sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen und treten 
frühestens vier Wochen nach dem Tag ihrer Kundmachung in Kraft. 


88 20 Z 6 und 7 Kraftfahrliniegesetz, BGBl. I Nr. 203/1999 


8 20. Die Berechtigung verpflichtet deren Inhaber: 


6. die Fahrpläne, sofern in den Linienfahrzeugen keine Abfertigungsgeräte zum Einsatz 
gelangen auch eine Aufstellung der Fahrpreise (Tarifdreieck), sowie die 
Beförderungsbedingungen in den Linienfahrzeugen mitzuführen und den Fahrgästen auf 
Verlangen vorzulegen. Außer bei Verwendung einer Haltestellenanzeige im Linienfahrzeug 
hat dieser Fahrplan sämtliche Haltestellen der Kraftfahrlinie anzuführen. An den Haltestellen 
sind gut lesbare Fahrpläne oder Auszüge aus diesen (Durchfahrtszeiten) unter Angabe der 
die Kraftfahrlinien betreibenden Unternehmen anzuschlagen und zu erhalten. Die 
Beförderungspreise und die Fahrpläne sind im Österreichischen Kraftfahrlinienkursbuch auf 
Kosten des Berechtigungsinhabers amtlich zu veröffentlichen. In den Linienfahrzeugen ist die 
Betriebsführung sowie die Durchführung von Auftragsfahrten in der in 8 22 Abs. 4 
angeführten Weise kenntlich zu machen (Publizitätspflichten). Die Fahrplandaten sind 
überdies an die Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften (8 17 ÖPNRVG 1999) für eine 
Veröffentlichung in einem Verbundkursbuch sowie für die Veröffentlichung über 
elektronische Medien zur Verfügung zu stellen. Bei Veröffentlichung in einem 
Verbundkursbuch, das zumindest alle Kraftfahrlinien des betreffenden Bundeslandes erfaßt, 
kann die amtliche Veröffentlichung der Fahrpläne im Österreichischen 
Kraftfahrlinienkursbuch unterbleiben; 


7. jedem Fahrgast einen Fahrausweis auszufolgen, aus dem der Abfahrts- und Zielort oder 
die Gültigkeitszonen und der Fahrpreis und bei Zeitkarten überdies die Gültigkeitsdauer 
hervorgehen. Für entgeltlich befördertes Gepäck ist ein Gepäckschein auszugeben 
(Fahrscheinpflicht); 


& 350 ASVG, BGBl. 189/1955, betreffend Heilmittelverzeichnis Abgabe von 


Heilmitteln 


8 350. (1) Heilmittel ($ 136) und Heilbehelfe (8$ 137) usw. dürfen für Rechnung der 
Krankenversicherungsträger von Apothekern und Hausapotheken führenden Ärzten nur 
unter folgenden Voraussetzungen abgegeben werden: 


1. Bestehen eines Vertragsverhältnisses mit dem Krankenversicherungs-träger, 


2. Verordnung durch einen mit dem Krankenversicherungsträger in einem 
Vertragsverhältnis stehenden Arzt und 


3. freie Verschreibbarkeit nach dem vom Hauptverband herausgegebenen 
Heilmittelverzeichnis (8 31 Abs. 3Z 11 lit. b) bzw. nach den Richtlinien Über die ökonomische 
Verschreibweise ($ 31 Abs. 3Z 11 lit. a) oder bei Vorliegen einer chef- oder kontrollärztliichen 
Bewilligung. (BGBl. Nr. 111/1986, Art. VZ5)- 1.1.1986; (BGBl. Nr. 676/1991, Art. VZ 9) - 1.1.1992. 


(2) Verschreibungen von Heilmitteln durch Wahlärzte ($ 131 Abs. 1) sind, wenn die 
Anspruchsberechtigung gegeben und die Verordnung nach den Richtlinien über die 
ökonomische Verschreibweise zugelassen ist, im Falle der Bestätigung durch den 
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Versicherungsträger den von den Vertragsärzten ausgestellten Rezepten gleichzu- stellen. 
(BGBl. Nr. 31/1973, Art. V Z 20) - 1.1.1973. 


8 79 Arzneimittelgesetz, BGBl. 185/1983, hinsichtlich der Veröffentlichung von 


Tarifen 


8 79. (1) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz hat im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen Gebühren für die nach diesem 
Bundesgesetz zu erteilenden Bewilligungen und sonstigen Tätigkeiten von Dienststellen des 
Bundes, deren Notwendigkeit sich 


1. aus diesem Bundesgesetz und den auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen 
oder 


2. einschlägigen Rechtsakten der Europäischen Union ergibt, entsprechend den 
erfahrungsgemäß im Durchschnitt hiebei erwachsenden Kosten in einem Tarif festzulegen. 
Der Tarif und dessen Änderungen sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. 
Ausferfigungen des Tarifs sind vom Bundeministerium (richtig: Bundesministerium) für 
Gesundheit und Konsumentenschutz auf Verlangen gegen Ersatz der Kosten abzugeben. 


(2) Ergibt sich auf Grund dieses Bundesgesetzes, der auf seiner Grundlage erlassenen 
Verordnungen oder der Rechtsakte im Sinne des Abs. I Z 2 die Notwendigkeit von 
Tätigkeiten von Dienststellen des 


Bundes, für die ein Tarif nicht festgesetzt ist, so sind die tatsächlich entstandenen Kosten 
vorzuschreiben. 


(3) Der Bundesminister für Gesundheit und Konsumentenschutz kann im Einzelfall davon 
Abstand nehmen, für bestimmte Tätigkeiten Gebühren einzuheben, wenn diese auf Grund 
eines Parteienantrages durchzuführen sind und die Interessen der Öffentlichen Gesundheit 
an diesem Antrag das Parteieninteresse erheblich übersteigen. 


(4) Für Barauslagen hat die Partei unabhängig von den im Tarif festgelegten Gebühren 
gemäß 8 76 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51, 
aufzukommen. 


88 18 Abs. 1 Telekommunikationsgesetz, BGBl. I Nr. 100/1997 


8 18 (1) Der Konzessionsinhnaber hat Geschäftsbedingungen zu erlassen, die 
angebotenen Dienste zu beschreiben und die dafür vorgesehenen Entgelte festzulegen. 
Geschäftsbedingungen, Dienstebeschreibung und Entgelte sind der Regulierungsbehörde 
anzuzeigen und in geeigneter Form kundzumachen. Sofern eine Genehmigung gemäß Abs. 
4 und 6 erforderlich ist, darf der Telekommunikationsdienst erst erbracht werden, wenn die 
Genehmigung vorliegt. 


8 35 Bankwesengesetz, BGBl. Nr. 532/1993 


8 35. (1) Kreditinstitute haben im Kassensaal auszuhängen: 
1. Angaben über 
a) die Verzinsung von Spareinlagen, 


b) die Entgelte, die allenfalls für Dienstleistungen im Zusammenhang mit Spareinlagen und 
für sonstige Dienstleistungen im Privatkundenbereich verlangt werden, 
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c) den effektiven Jahreszinssatz von Verbraucherkrediten, allenfals an Hand 
repräsentativer Beispiele, und 


d) den fiktiven Jahreszinsatz gemäß 8 33 Abs. 5 unter der Annahme der 
Inanspruchnahme eines verfügbaren Kreditbetrages in Höhe von 50 000 S im Ausmaß von 50 
vH und von 100 vH, allenfalls an Hand repräsentativer Beispiele, im Fall 


aa) des Zahlungsverzuges gemäß 8 33 Abs. 22 3 und 

bb) der Überziehung von Verbrauchergirokonten sowie 

1. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen; 

2. die Angaben über das Einlagensicherungssystem gemäß 8 93 Abs. 8. 


(2) Jede Werbung über die Bereitschaft zur Kreditgewährung hat - sofern sie 
Zahlenangaben über den Zinssatz oder die Kreditkosten enthält - den effektiven bzw. den 
fiktiven Jahreszinssatz, allenfalls an Hand repräsentativer Beispiele, anzugeben. 


8 11 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Bundesämter für Landwirtschaft und 
die landwirtschaftlichen Bundesanstalten, BGBl. Nr. 515/1994, betreffend die 


Veröffentlichung von Tarifen 


8 11. (3) Auf die Erlassung und Änderung des Tarifes ist im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
hinzuweisen. Ausfertigungen des Tarifes sind vom Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft und vom Bundesamt für Landwirtschaft oder von der landwirtschaftlichen 
Bundesanstalt, um deren Tarif es sich handelt, auf Verlangen gegen Ersatz der Kosten 
abzugeben. 
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Anhang 9: Preisbehörden in den Ämtern der Landesregierung 


Amt der Burgenländischen Landesregierung 
Europaplatz I 

7000 Eisenstadt 

Abteilung 2 - Gemeinden und Schulen 


Leiter: Dr. Andreas Gold Tel.: 02682/600/2346 

Fax.: 02682/600/2775 

E-Mail: post.gemeindewesen@®bald.gv.at 
Mitarbeiter: Hr. Schleischitz Tel.: 02682/600/2272 


Amt der Kärntner Landesregierung 
Karfreitstraße 1 
9021 Klagenfurt 
Abteilung 7 - Gewerbe 
Leiter: Dr. Erwin Steiner Tel.: 0463/536/30705 
Fax.: 0463/536/30710 
E-Mail: waltraud.komar@ktn.gv.at 
Mitarbeiter: Fr. Komar Tel.: 0463/536/30712 


Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

Landhausplatz 1 

3109 St. Pölten 

Abteilung: Sparkassen und Stiftungsaufsicht WST7 

Leiter: Dr. Gerhard Orthofer Tel.: 02742/9005/15267 
Fax: 02742/9005/15366 
E-Mail: post.wst7/@noel.gv.at 

Mitarbeiter: Hr. Haslhofer Tel.: 02742/200/5287 

Mag. Minkowitsch Tel.: 02742/9005/15244 


Amt der Oberösterreichischen Landesregierung 


Altstadt 30 
4010 Linz 
Abteilung: Gewerbe 
Leiter: Dr. Norbert Achleitner Tel.: 0732/7720/5120 
Fax.: 0732/7720/1785 
E-Mail: ge.post@ooe.gv.at 
Mitarbeiter: Hr. Reder Tel.: 0732/7720/5122 


Amt der Salzburger Landesregierung 
Fanny-von-Lehnert-Straße | 
Postfach 527 
5010 Salzburg 
Abteilung: 5, Ref. 5/03 Konsumentenschutz 
Leiter: Mag. Alexander Prähauser Tel.: 0662/8042/3467 
Fax.: 0662/8042/3469 
E-Mail: post@konsumentenschutz.land-sbg.gv.at 
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Amt der Steiermärkischen Landesregierung 


Wartingergasse 43 
8011 Graz 
Abteilung: RA 2 
Fr. Dr. Marlies Skorscheni Tel.: 0316/877/2092 
Fax.: 0316/877/2123 
E-Mail: post@ra2.stmk.gv.at 
Mitarbeiter: Fr. Pichler Tel.: 0316/877/2093 


Amt der Tiroler Landesregierung 
Wilhelm-Greil-Straße 25 
6010 Innsbruck 
Abteilung: Abteilung Gewerberecht 
Dr. Peter Turecek Tel.: 0512/508/2428 
Fax.: 0512/508/2405 
E-Mail: p.turecek@tirol.gv.at 
Mitarbeiter: Hr. Tarneller Tel.: 0512/508/2425 


Amt der Vorarlberger Landesregierung 
Landhaus 
Römerstraße 15 
6901 Bregenz 
Abteilung: Vla, Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten 
Leiter: Mag. Karlheinz Rüdisser Tel.: 05574/511/26110 
Fax.: 5574/511/26195 
E-Mail: karlheinz.ruedisser@vIr.gv.at 
Mitarbeiter: Mag. Tölzer Tel.: 05574/511/26115 


Amt der Wiener Landesregierung 


MA 62 
Lerchenfelder Straße 4 
1082 Wien 
Abteilung: Preisbehörde 
Leiter: Dr. Hans-Werner Sokop Tel.: 01/4000/8941 1 
Fax.: 01/4000/99/89401 
E-Mail: post@möd2.magwien.gv.at 
Mitarbeiter: Dr. Ujhelyi Tel.: 01/4000/89412 


Amt der Wiener Landesregierung 
MA 63 
Wipplingerstraße 8 
1011 Wien 
Dr. Albert Oppel Tel.: 01/53436/971 16 
Fax.: 01/53436/999 7115 
E-Mail: opp@möd3.maqgwien.gv.at 


MA 59 - Marktamt, Referat: Preisangelegenheiten 

Am Modenapark 1-2 

1030 Wien 

Leiter: Egon Kipf Tel.: 01/4000/87936 


Fax.: 01/400099/87918 
E-Mail: post@m59.magwien.gv.at 
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Wirtschaftsstandort Österreich - Wettbewerbsstrategien für das 21. 
Jahrhundert (Handler [Hrsg.]); Februar 1996; 2. Aufl. Februar 1998 


Wettbewerbsbericht; März 1996 
Deregulierung im Wirtschaftsrecht (Winner); Oktober 1996 
Reform des Betriebsanlagenrechts (Schwarzer); März 1997 


Vom Schilling zum Euro - Wirtschaftspolitische Aspekte des Überganges 
(Handler [Hrsg.]); März 1997 


Ansätze zur Sicherung der Nahversorgung; Juli 1997 


Der Euro - Aspekte der Umsetzung in den Unternehmen (Handler, Takacs 
[Hrsg.]); August 1997 


Der österreichische Außenhandel 1997; Dezember 1997 
Holz als Standortfaktor - Bauen mit Holz; Jänner 1998 


Wirtschaftsstandort Österreich - Rahmenbedingungen im Umbruch 
(Handler [Hrsg.]); Februar 1998 


Wirtschaftsstandort Österreich - Globalisierung - Tourismus - Beschäftigung 
(Handler [Hrsg.]); Juli 1998 


Anreize zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren und zur 
Aufdeckung freier Kapazitäten im öffentlichen Sektor (Wieser); September 
1998 


Auswirkungen der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten (Burger); 
Oktober 1998 


Better Regulation Serves Employment (Handler [Ed.]); October 1998 

Das österreichische Gründungsgeschehen (Wanzenböck); Oktober 1998 
Future Competitiveness of Europe (Darlap, Handler [Ed.]); December 1998 
Freie Berufe - Regulierungssysteme (Buchinger); Mai 1999 


Wirtschaftsstandort Österreich - Ernährungswirtschaft (Buchinger, Handler 
[Hrsg.]); August 1999 


Der Euro - Aspekte der Umsetzung für den Verbraucher (Frauwallner, 
Handler [Hrsg.]); Oktober 1999 


Der Unternehmer und die Banken - Neue Herausforderungen auf 
Finanzmärkten (Frauwallner, Handler [Hrsg.]; November 1999 


Zahlungsbilanz - Einst und Jetzt (Burger, Handler [Hrsg.]); Februar 2000 


Wohnbauforum - Mehr Markt oder mehr Staat für Gemeinnützige? 
(Handler, Sommer [Hrsg.]; April 2000 


Eastern Enlargement: The Sooner, the Better? (Arndt, Salvatore, Handler 
[HArsg.]); Juli 2000 
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“ Bürgernahes Wirtschaftsrecht - Eine Utopie? (Handler, Fuchs [Hrsg]); 
November 2000 


« Festschrift Heinz Handler - Wirtschaftsstandort Österreich, Von der Theorie 
zur Praxis (Fuchs, Horvath [Hrsg.]); Jänner 2001 


Die 0.9. Titel können - soweit noch verfügbar -— beim Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit angefordert werden (Fax 01 - 714 27 22; Tel O1 - 71100 - 
5653). 


